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Selbstvorstellung

MEINE BEWERBUNG FÜR DIE LANDESLISTE ZUR
BUNDESTAGSWAHL

Liebe Freund:innen,

ein Jahr nach Beginn der Corona-Pandemie wird jeden Tag
deutlicher, wie wenige Antworten die derzeitige
Bundesregierung auf die Probleme unserer Zeit hat. Sei es
fehlende soziale Gerechtigkeit, die Klimakrise, das Patriarchat
oder Rassismus, die Krisen unserer Zeit sind vielfältig und
verlangen nach unseren, nach GRÜNEN Ideen!

Aus meiner kommunalpolitischen Arbeit und auch aus meinem
beruflichen Alltag in einer kommunalen Verwaltung nehme ich
vor allem eine grüne Idee mit, die ich für uns im Bundestag
voranstellen will:

Wir müssen –

Kommunen stark machen für den Wandel! 

Den Wandel, den wir als Grüne erreichen wollen, nämlich den Wandel hin zu einer Gesellschaft, die
nicht weniger als das gute Leben für Alle zu bieten hat, diesen Wandel schaffen wir nur mit starken
und grünen Kommunen vor Ort.

… stark für echten Klimaschutz

Wenn wir es ernst meinen mit dem Klimaschutz, dann ist CO2-Neutralität bis 2035 nicht verhandelbar.
Die Verkehrswende gestalten Kommunen direkt vor unserer Haustür. Wir brauchen starke Kommunen
für einen massiven und alltagstauglichen Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs und der
Fahrradinfrastruktur, besonders im ländlichen Raum.

Als Jugendliche habe ich erlebt, was es bedeutet, in einem Dorf aufzuwachsen, ohne vernünftige
Busanbindung, ohne sicheren Fahrradweg. Für mich waren ein Führerschein und das eigene Auto der
Inbegriff von Freiheit. Das ist die bittere Realität für viele junge Menschen.

Doch Autos sind der Inbegriff von Exklusivität. Eine Infrastruktur, die nur für Autos ausgelegt ist,
verhindert gesellschaftliche Teilhabe für Menschen mit geringen finanziellen Mitteln, junge und alte
Menschen, Menschen mit körperlichen Einschränkungen. Die kommunale Verkehrswende ist damit
nicht nur unabdingbar für den Klimaschutz, sie ist auch sozial gerecht!

… stark für ein gutes und faires Gesundheitssystem

Was unser Gesundheitssystem zurzeit bedroht, das sind die riesigen Konzerne, die in den letzten
Jahrzehnten den Kommunen die Pflege- und Gesundheitsinfrastruktur abgekauft haben, weil die
Kommunen sich diese finanziell nicht mehr leisten konnten. Konzerne tun das nicht aus Nettigkeit,
sondern ziehen jetzt ihre Gewinne aus unserem gemeinsam solidarisch finanzierten
Gesundheitswesen heraus. Das geht auf Kosten der Arbeitskräfte und der Patient:innen.

Infrastruktur, die Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge ist, darf nicht für die Profite Einzelner
eingesetzt werden. Wir müssen die Kommunen stark machen, damit sie die Infrastruktur unseres
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Gesundheitswesens wieder übernehmen können. Kommunen können langfristig die medizinische
Versorgung - auch im ländlichen Raum - sicherstellen und faire Arbeitsbedingungen statt nur Applaus
für die Mitarbeiter:innen ermöglichen. Dafür müssen der Bund und die Länder ihre Kommunen stärken.

… stark für mehr Geschlechtergerechtigkeit

Ein Jahr Pandemie hat uns gezeigt, welche Bedeutung professionelle Kinderbetreuung für unsere
Gesellschaft hat. Ist die Betreuung nicht oder nicht mehr verlässlich gegeben, dann sind Frauen die
Leidtragenden. Auch außerhalb von Krisenzeiten verlieren Frauen ihre Arbeit, oder werden gar nicht
erst eingestellt, weil sie Kinder haben oder auch nur bekommen könnten.

Eine richtig gute Kinderbetreuung ist weiterhin Grundlage für die gesellschaftliche und berufliche
Teilhabe von Frauen. Und gerade hier, bei der Kinderbetreuung hakt es massiv. Arbeit in
Schichtsystemen oder an Samstagen, wie sie für viele Menschen ganz normal ist, wird in unseren
Kinderbetreuungsangeboten viel zu oft nicht berücksichtigt. Betreuungsangebote sind nicht darauf
ausgelegt, dass zwei Elternteile Vollzeit arbeiten oder es Alleinerziehende gibt. Viele Eltern können
sich ihre Arbeitszeiten und ihren Stundenumfang nicht aussuchen. Die Last, fehlende Betreuungszeiten
auszugleichen, tragen am Ende Frauen.

Kommunen können nur mit Hilfe von Bund und Ländern ein Kinderbetreuungsangebot schaffen, das
den Lebensrealitäten von Eltern gerecht wird und für Erzieher:innen angemessene Lohn- und
Arbeitsbedingungen sicherstellt.

Wir schaffen starke Kommunen!

Um unsere grüne Vision vom guten Leben für Alle wahr werden zu lassen, müssen wir unsere
Kommunen finanziell wie personell besser aufstellen. Für chronisch unterfinanzierte Kommunen muss
endlich eine andere Finanzierung her. Kommunen dürfen nicht mehr einfach nur von der aktuellen
wirtschaftlichen Lage der Unternehmen vor Ort abhängen, sondern brauchen eine Finanzierung, die
sich mehr an den Herausforderungen misst, die Kommunen tatsächlich vor Ort bewältigen müssen.
Das Prinzip „wer die Musik bestellt, muss sie auch bezahlen“ muss vollumfänglich umgesetzt werden.
Es kann nicht sein, dass Bund und Land immer mehr Aufgaben in die Kommunen geben, aber nur
halbherzig entsprechende finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. Die kommunale Gewerbesteuer
muss zu einer Gemeindewirtschaftssteuer weiterentwickelt werden, damit die kommunalen Finanzen
auf breiteren Füßen stehen. Fördermöglichkeiten für Kommunen müssen niedrigschwelliger angelegt
sein, außerdem braucht es auf Ebene der Landkreise Fördermittelmanagement, dass sich proaktiv um
Fördermittelmöglichkeiten für die Mitgliedskommunen kümmert. Damit dies zustande kommt müssen
wir im Bund die richtigen Weichen stellen.

Damit vor Ort was geht!

Damit vor Ort was geht – für echten Klimaschutz, für ein stabiles Gesundheitswesen, für
Gleichberechtigung - dafür will ich in den Bundestag. Denn GRÜNE Kommunalpolitik braucht endlich
Rückenwind aus Berlin, damit sie die GRÜNEN Visionen vor Ort umsetzen kann. Ich will GRÜNE
Kommunalpolitik empowern.

Der Wandel den wir erreichen wollen, ist gewaltig, aber er ist notwendig, damit die Zukunft das gute
Leben für Alle bringt. Junge Menschen müssen in die Parlamente und dort den Wandel vorantreiben,
denn es ist meine Zukunft, die Zukunft meiner Generation, und dafür tritt niemand so energisch ein
wie wir selbst.

Deshalb bewerbe ich mich um den aussichtsreichen Listenplatz 9 auf der niedersächsischen GRÜNEN
Landesliste zur Bundestagswahl und hoffe auf Eure Unterstützung!
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Mit Euch zusammen, mit den GRÜNEN aus Niedersachsen, möchte ich einen GRÜNEN und
leidenschaftlichen Wahlkampf schmeißen, der Menschen für unsere GRÜNEN Ideen begeistert und
mobilisiert und die GRÜNEN wachsen lässt und noch schlagkräftiger macht.

Und ab nächsten Herbst will ich für und mit Euch junge, GRÜNE und leidenschaftliche Politik aus
Niedersachsen in den Bundestag bringen!

Eure Karo

Mehr Infos zu mir

24 Jahre alt

GRÜNE JUGEND Northeim - GRÜNER Kreisverband Northeim/Einbeck

Seit Ende meiner einjährigen Elternzeit im April 2021 wieder zurück beim Landkreis Göttingen in der
Bauverwaltung. Beim Landkreis Göttingen habe ich auch von 2016 bis 2019 mein duales Studium zur
Verwaltungsbetriebswirtin absolviert.

Politisches

Seit 2010 aktiv in der GRÜNEN JUGEND Northeim und beim GRÜNEN Kreisverband Northeim/Einbeck

Seit 2015-2019 Kreisvorstandssprecherin des Grünen Kreisverbandes

Seit 2019 Beisitzerin im Kreisvorstand

Seit November 2016 stv. Fraktionsvorsitzende im Northeimer Kreistag

Schul- und Sportausschuss,

Jugendhilfeausschuss,

Finanzausschuss,

Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Frauen, Familien und Senioren

außerdem intensive Arbeit zum Thema Klimaschutz in der Kommune, sowie Betreuung der
Ausweisung der Natura-2000-Gebiete im Landkreis Northeim und der Tarifreform des Zentralen
Verkehrsverbundes Südniedersachsen

Seit 2018 für die GRÜNE JUGEND im Parteirat der GRÜNEN Niedersachsen

Seit Oktober 2020 Spitzenkandidatin der GRÜNEN JUGEND Niedersachsen für den Bundestag

Seit April 2021 Direktkandidatin im Wahlkreis 52 (Goslar-Northeim-Osterode am Harz)

Kontaktdaten

otte@gruene-northeim-einbeck.de

www.karolineotte.org

www.facebook.com/karo.onaja

Instagram und Twitter: karo_otte

• 

• 

• 

• 

• 
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Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen,

liebe Freunde,

wieder liegen vier verlorene Jahre im Kampf gegen die
Klimakatastrophe und gegen gesellschaftliche Ungleichheit
hinter uns. Die GroKo verwaltet mutlos das Land. Dass die Union
lieber auf den Einfluss mächtiger Lobbygruppen hört, statt zum
Wohle der Gesellschaft zu handeln, erlebe ich tagtäglich bei
meinen Schwerpunktthemen Landwirtschaft sowie Wohnen und
Bauen.

Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner bremst die
Agrarwende nicht nur im Bund aus, sondern auch die
Bemühungen der Länder. Es wird gebaut, als ob Flächen und
Rohstoffe nicht endlich wären. Miet- und Bodenpreise in den
Städten und auf dem Land steigen trotzdem immer weiter. Die
Konzeptlosigkeit der Union wird zu allem Überfluss durch
Vorteilsnahmen, Korruption und bezahlte Minister-Abendessen
überschattet.

Während meines Studiums der Sozialwissenschaften bin ich
zum ersten Mal mit der Agrarpolitik im Europäischen Kontext in
Berührung gekommen. Ich habe erforscht, welche Unterschiede
Politik auf Bund- und Länderebene bei der Ausgestaltung der
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU macht: Einen großen!

Es ist Resultat politischer Entscheidungen, dass die Landwirtschaft unglaubliche 25 % der
klimaschädlichen Gesamtemissionen Niedersachsens verursacht. Hauptgrund sind die viel zu hohen
Tierbestände. Dabei sind die Klimafolgen durch die globale Zerstörung von Wäldern und Flächen nicht
mal eingepreist, um das System Billigfleisch mit ausreichend Sojafutter zu versorgen. Die
Bodennutzung der Moore und die Umwandlung von beweideten Grünlandflächen in Acker ist auch
hier ein klimaschädliches Problem. Die Frage, ob die Kuh ein Klimakiller ist, ist eine der Haltungsform.
Denn Dauergrünland bindet so viel CO2 wie ein gesunder Mischwald.

Nicht nur in meinem Wahlkreis verschwinden jedes Jahr mehr Kühe von der Weide und werden
dauerhaft in Ställen gehalten. Trotz Güllemassen, Protesten der Bürger*innen und umfassender
Konzepte zum Umbau der Tierhaltung, die in den Schubladen des BMEL verstauben, schreitet der
Zubau an Megaställen voran.

55.000 Sauen und Ferkel sind Ende März in Alt Tellin verbrannt. Dies ist nur die besonders grausame
Spitze des Eisberges der jährlich rund 5.000 Stallbrände. Es darf kein Stall mehr ohne echtes
Brandschutzkonzept genehmigungsfähig sein. Die Einflussnahme der Kommunen gegen
Massentierhaltung vorzugehen, muss im Baugesetzbuch gestärkt werden!

Der konsequente Umbau der Tierhaltung ist aus ethischen und ökologischen Gründen zwingend. Jedes
Tier muss ein artgerechtes Leben mit Licht, Luft und Bewegung führen können. Kein Tier sollte Qualen
für unsere Lebensmittel leiden. Für jedes Tier muss gelten, dass es stressarm und ohne Schmerzen
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getötet wird. Millionen von Fehlbetäubungen in deutschen Schlachthöfen sind genauso wenig
akzeptabel wie systematische Tiertransporte in Drittländer.

Das Grundrecht jeden Tag billiges Fleisch zu essen gibt es nicht. Aber es gibt das Grundrecht, dass sich
Sozialleistungen an Lebensmittelpreisen orientieren. Faire Lebensmittelpreise, eine tiergerechte
Haltung und arme oder von Armut bedrohte Menschen gegeneinander auszuspielen ist eine große
Sauerei!

Landwirtschaft nur als Treiberin des Klimawandels zu sehen, greift zu kurz. Bäuer*innen sind ebenso
Opfer des Klimawandels. Extremwetterereignisse nehmen zu. Unsere Landwirt*innen spüren die
veränderten Bedingungen durch Dürren, übermäßige Nässe und Temperaturextreme tagtäglich.
Risikomanagement in der Landwirtschaft ist eines der großen aktuellen Themen.

Unsere Lebensmittelproduktion nicht nur weniger klimaschädlich, sondern sogar klimapositiv zu
gestalten ist eine zentrale Aufgabe der nächsten Jahre. Systemleistungen wie Klimaschutz, Naturschutz
und Tiergesundheit müssen sich wirtschaftlich für Bäuer*innen lohnen. Die neue EU-Agrarpolitik stellt
den rechtlichen Rahmen für Reformen. Die nächste Regierung muss ihn dringend nutzen: Für mehr
Weidehaltung, fitte Tiere, für humusreiche Böden, sauberes Wasser, gesunde Lebensmittel und faire
Preise. Nach 16 Jahren Agrarpolitik von CDU/CSU auf dem Rücken der Umwelt, der Tiere und
Bäuer*innen braucht es endlich frischen Wind im Landwirtschaftsministerium!

Den braucht es auch im Bundesbauministerium. Statt Seehofers Heimatschutz, müssen wir GRÜNE in
der kommenden Bundesregierung dringend die Mietmärkte regulieren. Wenn bei immer mehr
Menschen die Wohnkosten mehr als 30 % des Haushaltseinkommens verschlingen, darf Politik nicht
tatenlos zusehen. Der Ruf nach Bauen, bauen, bauen allein greift zu kurz. Wir GRÜNE wollen das Recht
auf Wohnen erneuern, eine neue Wohngemeinnützigkeit einführen und die Mietpreisbremse endlich zu
einem wirksamen Instrument ausgestalten. Länder und Kommunen brauchen wieder einen Grundstock
an eigenen Wohnungen, die Privatisierungen der 90er Jahre waren ein großer Fehler. Baupflicht,
Strafen für Fehlnutzung und spekulativen Leerstand dämmen den Mietenwahnsinn ein. Von einer
konsequenten Regulierung des Steuersparmodels für Investoren, den sogenannten Share Deals,
profitieren Mieter*innen genauso wie Landwirt*innen.

Nicht nur Fläche ist endlich, auch Rohstoffe und Baumaterialen sind es. Sanieren muss Priorität
gegenüber Neubau haben. Es braucht endlich klare Regeln zum Recycling von Baustoffen. Jedes Haus,
welches heute nicht so gebaut wird, dass die Wärmeenergie zu 100 % aus Erneuerbaren stammt, wird
statistisch erst in 40 Jahren saniert. Das ist zu spät, wenn wir unsere Klimaziele erreichen wollen! Wir
wollen daher die soziale Wärmewende in Gebäuden für den Klimaschutz konsequent vorantreiben.

Wir GRÜNE in Niedersachsen haben in Umfragen hohe Kompetenzzuschreibungen für Landwirtschaft,
ländliche Räume, Tierschutz und immer mehr auch für die sozial-ökologische Bau- und Wohnwende.
Wir bieten den Menschen wirksame Konzepte an. Ich freue mich daher sehr über die Voten der LAGen
Landwirtschaft und ländliche Räume sowie Planen, Bauen, Wohnen für meine Listenkandidatur sowie
der GRÜNEN aus Weser-Ems.

Mit meinem Fachwissen, langjähriger Erfahrung von kommunaler bis europäischer Ebene, meiner
Leidenschaft und Teamgeist möchte ich ein Teil dieses Wandels im Deutschen Bundestag
sein.Nachdem es 2017 knapp nicht für den Einzug in den Bundestag gereicht hat, bitte ich Euch erneut
um Euer Vertrauen - dieses Mal für den dritten Listenplatz. Ich habe unendlich viel Lust auf einen
knallgrünen Kommunal- und Bundestagswahlkampf mit Euch in den Orts- und Kreisverbänden, der
GRÜNEN JUGEND und den LAGen. 2021 ist alles drin!

Eure Christina-Johanne

GRÜNES:
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2010-2014: Vorstandssprecherin OV Berne/Lemwerder

seit 2011: Abgeordnete des Kreistages Wesermarsch

seit 2014: Co-Koordinatorin der GRÜNEN Bezirkskonferenz Weser-Ems

seit 2015: Delegierte für die GRÜNEN Niedersachsen im Länderrat

2017: Bundestagskandidatin für den Wahlkreis 28 — Platz 7 der Landesliste

seit 2018: Co-Sprecherin des Kreisverbandes Wesermarsch

2021: Bundestagskandidatin im WK 28 Delmenhorst—Wesermarsch—Landkreis Oldenburg

Voten der LAG Landwirtschaft und Ländliche Räume sowie LAG Planen, Bauen, Wohnen
Mitarbeit in den LAGen Urbane Räume, Tierschutzpolitik & Grundeinkommen

Berufliches:

2003-2008: Studium Germanistik, Geschichte auf Lehramt an den Universitäten Oldenburg, Wuppertal
und Bremen

2008-2013: Selbstständige Kauffrau im Einzelhandel in Brake

03/2013-10/2015: Studium der Sozialwissenschaften an der Universität Oldenburg (B.A.)

10/2015- 09/2017: Masterprogramm der NRW School of Governance (Universität Duisburg-Essen)
Politikmanagement, Public Policy & öffentliche Verwaltung

02/2017-05/2017 Verwaltungspraktikum bei der Vertretung des Landes Niedersachsen in der EU mit
den Schwerpunkten Agrar und Umwelt

seit 04/2018: Büroleitung des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der GRÜNEN Fraktion im
niedersächsischen Landtag Christian Meyer

seit 02/2019: Referentin für Wohnen & Bauen der GRÜNEN Landtagsfraktion Niedersachsens sowie
Elternzeitvertretungen in den Politikfeldern Landwirtschaft, Tierschutz, Jagd- & Fischereipolitik sowie
Kommunales

Privates:

Ausgleich finde ich, wenn nicht gerade Lockdown ist, beim Kochen mit Freunden, auf Festivals und
Konzerten und auf Reisen. Derzeit habe ich meine Leidenschaft für die Gartenarbeit entdeckt. Lange
habe ich in einem Mehrgenerationenhaus mit meinem Mann, meinem Vater und meiner Großmutter
gelebt und sie gepflegt.

Mitglied bin ich im Arbeitskreis Zwergbuntbarsche, Bürgerrundfunk Radio Weser TV, Centraltheater
Brake eG, Deutsches Rotes Kreuz Wesermarsch, Donum Vitae - Frauen beraten Wesermarsch, NABU,
Stedinger Turnverein und Verdi.

Kontakt:

Homepage: www.cjschroeder.de

Twitter: cj_schroeder

Instagram: cijay_schroeder

Email: info@cjschroeder.de
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Selbstvorstellung

BEWERBUNG FÜR PLATZ 2 DER LANDESLISTE

Liebe Freund*innen,

der 26. September 2021 wird ein historisches Datum sein. Es
wird die erste Bundestagswahl während einer globalen
Pandemie. Corona hat die bereits krisenhaften Zustände in
Deutschland, Europa und der Welt offengelegt und verschärft.
Wir müssen dafür sorgen, dass es bei der Wahl nicht um die
Wiederherstellung des alten Status Quo geht. „Back to normal“
ist keine Option. Wir brauchen einen sozialen und ökologischen
Wandel als Antwort auf die multiplen Krisen. 

Bei dieser Wahl ist alles drin. Das erste Mal tritt keine
Amtsinhaber*in erneut für das Kanzler*innenamt an. Das erste
Mal treten BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit einer eigenen
Kanzlerkandidatin an. Das erste Mal in unserer Geschichte ist
klar: Mit Annalena Baerbock wollen wir die inhaltliche und
personelle Führung übernehmen. Wir wollen - auch als
niedersächsische GRÜNE - das historisch beste Ergebnis bei
einer Bundestagswahl erzielen und die nächste
Bundesregierung anführen. Lasst uns gemeinsam diese große
Chance ergreifen! 

Im Bundestagswahlkampf geht es um GRÜN oder Schwarz.
Nach 16 Jahren Angela Merkel steht das Land vor einer Zäsur.
Die Union ist personell und strategisch tief gespalten und
inhaltlich ausgelaugt. „Too little, too late“ als Methode hat
ausgedient – das zeigt sich spätestens jetzt. Der Kanzlerkandidat des CDU-Vorstandes hat in NRW
gezeigt, dass ihm RWE wichtiger ist als Klimaschutz, dass ihm Küchenbauer wichtiger sind als die
Pandemiebekämpfung. Während Gastronom*innen, Künstler*innen, Kurzarbeiter*innen um ihre
Existenz bangen, bereichern sich Abgeordnete von CDU und CSU mit Maskendeals. Lobbyismus und
Korruption sind ein strukturelles Problem bei der Union. Und für die Qualität der Regierungsarbeit der
Union stehen exemplarisch die Minister Altmaier, Spahn und Scheuer.

Wir sind das Gegenprogramm zur Union. Wer Krisen wirklich bekämpfen will, der muss präventiv dafür
sorgen, dass Krisen gar nicht erst entstehen. Wir sagen: Nur Veränderung wird Halt schaffen. Vorsorge
statt Reparaturbetrieb. Wir wollen nicht zurück, sondern in ein besseres Morgen. Ein Morgen, in dem
alle Menschen in Würde leben können und unsere Natur geschützt wird. Wir haben einen konkreten
Plan und den festen Willen für die große soziale, ökologische und digitale Transformation - in
Deutschland und in Europa. Und wir nehmen dabei alle mit, im Dialog, mit Mut und Zuversicht.

CHANGE THE SYSTEM, NOT THE CLIMATE 

Die Klimakrise ist die größte Bedrohung für die Menschheit im 21. Jahrhundert. Die Transformation
von einem fossil-ressourcenintensiven Kapitalismus zu einer sozialen und ökologischen Wirtschaft
erscheint vielen immer noch überwältigend und kaum machbar.
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Doch die Herausforderung nehmen wir an. Und wir haben Rückenwind. Weltweit macht eine globale
Jugendbewegung Druck auf klimafeindliche Regierungen und Konzerne. Die USA mit Joe Biden sind
mit voller Wucht zurück in der internationalen Klimapolitik. Die Europäische Union hat den Green Deal
und den milliardenschweren Wiederaufbaufonds auf den Weg gebracht. Die entscheidende Frage ist:
Folgen den Ankündigungen auch reale Taten? Hier kommt es in Europa auf Deutschland an. Die
deutsche Bundesregierung war in den letzten Jahren der Bremser beim Klimaschutz – im Interesse von
Daimler, Lufthansa und Wiesenhof. Das wird sich ab dem Herbst 2021 grundlegend ändern. 
Deutschland wird mit uns wieder zum Ideengeber und Antreiber beim Klimaschutz in Europa werden
und einen transatlantischen Klimapakt mit den USA schließen. 

Das ist auch für die Zukunft des Industriestandorts Niedersachsen von zentraler Bedeutung. Für die
Zukunft von klimaneutralen Geschäftsmodellen und guten Arbeitsplätzen werden jetzt international
die Weichen gestellt. Wir wollen keine Deindustrialisierung Niedersachsens durch die Zerstörung der
Windkraftunternehmen und das Festhalten am fossilen Verbrennungsmotor. Wir werden in diesem
Wahlkampf die großen ökonomischen Chancen der sozial-ökologischen Transformation nach vorne
stellen.

IT’S ALL ABOUT THE MONEY

Starker Klimaschutz braucht eine harte Ordnungspolitik und eine Finanzpolitik, die steuert. Dafür ist
ein Paradigmenwechsel in der Haushaltspolitik notwendig: Für Zukunftsinvestitionen und gegen das
Dogma der schwarzen Null. Dafür brauchen wir eine Reform der Schuldenbremse und der
europäischen Fiskalregeln. Wir wollen die große Chance der Niedrigzinsen nutzen und zukünftig
Investitionen über Kredite finanzieren. Das schafft neues Vermögen und verringert die ökologische
Verschuldung. Das nächste Jahrzehnt muss ein Jahrzehnt der Zukunftsinvestitionen sein!

Es ist richtig, dass jetzt in der Krise nicht gespart wird, sondern mit großen Krediten die Wirtschaft
unterstützt wird. Aber wenn mit staatlichen Schulden private Millionenvermögen gerettet werden,
müssen nach der Krise diese großen Vermögen auch einen fairen Teil zur Finanzierung unseres
Gemeinwesens beitragen. Und wir müssen endlich Schluss machen mit dem Wahnsinn der staatlichen
Förderung von klimaaggressiver Produktion. Subventionen – für die Flugindustrie, für den Diesel, für
Plastik und die Massentierhaltung – müssen konsequent gestrichen werden.

ALLES IST DRIN

Ich will ab dem Herbst meine Erfahrung, Leidenschaft und Hartnäckigkeit dafür nutzen, unser
Programm in der Realität zu verwirklichen. Dafür bewerbe ich mich für Platz 2 der Landesliste als Teil
des Spitzenduos. Dafür bitte ich euch um euer Vertrauen und eure Unterstützung!

Ich möchte mit euch in ganz Niedersachsen einen knallgrünen Wahlkampf machen - auch in Corona-
Zeiten. Ich freue mich darauf, das mit euch gemeinsam auf die Beine zu stellen – auf der Straße und im
Netz. Mit Kreativität und Umsicht, mit viel Power und Optimismus. Das wird eine historische Wahl und
wir haben alle Chancen – nutzen wir sie!

Feedback, Fragen, Redebedarf? Meldet euch gerne bei mir!

Liebe Grüße

Euer Sven

MEHR INFOS ZU MIR:

Sven-Christian Kindler
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*14.02.1985 in Hannover
Verheiratet, zwei Kinder

Mitglied im Bundestag (seit 2009)
Sprecher für Haushaltspolitik (seit 2014)
Sprecher GRÜNE Landesgruppe Niedersachsen (seit 2013)
Leiter AG Eurofinanzen der Bundestagsfraktion (seit 2017)
Stv. Vorsitzender Bundesfinanzierungsgremium (seit 2017)
Stv. Vorsitzender Dt.-Isr. Parlamentariergruppe (seit 2017)

2007 – 2009: Unternehmenscontrolling bei Bosch Rexroth
2004 – 2007: Duales Studium zum Betriebswirt in Hannover

Seit 2003: Aktiv bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Mitglied u.a. bei:
BUND, IG Metall, PRO ASYL, Bund der Pfadfinderinnen und Pfadfinder, DIG, ISM, Europa-Union

Freizeit:
Vegetarisch kochen, Joggen, Spielplatz, Bolzplatz, Punk, Bücher, Podcasts, Serien

Kontakt: 
sven-christian.kindler@bundestag.de
0511/70036844
www.sven-kindler.de
Twitter: @sven_kindler
Instagram: @svenchristiankindler
Facebook: Sven-Christian Kindler



Geburtsdatum:
10.12.1992

Kreisverband:
KV Verden

Themen:
Feministische
(Straf-)Rechtspolitik,
Gewaltschutz und
Antidiskriminierung 

E-Mail:
kontakt@lena-gumnior.de
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Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

jeder Mensch hat das Recht auf eine faire und vorurteilsfreie
Behandlung. Die Verwirklichung dieses Grundsatzes ist die
Motivation meiner politischen Arbeit. Aber von einem
gleichberechtigten Zusammenleben in unserer Gesellschaft sind
wir noch weit entfernt.

Antidiskriminierung

Noch immer werden vulnerable Gruppen, wie Frauen und
Mädchen nicht ausreichend von staatlicher Seite vor Gewalt
geschützt. Obwohl jeden 3. Tag eine Frau von ihrem (Ex-)Partner
getötet wird, stehen noch immer nicht genug
Beratungsangebote und Frauenhausplätze zur Verfügung. Noch
immer werden Menschen anlasslos und nur aufgrund ihres
äußeren Erscheinungsbildes von der Polizei kontrolliert und
dadurch diskriminiert. Noch immer verstärkt unser Rechtsystem
Ungleichheiten, anstatt diese zu bekämpfen.

Feministische (Straf-)Rechtspolitik

Wir brauchen endlich eine progressive und feministische
(Straf-)Rechtspolitik, die das Selbstbestimmungsrecht der
Frauen stärkt, Frauen und Mädchen effektiv vor Gewalt schützt
und soziale Ungleichheiten nicht weiter vorantreibt. Ich will ich
mich auf Bundesebene für einen umfassenden und
barrierefreien Zugang zu Frauenhäusern und
Beratungsangeboten einsetzen. Der Zugang zu Schutzunterkünften darf - gerade im ländlichen Raum -
keine Frage der Postleitzahl sein.

Wir brauchen aber auch ein Antidiskriminierungsgesetz, das überall Menschen wirksam vor
Diskriminierung schützt, die Betroffenen ernst nimmt und umfassende Beschwerdemöglichkeiten
bietet. Diskriminierung, Rassismus und Anfeindungen dürfen keinen Platz in unserer Gesellschaft und
unserem Rechtssystem haben. Dafür brauchen wir auch Fortbildungsverpflichtungen für Richter*innen,
Polizist*innen und Staatsanwält*innen.

Klimakrise

Nicht nur Diskriminierung und Gewalt bedrohen unser Zusammenleben. Auch die Klimakrise gefährdet
schon heute Menschen im globalen Süden. Die ersten Leidtragenden in allen Regionen sind Frauen
und Kinder. Der Kampf für Klimagerechtigkeit ist für mich ein Kampf für Schutz, Gerechtigkeit und
Feminismus.

Der nächste Bundestag ist der letzte, der das 1,5 Grad Ziel einhalten kann. Die Veränderungen dafür
braucht es auch hier in Niedersachsen: In meinem Wahlkreis in Osterholz/Verden will ich mich für
einen schnellen Ausstieg aus der Erdgasförderung und den längst überfälligen Umstieg auf
erneuerbare Energien einsetzen. Denn hier bei uns bebt bereits die Erde und das Trinkwasser ist
bedroht. Dafür kann es für mich nur eine Konsequenz geben: Das Gas muss in der Erde bleiben.



BTW4 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Lena Gumnior

Seite 2

Ich freue mich, mit euch zusammen für eine feministische und gerechtere Politik zu kämpfen.

Lena

_______________________

Votum und Direktkandidatur:

3. Frauenvotum der Elbe-Weser-Regionalkonferenz

Direktkandidatin im Wahlkreis Osterholz/Verden

Über mich:

Juristin und Doktorandin im Strafrecht

Mitglied der Strafrechtskommission des Deutschen Juristinnenbundes

Grünes Engagement:

Kooptiertes Mitglied der BAG Migration und Flucht und Mitglied der LAG Migration und Flucht

Beratendes Mitglied der AG Kinderschutz der Grünen Landtagsfraktion

Mitinitiatorin des Antrags für ein Landesantidiskriminierungsgesetz in Niedersachsen

Mitgründerin des Jungen Netzwerks im Verein RechtGrün

Mehr über mich: 

https://lena-gumnior.de

https://twitter.com/LGumnior

instagram.com/lena_gumnior

https://www.facebook.com/lena.gumnior



Geburtsdatum:
15.10.1991

Kreisverband:
KV Leer/Ostfriesland

Themen:
Flucht und Migration

E-Mail:
info@julianpahlke.de
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Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

als 2016 die Bilder von ertrinkenden Menschen an Europas
Grenzen um die Welt gingen, konnte und wollte ich nicht weiter
zuschauen. Ich musste selbst aktiv werden. Als Freiwilliger bin
ich auf dem Rettungsschiff IUVENTA von Jugend RETTET
mehrfach auf See gefahren, um aktiv mit vielen Helfer*innen
flüchtende Menschen aus Seenot zu retten.

Gekommen bin ich, um pragmatisch zu helfen. Auf See habe ich
gesehen, welche tödlichen Folgen politische Entscheidungen
haben können. Wir mussten zusehen, wie Menschen vor unseren
Augen ertrinken, mussten schwangere Frauen und Kinder
bergen und versorgen und die Verletzungen der Folter aus
Libyen an Bord behandeln.

Ich habe meinen Job gekündigt und mich mit vielen anderen
Freiwilligen Vollzeit bei Jugend RETTET engagiert: zuerst in der
Organisation des Schiffsbetriebs, später als Vorstand des
Vereins, in der medialen Kommunikation und der politischen
Arbeit in Berlin, Brüssel und Genf. Später habe ich für Sea Eye
e.V., die die zivilen Rettungsschiffe ALAN KURDI und Sea Eye 4
betreiben, die Kommunikation und politische Arbeit geleitet.

Vom Mittelmeer in die Partei

Ich bin Mitglied bei den Grünen geworden, um nicht länger nur auf dem Mittelmeer, sondern auch mit
der Grünen Partei für eine solidarische Politik zu streiten. Seit 1 1/2 Jahren bin ich Sprecher der LAG
Migration und Flucht in Niedersachsen, Mitglied der BAG und erarbeite gemeinsam mit vielen
Engagierten neue Wege, um Flucht- und Migrationspolitik menschenwürdig zu gestalten. Ich möchte
mich dafür einsetzen, dass wir Grüne weiterhin Schulter an Schulter mit starken zivilgesellschaftlichen
Organisationen und Bewegungen als Bündnispartei für den Schutz von Flüchtenden und die
Unteilbarkeit von Menschenrechten einstehen.

Wir haben mit der zivilen Seenotrettung und über 250 sicheren und solidarischen Häfen viel erreicht.
Die politischen Entscheidungen aber werden im Parlament getroffen. Ich möchte den
gesellschaftlichen Organisationen und Bewegungen dort eine Stimme geben und ihre Forderungen in
den Bundestag tragen.

Klimagerechtigkeit erkämpfen wir vor Ort

Meine Generation werden zwei Fragen der Zukunft beschäftigen: weltweite Fluchtbewegungen und
die verheerenden Auswirkungen der Klimakrise auf Mensch und Natur.
Seit Jahren erleben wir, wie sich verschiedene Krisen weiter gegenseitig verschärfen. Immer mehr
Menschen verlieren durch Klimafolgen ihre Lebensgrundlagen. Auseinandersetzungen um
schwindende Ressourcen, Krisen und Konflikte nehmen zu. Die Pandemie verschärft globale
Ungerechtigkeiten noch zusätzlich und lässt gerade den globalen Süden zurück.

Bereits heute spüren wir die ersten Folgen der Klimakrise auch bei uns in Ostfriesland deutlich: Kaum
eine Region in Niedersachsen wird so heftig von den weiteren Folgen der Klimakrise und dem
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steigenden Meeresspiegel betroffen sein, wie die Küstenregion um Leer, Papenburg und Borkum in
meinem Wahlkreis. Klimapolitik ist darum nicht nur eine Frage globaler Gerechtigkeit, sondern auch
konkreter Existenzsicherung hier vor Ort.

Soziale Gerechtigkeit in Stadt und Land

Ambitionierter Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit müssen zusammen gedacht werden. Auch ohne
Auto mobil zu sein, darf keine Frage des Einkommens, sondern muss für alle bezahlbar sein -
besonders in den ländlichen Regionen ohne ausreichenden Nahverkehr. Soziale und gesellschaftliche
Teilhabe sind kein nice-to-have, sondern der Schlüssel zu einer aktiven Zivilgesellschaft, in der jede*r
eine Rolle spielt.

Um Klima und Artenvielfalt zu schützen, müssen wir mit den Landwirt*innen gemeinsam eine echte
Agrarwende erreichen. Denn globale Klimagerechtigkeit beginnt auch bei uns in der Region.

Es ist Zeit für eine neue Politik, die mit den Menschen vor Ort sichere Mobilität für alle schafft und
Menschen ein sicheres Zuhause, einen sicheren Hafen bietet.

Ich bitte um euer Vertrauen: Für den kompromisslosen Schutz von Menschen auf der Flucht, für die
Gültigkeit universeller Grundrechte und eine starke Grüne Bündnispartei.

Ich freue mich gemeinsam mit euch auf einen jungen und engagierten Wahlkampf.

Euer

Julian Pahlke

______________

Votum:

1. offenes Votum Weser-Ems

Grünes:

Direktkandidat im Wahlkreis 025 Unterems

Sprecher der LAG Migration und Flucht Niedersachsen

Mitglied der BAG Migration und Flucht

Bis 03/2021 Beisitzer im Regionsvorstand Hannover

Über mich:

Elternzeitvertretung (bis 03/2021): Büro Claudia Roth, MdB, Referent für Außenpolitik, Flucht und
Migration, Entwicklungszusammenarbeit

Ehemals: Leiter Kommunikation Sea Eye e.V.
Ehemals: Crewmitglied und Vorstand Jugend Rettet e.V.

Studium in International Management und Sprach- und Kulturwissenschaften in Flensburg,
Sønderborg, Marseille und Jönköping (Abschlüsse: BA, BSc, MA)

Kontakt:

Homepage: julianpahlke.de
Mail: info@julianpahlke.de
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Instagram: @j_pahlke
Facebook: @julianpahlkede
Twitter: @j_pahlke



Geburtsdatum:
26.06.1955

Kreisverband:
Osnabrück-Stadt

Themen:
Mit Recht gegen Rechts,
nachhaltiger Klimaschutz,
Bildungsgerechtigkeit

E-Mail:
klein@gruene-os.de

BTW6 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Thomas Klein

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

mit „Recht gegen Rechts“ muss der Kampf gegen
Rechtsextremismus und seinem parlamentarischen Arm AfD
entschlossen geführt werden, um unsere demokratische,
freiheitliche und offene Gesellschaft zu schützen. Meinungs-
und Versammlungsfreiheit müssen geschützt und garantiert
bleiben, aber Hass und Rassismus müssen wir entschieden,
insbesondere auch mit strafrechtlichen Mitteln entgegentreten.

Hatespeech in sozialen Medien muss wirksam verfolgt werden
können. Verstärkt erleben wir verbale, aber auch körperliche
Angriffe auf Mandatsträger*innen auf allen Ebenen. Die Große
Koalition ist auch auf diesem Gebiet untätig und blockiert sogar
die Umsetzung des eigenen Demokratiefördergesetzes, das eine
Vielzahl von Maßnahmen enthält, um der rechten Gewalt
entgegentreten zu können. Nur starke Grüne sind ein Garant
dafür, gemeinsam mit der Zivilgesellschaft unsere offene und
vielfältige Gesellschaft zu verteidigen und Freiräume für ein
selbstbestimmtes Leben zu schaffen.

Seit 40 Jahren setze ich mich als Rechtsanwalt für meine Mandant*innen ein und gebe ihnen in
juristischen Verfahren eine Stimme. Meine vielschichtigen Erfahrungen im Umgang mit Gesetzen aus
Beruf, Stadtratsmandat und Parteiengagement möchte ich in den Bundestag einbringen und für eine 
lebendige Demokratie und einem starken Rechtsstaat streiten. Um diesen Rechtsstaat zu bewahren,
brauchen wir endlich das Demokratiefördergesetz, ein modernes Strafrecht, besseren Schutz von
Frauen vor Gewalt und ein wirksame Paritätsgesetz!

Wir stehen vor der Klimakatastrophe und müssen zur Erreichung des 1,5-Grad-Zieles den jahrelangen
Stillstand durch die GroKo endlich überwinden und radikale Änderungen vornehmen. Am 29.04.2021
hat dazu das Bundesverfassungsgericht nachdrücklich gefordert, die dringend notwendigen
Maßnahmen sofort und nicht erst in der Zukunft zu ergreifen. Dazu gehört z.B. bei der nötigen
Verkehrswende ein sofortiger Stopp weiterer Autobahnbauten, nicht nur in Niedersachsen. Die dadurch
freiwerdenden Milliarden stecken wir in den Klimaschutz, in unsere Schulen, in den Breitbandausbau,
in den Rad- und Schienenverkehr und in andere nachhaltige Projekte.

Durch meine lange Tätigkeit in der Schulpolitik weiß ich, dass Bildungsgerechtigkeit noch lange nicht
erreicht ist. Gerade durch die Pandemie bedingte Schließung von Kitas und Schulen wird diese
Spaltung der Gesellschaft immer größer. Bildung hängt mehr denn je vom Geldbeutel der Eltern ab.
Daher steht es in der nächsten Wahlperiode dringend an, endlich die Kindergrundsicherung
einzuführen, um alle Kinder mitzunehmen und soziale Ungleichheit zu überwinden.

Seit 2011 setze ich mich im Stadtrat für die Lebensqualität in Osnabrück ein. Ich habe gelernt, im
Team mit einer Mischung aus Beharrlichkeit, Argumentationsstärke und Kompromissfähigkeit grüne
Politik umzusetzen.

Jetzt möchte ich Mitglied der grünen Bundestagsfraktion werden und bewerbe mich um einen
aussichtsreichen Listenplatz. Ich bitte dafür um Eure Unterstützung.
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Euer Thomas

Weitere Infos zu meiner Person:

Votum: 

2. offenes Votum der Bezirkskonferenz Weser-Ems

Grünes:

seit 2011 Mitglied des Rates der Stadt Osnabrück:

Schul-u. Sportausschuss, Ausschuss f. Feuerwehr u. Ordnung, Migrationsbeirat (bis 2016:
Betriebsausschuss Osnabrücker Servicebetriebe, AR Klinikum Osnabrück u. Osnabrück-Land) und
Jugendhilfeausschuss (seit 2016)

2013 grüner Oberbürgermeisterkandidat in Osnabrück

Mitglied des Landesschiedsgerichts

Ansprechperson der Regionalgruppe Niedersachsen von RechtGrün

Mitarbeit in der LAG Demokratie und Recht

Berufliches:

1974 Abitur in Bremen und Aufnahme des Jurastudiums an der Universität Bielefeld

1981 zweites juristisches Staatsexamen und Zulassung als Rechtsanwalt in Osnabrück

1998 Fachanwalt für Strafrecht

1999 Mitglied des Fachausschuss Strafrecht der Rechtsanwaltskammern Celle und Oldenburg

2017 Vorsitzender des Kuratoriums der Stiftung Opferhilfe Niedersachsen

Privates:

Meine Frau und ich haben zusammen 6 Kinder

Hörbücher im Auto, Lesen und Vorlesen auf dem Sofa, Sport im Studio und auf dem Rad

Bierbrauer (<200 l /Jahr)

Kontakt:

0541-2006770

0172-5226606

www.klein2021.de

Twitter: @ThomasKleinOS

Instagram: @thomas.kleinos

facebook: Thomas Klein



Geburtsdatum:
04.10.1979

Kreisverband:
Hannover

Themen:
Verkehrswende. Feminismus.

E-Mail:
swantje.michaelsen@gruene-
hannover.de

BTW7 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Swantje Michaelsen 

Antragsteller*in: Swantje Henrike Michaelsen (Hannover RV)
Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

Schmutzige Luft und tausende Verkehrstote – unser
Verkehrssystem steckt schon lange in der Krise. Darüber hinaus
trägt es maßgeblich zu Deutschlands großer Klimazerstörung
und hohem CO2-Ausstoß bei. Wenn wir unseren Kindern und
Enkeln eine Lebensgrundlage übergeben wollen, muss
Deutschland endlich konsequent den 1,5-Grad-Pfad
einschlagen. Das schaffen wir nur mit einer Verkehrswende!
Dafür gibt es bereits hervorragende Konzepte, die die Menschen
in den Mittelpunkt stellen. Dafür werbe ich seit Jahren für
Verbündete, aber ich werde auch für unsere Ideen einstehen
und diese gegen Widerstände verteidigen.

Richtungswechsel im Verkehrssektor

Der Verkehrssektor ist der einzige Sektor, der die Emissionen
seit 1990 nicht verringert hat. Und das CSU-
Bundesverkehrsministerium baut Straßen, als gäbe es kein
Morgen. Ob A20 im Norden oder Südschnellweg in Hannover, ob
A33 oder A39 – in ganz Niedersachsen wehren wir uns gegen
sinnlose Projekte für Autostraßen und finden in Berlin kein
Gehör. Das muss sich ab dem Herbst ändern. Wir brauchen ein
klimapolitisches Straßenbaumoratorium!

In den letzten Jahren bin ich auf kommunaler Ebene mit dem ADFC und vielen anderen
zivilgesellschaftlichen Verbündeten für die Verkehrswende eingetreten. Aber der vom Bund
vorgegebene gesetzliche und finanzielle Rahmen macht es den Städten und Gemeinden schwer. Es
braucht einen Paradigmenwechsel: Klimaschutz, Verkehrssicherheit und Lebensqualität müssen die
Leitlinien der Verkehrsplanung werden. Ich möchte mich im Bund für eine Verkehrspolitik einsetzen,
die alle Menschen aktiv und selbstbestimmt mobil macht und das Klima schont. Dafür brauchen
Radverkehr und Fußverkehr viel mehr Priorität – und wir brauchen viel weniger Autos.

Als verkehrspolitische Sprecherin der Grünen in der RegionsversammlungHannoversetze ich mich für
eine klimafreundliche Mobilität zwischen Stadt und Land ein. Und immer wieder wurde deutlich: es
sind weder lange Wege noch Berge, weder Wasserkisten noch Kindertransport, die Menschen vom Auto
abhängig machen. Das Problem ist die Infrastruktur, die vorrangig aufs Auto ausgerichtet ist. Wenn es
nur eine Bundesstraße und keinen Radweg gibt, fahren die Menschen nicht mit dem Rad ins nächste
Dorf. Und wenn der Bus nur alle zwei Stunden fährt, ist er eben keine attraktive Alternative. Die Hälfte
der Wege auf dem Land ist kürzer als 5 km und könnte mit Rad oder Bus zurückgelegt werden – wenn
die Infrastruktur dafür da wäre. Wenn der Bund die Milliarden nicht mehr für Autobahnen oder Diesel
ausgibt, können die Kommunen damit Bus- und Bahnverbindungen stärken und Radwege bauen.

Damit erhöhen wir sowohl Teilhabe als auch Barrierefreiheit. Denn das Auto ist mitnichten ein
barrierefreies Verkehrsmittel. In Deutschland haben 30 Millionen Menschen keinen Führerschein –
Anteil steigend. Und gerade Menschen mit wenig Geld haben häufig kein Auto, wohnen an viel
befahrenen Straßen und leiden am meisten unter Lärm und dreckiger Luft. Fahrradfreundliche Städte
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und Gemeinden mit gutem ÖPNV erlauben fast allen Menschen selbstständig mobil zu sein und
erhöhen darüber hinaus die Aufenthaltsqualität ihrer öffentlichen Räume. Die Verkehrswende ist nicht
nur eine Frage des Klimaschutz, sondern auch eine Frage der Gerechtigkeit. 

Perspektivwechsel in der Politik 

Unbestritten ist: Die Pandemie muss unter Kontrolle gebracht werden und dafür brauchen wir niedrige
Inzidenzen. Aber bisher treffen die Maßnahmen Familien, Kinder und Jugendliche besonders hart,
während große Teile der Wirtschaft mit Samthandschuhen angepackt werden. Das ist nicht nur
ungerecht, sondern auch ineffektiv.

Seit Mitte Dezember besteht der Alltag vieler Kinder in Niedersachsen aus Hausaufgaben und
Computerspielen. Es gibt keine Freizeitangebote und Freund*innen dürfen kaum getroffen werden.
Schon jetzt werden die Folgen sichtbar, vor denen Expert*innen seit Monaten warnen: Über alle
Altersgruppen hinweg wird ein deutlicher Anstieg von Angststörungen und Depressionen beobachtet.
Und die politisch Verantwortlichen warten ab und zucken mit den Schultern. Für den Infektionsschutz
in Schulen oder Kitas wird wenig getan. Regeln, die die Bedürfnisse von Kindern berücksichtigen –
Fehlanzeige. Und Eltern, die sich seit mehr als einem Jahr alle Mühe geben, werden von der Politik mit
der Mehrfachbelastung allein gelassen.

Im letzten Jahr wurde einmal mehr deutlich, wie schlecht es um die Gleichstellung in Deutschland
bestellt ist. Seit die externe Kinderbetreuung zusammengebrochen ist, sind es vor allem die Mütter, die
sich um Haushalt und Betreuung kümmern – häufig mit gleichzeitigem Einsatz im Job. Für Pflegekräfte
– größtenteils Frauen – ist in Sachen Verbesserung der Arbeitsbedingungen oder dauerhaft fairer
Bezahlung nichts passiert, dagegen wurden fossile Großkonzerne ohne soziale und ökologische
Auflagen mit Milliardenhilfen unterstützt.

Die Entscheidungen wurden dabei ganz überwiegend von Männern getroffen, die wiederum von
Männern beraten wurden. Perspektiven von Frauen, Eltern oder Kindern wurden nicht priorisiert. Wir
müssen Gleichberechtigung endlich mit klaren Regeln und Gesetzen im Bund und in den Ländern
voranbringen. Ob verpflichtende Quoten für Aufsichtsräte und Vorstände oder Paritätsgesetze für
Parlamente – ich möchte mich im Bund für eine geschlechtergerechte, inklusive, antirassistische
Gesellschaft starkmachen, in der alle Menschen die gleichen Chancen haben.

Auch Verkehrspolitik wird bisher maßgeblich von Männern gemacht und berücksichtigt vorrangig
deren Perspektiven. Die Mobilitätsbedürfnisse von Frauen, aber auch älteren Menschen, Kindern oder
Jugendlichen werden als bedeutungslos abgetan oder einfach übersehen. Deshalb müssen mehr
Frauen gerade auch in der Verkehrspolitik ihre Perspektive einbringen und in Entscheidungspositionen
Verantwortung übernehmen. Unser Grüner Verkehrskongress „Frauen Machen Mobil(ität)“ im letzten
Jahr hat deutlich gezeigt, wie viele kompetente Frauen sich in Verkehrsfragen einmischen möchten. Ich
werde mich dafür einsetzen, dass ihre Stimmen in Berlin gehört und ihre Perspektiven ernst
genommen werden.

Aus der Krise in ein besseres Morgen

Ich will eine starke Stimme sein für eine Verkehrspolitik, die die Bedürfnisse von allen Menschen
berücksichtigt. Für eine Verkehrspolitik, die die Klimakrise ernst nimmt und endlich ihren Teil beiträgt
zur Einhaltung des Pariser Klimaabkommens.

In der Coronakrise gab es viele Durchhalteparolen – aber wollen wir wirklich zu dem zurück, was
vorher war? Wir sollten doch lieber aus der Krise lernen und Klimaschutz- und Gerechtigkeitsfragen
zusammen anpacken! Gemeinsam mit euch möchte ich in den nächsten Monaten alles geben, um noch
mehr Menschen davon zu überzeugen, dass unsere Politik die Zukunft im Blick hat und gut für alle
Menschen ist.
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Die Landesarbeitsgemeinschaften Frauenpolitik und Mobilität&Verkehr haben meine
Bundestagskandidatur mit ihrem Votum unterstützt. Jetzt bitte ich um euer Vertrauen und eure Stimme
für Platz 9 der Landesliste.

Eure Swantje

Grüne Politik
2021 Voten der LAG Mobilität und Verkehr und der LAG Frauenpolitik
2020 Wahl zur Bundestagskandidatin im WK 41 Hannover Stadt Nord
2020 Mitorganisatorin des Grünen Kongresses Frauen machen Mobil(ität)
2019/2020 Mentorin im Programm für mehr Frauen in der Kommunalpolitik des Landes
Niedersachsen
2018-2021 Beisitzerin im Regionsvorstand
Seit 2017 Regionsabgeordnete, Verkehrspolitische Sprecherin
2017 Bundestagskandidatin im WK 41 Hannover-Stadt Nord
2016/17 Bezirksratsfrau
Seit 2016 Mitglied LAG Frauenpolitik und Mobilität&Verkehr
2015 Mentee im Programm für mehr Frauen in der Kommunalpolitik des Landes Niedersachsen
Seit 2014 aktiv in der Stadtteilgruppe Vahrenwald-List

Studium und Beruf
Seit 2013 Leitung der Geschäftsstelle ADFC Hannover
2008 – 2012 Mitarbeiterin bei Experiment e.V. (Programmarbeit und Verbandsentwicklung)
2007 Abschluss Magristra Artium Geschichte und Kunstgeschichte
2000 – 2007 Studium der Geschichte und Kunstgeschichte in Mainz, Stockholm und Köln

Privates
41 Jahre, 3 Kinder, seit 2012 in Hannover
Lebensstationen: Köln/Bonn, Mainz, Stockholm, Florenz, Bristol, Lüneburg
Ich mag: Zeit mit Familie und Freund*innen verbringen, kochen, lesen, wandern, Gartenarbeit
Ich unterstütze: Abgeordnetenwatch, ADFC, ASB, Bürgerbüro Stadtentwicklung, Campact, Deutsche
Umwelthilfe, Fuß e.V., Pinkstinks, WWF

Kontakt
Email: swantje.michaelsen@gruene-hannover.de
Facebook: www.facebook.com/swantje.michaelsen
Instagram: @swantjemichaelsen
Twitter: @SwantjeMichael1



Geburtsdatum:
31.05.1988

Kreisverband:
Gifhorn

Themen:
Tierschutz, Landwirtschaft,
Wirtschaft, Queerpolitik

E-Mail:
mail@henrik-werner.de
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Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

immer wieder wurde und werde ich mit Situationen
konfrontiert, mit denen ich nicht einverstanden bin. Für mich ist
dieser Umstand Antrieb dafür, selbst aktiv zu werden und an der
Gestaltung unserer Zukunft mitzuwirken. Ich will deswegen eine
Stimme für die Stimmlosen und Nicht-Gehörten sein und für
eine sozial-ökologische und vielfältige Zukunft kämpfen.

WISSENSCHAFTLICHE ERKENNTNISSE ERNST NEHMEN

Als Mitarbeiter in der Forschung ist es mir ein besonderes
Anliegen wissenschaftliche Erkenntnisse ernst zu nehmen. Wir
sind uns wie keine andere Partei des dramatischen
Artensterbens und der Klimakrise bewusst. Wissenschaftliche
Erkenntnisse erlauben vorausschauendes Handeln. Eine
Möglichkeit, die von der aktuellen Bundesregierung ignoriert
wird. Ein paar Beispiele:

Eine Millionen Tier- und Pflanzenarten sind vom Aussterben bedroht. „Wir verlieren dabei nicht
nur nette Dinge zum Anschauen, sondern kritische Bestandteile des Erdsystems. Was als
nächstes passiert, hängt von uns allen ab.“, so Sir David Attenborough.

„In vielen der gängigen Tierhaltungssysteme besteht ein hohes Risiko für das Auftreten von
Schmerzen, Leiden und Schäden für die Tiere (…). Viele der derzeitigen Haltungsbedingungen
sind aus fachlicher Sicht in weiten Teilen nicht tiergerecht.“ - wissenschaftlicher Beirat des
Bundeslandwirtschaftsministeriums.

Die Weltgesundheitsorganisation WHO warnt vor dem massiven Einsatz von Antibiotika in der
industriellen Tierhaltung und der damit verbundenen Gefahr der Entstehung von Keimen, die
gegen alle Antibiotika resistent sind.

Wir brauchen vorausschauendes und präventives Handeln, das sich an wissenschaftlichen
Erkenntnissen orientiert, statt reaktionären Maßnahmen und einer Politik, die erst reagiert, wenn der
öffentliche Aufschrei zu groß wird. Dieses Muster erleben wir leider viel zu häufig: sei es bei der CSU,
die nach einem erfolgreichen Volksbegehren plötzlich ihr grünes Herz entdeckt, beim unwirksamen
Klimapäckchen der Bundesregierung nach einem Jahr anhaltender Proteste durch Fridays For Future
oder auch bei den menschen- und tierverachtenden Zuständen in der industriellen Tierhaltung und
Schlachtung.

SYSTEMWECHSEL - ZUKUNFTSVERTRAG MIT DER LANDWIRTSCHAFT

Unser rein wachstumsorientiertes Wirtschafts- und Gesellschaftssystem steht einer sozial-
ökologischen, dem Gemeinwohl verpflichteten Transformation im Weg. Wir setzen zu sehr auf
Konkurrenz statt Kooperation und reden mehr übereinander statt miteinander. Nicht zuletzt aufgrund
meines wirtschaftlichen Hintergrundes interessieren mich insbesondere auch die tatsächlichen
Ursachen und so stelle ich mir u.a. die Frage: "Was haben beispielsweise Tomaten mit Flucht zu tun?".
In Ghana wurde die heimische Tomatenproduktion zerstört. Schuld daran sind die EU-
Agrarsubventionen. Wir ruinieren die Märkte und Existenzen in anderen Ländern, weil wir Lebensmittel

• 

• 

• 
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zu Dumpingpreisen produzieren und exportieren. Menschen aus Ghana fliehen notgedrungen nach
Europa und suchen dann hier nach Arbeit. Sie arbeiten dann oft in Italien und produzieren dort
ausgerechnet jene Tomaten, die in ihrem eigenen Land die Märkte und Existenzen zerstört haben; ein
Teufelskreis. Wir müssen daher die wahren wirtschaftlichen Ursachen identifizieren und beheben, die
nicht zuletzt die Landwirt*innen in den Ruin getrieben haben.

Die Proteste und Diskussionen mit Landwirt*innen zeigen, dass wir eine andere Form der
Landwirtschaft brauchen. Falsche Zielsetzungen der Union, FDP und SPD wie die Exportorientierung,
Bestehen auf dem Weltmarkt, Wachstum und eine verfehlte Förderpolitik bringen Landwirt*innen
ungewollt in einen Konflikt mit gesellschaftlichen Interessen und sorgen dafür, dass sich langfristig
nur die Größten durchsetzen. Wir müssen gemeinsam mit den Landwirt*innen für eine andere
Landwirtschaft kämpfen. Landwirtinnen und Landwirte müssen Natur-, Klima- und Tierschützer*innen
zugleich sein, können dies aber nur, wenn sich diese Arbeit auch lohnt. Lasst uns gemeinsam die
Abwärtsspirale durchbrechen, die Fehlpolitik beenden, gegen ruinöse Preise kämpfen und dafür, dass
sich Qualitätsleistungen auch wieder lohnen! Ein gemeinsamer Zukunftsvertrag muss
Planungssicherheit und faire Einkommen bieten, aber gleichzeitig auch unsere gemeinsamen
Lebensgrundlagen schützen sowie die Nachfrage nach qualitativ hochwertigen regionalen und
ökologischen Lebensmitteln fördern.

EINE STIMME FÜR DIE STIMMLOSEN UND NICHT-GEHÖRTEN

Eine andere Landwirtschaft bedeutet aber auch: runter mit den Tierzahlen; pflanzliche Alternativen
stehen bereit. Der Bau weiterer Mastanlagen führt zu noch mehr Angebot und damit zu noch
niedrigeren Preisen. Natur-, Tierschutz und Wirtschaft gehen hier Hand in Hand. Regenwald wird für
die Produktion von Futtermitteln abgeholzt, die wir wiederum importieren. Solange wir Futtermittel
aus anderen Ländern herankarren müssen, haben wir zu viel Tierhaltung. Tiere werden im aktuellen
System zu reinen Rohstofflieferanten degradiert. Ihre Rechte missachten wir viel zu oft, nehmen ihnen
viel zu häufig alles, was für sie natürlich wäre und setzen sie Schmerzen und Leid aus. Die Schreie von
Tieren, die ihre eigene Tötung bei vollem Bewusstsein erleben gehen durch Mark und Bein. Tiere, die
in ihrem eigenen Kot und Urin leben, wegen Überzüchtung unter ihrem eigenen Gewicht
zusammenbrechen, zwischen toten Artgenossen vor sich hin vegetieren und vieles mehr, sind
untragbare Zustände. Wie Jeremy Bentham bereits 1800 formulierte: wesentlich ist weder, ob sie
denken, noch ob sie sprechen können. Die einzig relevante Frage ist: „Können sie leiden?“. Und das
können sie. Alle. Das tun sie jeden Tag. Das wissen wir. Handeln wir endlich! Beenden wir das
unsägliche Leid. Stellen wir die Fähigkeiten und Bedürfnisse, die ein Lebewesen in die Lage versetzen,
ein gutes Leben zu führen, in den Vordergrund.

Meine Motivation ist es denjenigen eine Stimme zu geben, die selbst keine Stimme haben oder nicht
gehört werden, weil sie unterrepräsentiert sind oder keine starke Lobby haben. Das schließt gerade
auch Minderheiten mit ein. Ich kämpfe daher für eine vielfältige Gesellschaft, in der ausnahmslos alle
friedlich miteinander zusammenleben können. Gerade auch in meinem Arbeitsumfeld, dem Ingenieurs-
und Informatikbereich wünsche ich mir diversere Teams, die nicht nur produktiver und effektiver sind,
sondern auch ein Umfeld bieten, in dem ein Outing deutlich leichter fällt. Gerade junge Menschen
brauchen in einer Phase ihres Lebens, in der sie vielleicht selbst noch gar nicht wissen, was mit ihnen
los ist, ein Umfeld, dass es ihnen leicht macht. Als queer lebender Mensch, der in einer Kleinstadt wie
Helmstedt groß geworden ist und dem das Outing in der Kleinstadt, in der Schule und auch später im
Beruf ganz und gar nicht leicht gefallen ist, weiß ich wie wichtig es ist für Sichtbarkeit zu sorgen.
Gerade in kleineren Städten oder auch auf dem Dorf, müssen sich junge Menschen mit anderen
austauschen können, die ähnliche Themen beschäftigen. Wir müssen geschützte Räume, Anlaufstellen,
Angebote und die Sichtbarkeit fördern sowie über unterschiedliche Lebensmodelle und Identitäten
aufklären; auch und gerade in den Schulen. Alle sollen so leben können, wie sie möchten, ohne sich
dabei alleine, ausgegrenzt oder andersartig zu fühlen. Niemand soll sich verstecken müssen und im
Idealfall ist ein Outing gar nicht mehr notwendig. Nicht dem heteronormativen Mehrheitsbild zu
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entsprechen, muss eine Bereicherung für eine vielfältige Gesellschaft sein und kein Grund für
Ausgrenzung oder Diskriminierung. Das ist aber noch keine Selbstverständlichkeit und muss hart
erkämpft werden, auch in Deutschland. Wir müssen immer wieder eine starke Stimme sein, denn sonst
sehen wir - wie am Beispiel Polen - dass auch eine gegenläufige Entwicklung möglich ist. Noch immer
gibt es Regeln wie das faktische Blutspendeverbot oder die Stigmatisierung von trans Personen, die
noch immer ein psychologisches Zeugnis für eine Geschlechtsanpassung benötigen. Und selbst so
etwas wie die Ehe für alle und dass ich meinen Partner jetzt meinen Ehemann nennen darf, musste
erst hart von uns Grünen erstritten werden. Ihr könnt darauf zählen, dass ich meine Stimme erhebe für
eine bunte und solidarische Gesellschaft; für Vielfalt statt Ausgrenzung.

GEMEINSAM IN EINE GUTE ZUKUNFT

Durch meine langjährige Tätigkeit als Ingenieursdienstleister weiß ich, wie wichtig ernsthaftes
Zuhören ist, um Probleme und Wünsche zu verstehen und daraus auch die richtigen Schlüsse zu
ziehen. Es ist eine Herausforderung, Erwartungen zu erfüllen und in Handlungen zu übersetzen, die -
wie im Softwareentwicklungsbereich - nur in den Köpfen der Menschen existieren. Politik ist kein
Selbstzweck, sondern muss den Bürger*innen dienen. Gute Entscheidungen entstehen durch
Einbindung, Anhörung und Aufklärung aller Beteiligten. Wahrnehmung ist Wertschätzung. Wir müssen
sicherlich nicht alle überzeugen, sollten aber mit allen demokratischen Seiten im Gespräch bleiben.
Fehlt es daran, werden Entscheidungen nicht mitgetragen. Als Kreissprecher war es daher auch immer
mein Ansatz, breite Bündnisse einzugehen und mit allen Seiten im Gespräch zu bleiben. Sei es das
Bündnis gegen Massentierhaltung, die Initiative Sicherer Hafen oder auch das Aktionsbündnis zum
Volksbegehren, von dessen Kontakten wir jetzt noch sehr profitieren. Die Bündnisse sprechen eine
klare Sprache: gemeinsames Verständnis führt zu gemeinschaftlichem Handeln. Nachhaltiger Wandel
ist nur gemeinsam möglich.

Ich möchte mit Euch zusammen diesen Weg gehen und Teil eines starken Teams werden. Ein Team, das
gemeinsam für eine zukunftsfähige und vielfältige Gesellschaft und eine grüne Wirtschaft streitet. Für
2021 bitte ich daher um Euer Vertrauen.

Euer Henrik

Über Mich

KV Gifhorn / OV Meinersen

32 Jahre

Lebe zusammen mit meinem Ehemann in Volkse

Mitglied im NABU und der Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Berufliches

2010 bis 2013 - Studium der „technischen Informatik“ (Bachelor of Science)

2014 bis 2016 - berufsbegleitendes Studium „Wirtschaft für Ingenieurinnen und Ingenieure"
(Master of Business Studies for Engineers)

2013 bis 2020 - IAV GmbH Gifhorn: Softwareentwicklung, Consulting und Projektleitung

Seit 2020 - Volkswagen AG: Forschung und Entwicklung - Group Innovation

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



BTW8 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Henrik Werner

Seite 4

Grünes

Sprecher des KV Gifhorn

Direktkandidat im Wahlkreis 045 Gifhorn-Peine

Mitglied der LAG Tierschutz und LAG Queer

Delegierter für die BAG Tierschutzpolitik

Sprecher des landkreisweiten „Bündnis gegen Massentierhaltung / pro Grundwasser- und
Naturschutz“

Mitinitiator der Initiative „Sicherer Hafen“ im Landkreis Gifhorn

Kontaktdaten

mail@henrik-werner.de

www.henrik-werner.de

www.facebook.com/henrikwerner.gf

Instagram: henrikwerner.gf

• 

• 

• 
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Geburtsdatum:
11.02.1960

Kreisverband:
Oldenburg Stadt

Themen:
Mobilität/Verkehrswende

E-Mail:
btw2021@gruene-
oldenburg.de

BTW9 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Susanne Menge

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

"Endlich erleben, dass wir es drehen können."

Liebe Freundinnen und Freunde,

Kinder gehen gefahrlos vor die Tür zum Spielen. Menschen
haben ausreichend Platz zum Radfahren und zu Fuß gehen. Wir
bauen eine Infrastruktur, die allen den Umstieg vom Privat-Pkw
in den ÖPNV oder aufs Rad erleichtert. Sicherheit, kurze Wege
zum Ziel, Grün und weniger Lärm heißt Lebensqualität. Hieran
möchte ich gerne mitwirken.

19 Millionen Tonnen CO2 wurden im Verkehrssektor eingespart,
was jedoch allein auf die Pandemie zurückzuführen ist. Daher
bleibt es unser Auftrag, für unsere Kinder und nachfolgende
Generationen die nach wie vor emittierten 127 Millionen
Tonnen im Verkehrssektor drastisch zu senken.

Ich stehe für die Mobilitätswende, die einen Rahmen braucht,
der sich komplett von dem bestehenden unterscheidet, u.a.
brauchen wir ein Mobilitätsgesetz. Dessen tragende Säule ist
der Umweltverbund.

Maßstab sind die Menschen und hier vor allem die Verletzlichsten in unserer Gesellschaft.

Meine Kernforderungen:

Sicher, leise, weniger: Ein Mobilitäts-gesetz, das eine Wende vollzieht, weg vom übermäßig
priorisierten motorisierten Individualverkehr.

Flächengerechtigkeit: Die klassische Aufteilung des öffentlichen Raumes muss komplett neu
und im Interesse der Menschen gedacht werden.

Räume gestalten: Großzügiger Raum für aktive Mobilität, mehr gemein-schaftliche Angebote
sowie viel mehr Grün und soziale Räume.

Perspektiven wechseln: Kinder, Mobilitätsbeeinträchtigte und ältere Menschen sollen gefahrlos
zu Fuß gehen und mit dem Rad fahren können.

Kurze Wege: Mobilität und Stadt-planung müssen zusammengedacht werden und den Menschen
und seine Bedürfnisse in den Mittelpunkt rücken.

Das bringe ich dafür mit:

Regierungserfahrung 2013 – 2017 als Sprecherin der Fraktion für Verkehrs-politik, Häfen und
Schifffahrt

Mitarbeit im Bürger:innenbeteiligungsverfahren „Dialogforum Schiene Nord“ zur Reaktivierung
von Schienenstrecken;

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Veröffentlichung zum Thema: (https://www.bipar.de/kursbuch-buergerbeteiligung-2/)

Die Erkenntnis, dass es neben dem Koalitionsvertrag außerdem vertrag-liche Regelungen für
Maßnahmen und deren Terminierung geben muss.

Kooperatives Geschick, ein gutes Netzwerk, hohe Belastbarkeit, einen langen Atem und großes
Engagement.

Meine politische Leidenschaft

Eine konsequent gerechte Klima- und Gesellschaftspolitik. Eine klar feministische Perspektive. Eine
grüne Politik für heute, morgen und auch übermorgen.

Meine Biografie:

Geb. 1960

Wohnhaft in Oldenburg

3 Kinder, 3 Enkelkinder

Meine parteipolitische Vita

In der Partei seit 1984

Mitglied des Niedersächsischen Landtages

Sprecherin für Innen- und Kommunalpolitik, Migration und Teilhabe, Sport

Von 2013 – 2017 verkehrs-, hafen- und schifffahrtspolitische Sprecherin der Landtagsfraktion
(Regierungskoalition Grüne/SPD)

Seit 2017 Sprecherin der BAG Mobilität und Verkehr

Initiatorin des 1. Kongress „FRAUEN MACHEN MOBIL(ITÄT)“ in 2020, gerade planen wir den zweiten für
den 3. Juli 2021.

Kommunalpolitische Erfahrungen im Kreistag Ammerland, Gemeinderat Bad Zwischenahn und
Stadtrat Oldenburg

Mitglied im Parteirat

Mein Teamgeist 

Kooperativ, zuverlässig, direkt, zuhörend, pragmatisch, fair und leidenschaftlich.

Zusammen mit euch noch viel weiter!

Eure Susanne

• 

• 

• 

• 
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Geburtsdatum:
06.07.1981

Kreisverband:
Friesland

Themen:
Schutz von Küste und
Wattenmeer, erneuerbare
Energien, nachhaltige
Wirtschaft

E-Mail:
sina_beckmann@icloud.com

BTW10 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Sina Beckmann

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Moin und hallo, liebe Grüne!

„So kann es doch echt nicht weiter gehen." Wenn ihr euch
tagtäglich die Nachrichten anschaut, könnt ihr manchmal nur
noch den Kopf schütteln. Genauso gings mir auch. Deshalb hab
ich mich auf den Mors (Hosenboden auf norddeutsch) gesetzt
und gesagt: „Sina, meckern vom Sofa ist nicht.“ Und darum bin
ich hier, aktiv in der Politik, um für unser Land mit uns Grünen
eine echte Veränderung zu bewirken.

Wenn mich am Stand jemand fragt: „Warum sollte ich die
Grünen wählen?“ Sage ich: „Wir sind die einzige Partei, die einen
Plan für ein nachhaltiges Leben hat!“ Enorme Veränderungen
werden auf uns alle zukommen, wir müssen gemeinsam die
Ärmel hochkrempeln. Dafür brauchen wir eine Politik, auf die
wir uns verlassen können. Dafür brauchen wir uns Grüne. Und
hier möchte ich mit all meiner Erfahrung als pragmatische
Selbstständige in die Debatten gehen. Mit Humor,
Durchsetzungskraft und Demut um die besten Lösungen ringen.
Und meine Kompetenzen als Energieexpertin und Hotelfachfrau
mit einbringen.

Bei euch allen gab es wohl den einen Moment, an dem ihr
entschieden habt „Jetzt muss ich was tun, jetzt werde ich aktiv
bei den Grünen!“ Bei dem einen war es Gorleben, bei dem
anderen das Volksbegehren Artenvielfalt. Bei mir war es eine
Fernseh-Sendung nach der Sommerpause 2018. Viele von euch
können sich daran erinnern, wir hatten ein enormes Dürrejahr
zu beklagen. Die Kinder haben sich gefreut, dass ständig Sonne
da war, dass sie viel im Wasser plantschen konnten. Aber die
Landwirt*innen und wir alle mit Garten und Pflanzen auf den
Balkonen standen vor einer braunen, ausgetrockneten Wüste. An
diesem Abend saß ich vor dem Fernseher und dachte „Das ist ja
noch viel schlimmer, als ich befürchtet habe! Und die
Politiker*innen in der Runde streiten sich wie immer, aber den
Wissenschaftler*innen wird gar nicht zugehört.“ Ihr wisst genau, wovon ich rede. Ich ahne nicht, was
bei euch der Punkt, der Auslöser war, um den Grünen beizutreten, aber für mich war es dieser Abend,
an dem ich sofort meinen Mitgliedsantrag ausgefüllt habe.

Verrückt, was seitdem passiert ist. Ihr kennt den Spruch: „Vom Eintritt in die Partei bis zu einem Amt
dauert es in der Regel zwischen 6 und 8 Monaten.“ Genauso war es bei mir. Ich wurde zur
Kreissprecherin der Grünen Friesland und zur Sprecherin unserer Landesarbeitsgemeinschaft
Wirtschaft und Finanzen gewählt. Die Parteikolleg*innen haben sich wohl gedacht: „Das passt doch.
Du bist selbstständige Unternehmerin, kümmerst Dich um erneuerbare Energien und jonglierst schon
seit über 10 Jahren den ganzen Tag mit Zahlen.“ Ich bin mit Leib und Seele selbstständig, denn es
erfüllt mich mit positiver Energie zu gestalten. Dinge voranzutreiben und Entscheidungen zu treffen.
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Mein Zuhause ist die Nordsee-Küste. Viele kennen die Region als Urlaubsort, schwimmen im Meer,
wenn die Flut da ist, Eis am Strand, Sandburgen, ein Jever mit Blick auf das Wasser genießen.
Nachhaltiger Tourismus für die Menschen vor Ort und in der Natur, wo beides Hand in Hand geht, ist
mir wichtig. Doch die Küste ist mehr als das. Sie ist für mich ein Rückzugsort in hektischen Zeiten. Mal
mit ohrenbetäubender Stille, mal stürmisch mit aufbrausendem Meer. Aber immer mit viel Natur. Der
Nationalpark Wattenmeer ist Lande- und Verweilplatz für Millionen von Vögeln und deshalb so
überlebenswichtig. Sie begrüßen euch mit Möwen-Geschrei, mit dem schnellen Trippeln des
Alpenstrandläufers oder mit der wunderschönen Flugformation der Gänse. Wenn ich im Watt stehe
und Teil dieses Naturschauspiels bin, verstehe ich, wie schützenswert dieser Lebensraum ist. Wir
müssen das Wattenmeer erhalten und die Fläche erweitern – denn wir Menschen brauchen diese
Artenvielfalt zum Leben. Wir brauchen eine gesunde Natur, summende Insekten und singende Vögel im
Ohr, den Duft von Wald in der Nase und die Schönheit einer Blüte vor Augen.

Wenn alle Ökosysteme gesund sind, ist alles Leben im Gleichgewicht. Ich bin der Meinung: „Wir haben
unser Land kaputtgespart, haben unaufschiebbare Investitionen in unseren Schulen, in unser
Gesundheitssystem, in eine klimaneutrale Wirtschaft auf Morgen verschoben, haben uns nicht
weiterentwickelt.“ Das kann so nicht weiter gehen! Was soll ich meinen Nichten und Neffen in ein paar
Jahren sagen? „Sorry, wir wollten ja irgendwie, aber haben dann doch nicht die Kurve gekriegt.“ Was wir
jetzt brauchen, sind Investitionen in die Zukunft. Konkret in mehr Umwelt- und Naturschutz, in gute
Bildung, in ein sich wieder um die Patient*innen kümmerndes Gesundheits-System, in ein faires
Wirtschaften und in erneuerbare Energien für all unsere Lebensbereiche.

Unser Bundesland-Slogan ist: Niedersachsen. Klar. Er steht für Durchblick und gute Emotionen. Und
klar, möchte ich unsere niedersächsischen Themen in Berlin auf den Tisch bringen, also Küstenschutz,
nachhaltigen Tourismus und Repowering von erneuerbaren Energien. Und deshalb sage ich ganz klar: 
„Ja, von jetzt an anders!“ Ich bin Sina Beckmann und bewerbe mich bei der Listen-LDK um einen
aussichtsreichen Platz. Ich freue mich auf eure Stimmen!

Was für die Kandidatur:
Direkt-Kandidatin im Wahlkreis 26 (Friesland, Wilhelmshaven, Wittmund)
Votum der LAG Wirtschaft & Finanzen
Votum der LAG Häfen, Schifffahrt & Küstenschutz

Was Grünes:
Sprecherin des Kreisverbandes Friesland
Sprecherin der Landesarbeitsgemeinschaft Wirtschaft & Finanzen
Stellvertretende Sprecherin der Landesarbeitsgemeinschaft Häfen, Schifffahrt &
Küstenschutz
Aktives Mitglied bei Küsten-GRÜN

Was Gesellschaftliche ~ Mitglied bei:
BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
Robin Wood – Aktionsgemeinschaft für Natur und Umwelt
Greenpeace – Umwelt- und Naturschutz-Organisation
Plan International – internationales Kinderhilfswerk
ADFC – Allg. Deutscher Fahrrad Club
LSVD – Lesben & Schwulen Verband Deutschland

Was Privates:
Verpartnert seit 2012, verheiratet seit 2018
Selbstständige Unternehmerin seit 2009
Ausbildung zur Hotelfachfrau
Studium: International Management

• 
◦ 
◦ 
◦ 

• 
◦ 
◦ 
◦ 

◦ 

• 
◦ 
◦ 
◦ 
◦ 
◦ 
◦ 

• 
◦ 
◦ 
◦ 
◦ 
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Hobbys: mit unserer Hündin Ella spazieren, wandern, die Natur genießen, kochen, im
Garten „muddeln“, ein gutes Buch lesen, Kamin-Abende, tanzen

◦ 
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Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Stefan Wenzel

Bewerbung für Platz 2 auf der Landesliste von Bündnis 90/Die
Grünen Niedersachsen

Liebe Freundinnen und Freunde,

Grün steht für eine Vision, die eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sein sollte: Die Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen. Grün steht für Hoffnung auf
globale Gerechtigkeit und Frieden.

Grüne Politik steht aber auch für eine andere Haltung. Für
Politik im Dialog. Für gesellschaftlichen Zusammenhalt. Mehr
denn je sind unsere programmatischen Ideen und die politische
Tatkraft unserer Mitglieder gefragt.

Annalena und Robert haben ihre Schreibtische zusammengeschoben und von der Spitze weg das
Signal gegeben, dass es auf Zusammenarbeit ankommt, auf das Team und auf Fairness, um die Partei in
ihrer ganzen Breite mitzunehmen und Vertrauen bei Wählerinnen und Wählern aufzubauen. Das hat
maßgeblich zum Erfolg beigetragen.

Wir müssen Brückenbauer sein. Im Kleinen wie im Großen. Klimaschutz und Pandemie lassen sich nur
durch globale Kooperation und Achtung der planetaren Grenzen bewältigen. Dafür stehe ich ein.

Zukunft enkeltauglich gestalten: Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zur
Generationengerechtigkeit und zum Klimaschutz ist ein Paukenschlag, der starken Rückhalt für die
sozial-ökologische Transformation gibt. Dieser Beschluss wird die Zeiger der Uhren der Welt ganz neu
stellen. Er gibt Rückenwind für notwendige Investitionen, ordnungspolitische Weichenstellungen und
eine nachhaltige Finanzierung. In der Finanz- und Energiepolitik sehe ich ich einen Schlüssel für den
Kampf gegen bedrohliche Klimaveränderungen. Längst liegen die technischen Voraussetzungen für
eine vollständige und rasche Umstellung unserer Energieversorgung auf erneuerbare Energiequellen
vor. Die Nutzung der Kraft von Sonne und Wind ist auch ökonomisch die beste Option. Dabei wissen
wir, dass der Umbau der Energieversorgung in einem modernen Industriestaat nicht nur eine
technische Frage ist, sondern in hohem Maße eine soziale und kommunikative Herausforderung
darstellt. Der Umbau stellt Pfründe und Assets von Öl-, Gas und Kohlekonzernen in Frage, die mit
lauteren und unlauteren Methoden dagegen halten und in Teilen auch rechtsextreme und autoritäre
Akteure stützen, die ihnen direkt oder indirekt in die Hand spielen. Der Putschversuch in den USA zeigt
wie weit diese Kreise gehen.

Der Umbau der Energieversorgung braucht auch deshalb eine starke soziale Unterstützung. Gerade für
den ländlichen Raum kann der Umbau der Energieversorgung zu einer Win-Win Situation werden.
Wertschöpfung kann in der Region bleiben. Dafür braucht es verlässliche Rahmenbedingungen. Ein
konsequenter Ausbau der Erneuerbaren Energien, Effizienz, Sektorkopplung, E-Mobilität, Erdwärme,
Speichertechnologien und Wärmepumpen können in der Pandemie konjunkturelle Impulse setzen,
Beschäftigung sichern und für Innovation und wettbewerbsfähige Arbeitsplätze sorgen.

Atomenergie endgültig abwickeln: Das Kapitel Atom liegt gefühlt (fast) hinter uns. Doch realistisch
betrachtet ist dies ein Trugschluss. Noch laufen einige Atomkraftwerke in Deutschland. Die
Abschaltung muss jetzt erfolgen und der Rückbau braucht die höchsten Sicherheitsstandards. Die
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Suche nach einem dauerhaft sicheren Ort zur Lagerung von hochradioaktivem Atommüll wird uns
auch nach dem Aus für Gorleben energisch fordern. Zudem erleben wir eine neue Propagandawelle für
Atomreaktoren. Meine These: Nicht die Sorge ums Klima treibt diese Leute um, sondern der
machtpolitische Poker um die Bombe. Ökonomisch und ökologisch ist Atomkraft tot. Für einen Euro
kann ich ein mehrfaches an Kilowattstunden mit erneuerbaren Energien produzieren. Seit ich politisch
denken kann, hat mich das Thema Atom mit allen zivilen und militärischen Aspekten und dem
Menetekel der Atomwaffen beschäftigt. Deshalb will ich mich dafür einsetzen, dass dieses Thema in
der Bundestagsfraktion auch in Zukunft verantwortungsbewusst und kompetent bearbeitet wird.

Corona zwingt zum Umdenken: Die Pandemie hat uns im letzten Jahr vor ganz neue
Herausforderungen gestellt: Das Gesundheitswesen, die Wirtschaft, das Soziale, die Finanzen, die
Forschung, die Bildung und die Kultur – es gibt kaum einen Sektor, der nicht fundamental umdenken
musste und teilweise existenzielle Krisen durchlebt. Noch weiß niemand, wie lange dieser Zustand
anhält. Unsere föderale Struktur und unsere kommunale Selbstverwaltung haben sich im Grundsatz
bewährt. Deutschland ist bislang besser durch die Krise gekommen als viele Nachbarländer. Aber
darauf können wir uns nicht ausruhen. Das zeigen die Zahlen der aktuell erkrankten Personen und der
Toten. Viele schwere Fehler der Vergangenheit rächen sich heute. Im Gesundheitswesen macht sich ein
großer Fachkräftemangel bemerkbar, der Folge jahrelanger Unterbezahlung und schlechter
Arbeitsbedingungen ist. Die finanzielle Lage der Kommunen ist bedrohlich, weil Steuereinnahmen
vielfach weggebrochen sind. Künstler*innen und andere Soloselbstständige stehen vor dem Ruin, weil
die Förderprogramme an den Realitäten vorbeigehen. Die Pandemie zeigt, dass kein Land allein aus
dem Sumpf kommt. Die internationale Zusammenarbeit, Solidarität und langfristige Vorsorge sind jetzt
zentrale Aufgaben.

Liebe Freundinnen und Freunde,

1962 wurde ich in Nakskov/Dänemark geboren; mein Beruf ist Agrarökonom, ich bin verheiratet und
habe drei Töchter und eine Enkelin. Das Leben mit Kindern hat mich geprägt. Die Arbeit in einem SOS
Kinderdorf in Bolivien und auf einem Bauernhof in der Heide bei Jugendlichen mit Handicaps haben
mich tief beeindruckt. Drei Tage nach Tschernobyl bin ich bei den Grünen eingetreten. Viele Jahre habe
ich im Ortsrat, im Kreistag, als Mitglied des Landtages und als Minister für Umwelt, Energie und
Klimaschutz in Niedersachsen Erfahrungen gesammelt.

Für die Arbeit im Bundestag möchte ich ein Angebot für zusätzliche Impulse sowohl der Erneuerung
als auch der Kontinuität unterbreiten. Mit langjährigen Erfahrungen von Erfolgen, aber auch Irrtümern
als Oppositionsführer und als stellvertretender Ministerpräsident in Niedersachsen würde ich gern als
Parlamentsneuling in der Bundeshauptstadt starten und den Aufbruch für unser Land mitgestalten.

Mehr Informationen findet ihr auf meiner Website www.stefan-wenzel.de, bei Twitter unter
@stefwenzel oder bei Facebook.

Ich kandidiere als Direktkandidat im Bundestagswahlkreis Cuxhaven-Stade II und habe das erste
offene Votum der Region zwischen Elbe und Weser.

Euer Vertrauen würde mich sehr freuen!

Stefan

Kontakt: Stefan Wenzel, swlt@posteo.de

Hannah-Arendt-Platz 1, Hannover, c/o Südersteinstr. 24, Cuxhaven 



Geburtsdatum:
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Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

beruflich habe ich nach einem Politologiestudium zunächst als
Bildugssekretär der SJD-Die Falken und dann als
Fraktionsmitarbeiter der Grünalternativen Bürgerliste (GABL) in
Hannover gearbeitet. 1989 bin ich als Gewerkchaftssekretär zur
ÖTV gegangen und dort 1991 zum Stellvertretenden
Vorsitzenden der ÖTV - Niedersachsen gewählt worden. Von
1997 bis 2000 war ich grüner Personal -und
Organsationsdezernent der Landeshauptstadt Hannover, bevor
ich im November 2000 zunächst zum ÖTV-Vorsitenden und dann
im März 2001 zum Vorsitzenden der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft verdi gewählt worden bin. Verdi-
Vorsitzender war ich bis zum Renteneintritt im September 2019.

Der Grünen Partei gehöre ich seit 1986 an.

Für ein Bundestagsmandat bewerbe ich mich in einer für unser
Land entscheidenen Phase. Von den Weichenstellungen nach der Bundestagswahl wird abhängen, ob
es gelingt, den Klimawandel aufzuhalten und die sozial-ökologische Transformation erfolgreich auf
den Weg zu bringenn.

In weniger als 30 Jahren eine klimagerechte Gesellschaft zu werden, bedeutet eine wirklich große
Veränderung. Darin liegt jedoch für unsere Gesellschaft die Chance zur Zukunftssicherung. Wir
brauchen diese Veränderung, brauchen die Umgestaltung unserer Wirtschaft, brauchen die Energie-,
die Mobilitäts- und die Agrarwende zwingend, wollen wir Sicherheit gewinnen für die Zukunft.

Nun wissen wir freilich: Veränderung löst auch Verunscherung aus. Arbeitnehmer*innen fragen sich:
Was wird aus meinem Arbeitsplatz? Was wird, wenn erworbene Qualifikationen plötzlich nicht mehr
gebraucht werden? Habe ich noch Chancen am Arbeitsmarkt? Was für Chancen werden meine Kinder
haben? Und wie werden überhaupt die Lasten nach Corona verteilt?

Einer aktuellen Bertelsmann-Studie zufolge befürchten zwei Drittel der Jugendlichen in Deutschland,
dass die Corona-Pandemie ihre Chancen auf einen Ausbilduhgsplatz verschlechtert hat.

Das müssen wir sehr ernst nehmen. Der ökologische Umbau wird nicht gelingen können, wenn dass
Soziale auf der Strecke bleibt. Ökologie uhnd Soziales müssen zusammengedacht werden. Sozialer
Ausgleich ist unverzichtbar.

Und auch dazu braucht es einen Politikwechsel: in der Alterssicherung, in der Wohnungs- und
Mietenpolitik, bei der nachhaltigen Stärkung des Tarifsystems und in der Finanzpolitik sowieso.

Das Grüne Grundsatzprogramm und auch unser Wahlprogramm nehmen das auf.

Es formieren sich aber auch Gegenkräfte. Gesamtmetall fordert ein "Belastungsmoratorium". Eine
Verschärfung der Klimaziele wird abgelehnt und zwar auf nationaler wie auf europäischer Ebene. Und
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände fordert die "Entfesselung der Wirtschaft"
in Gestalt einer Agenda 2010 2.0.

Mit der Bekämpfung der Klimakrise ist das ebensowenig vereinbar wie mit dem notwendigen sozialen
Ausgleich beim Umbau unserer Wirtschaft.
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Deutlich wird daran aber, vor welch harten Auseinandersetzungen wir stehen, wenn wir unsere
politischen Ziele umsetzen wollen.

Ich möchte mich in diese Auseinandersetzungen mit meiner politischen Erfahrung und meinem
Netzwerk aktiv einbringen. Und kandidiere als sichtbarer Ausdruck der Verbindung von Grünen und
Gewerkschaften.



Geburtsdatum:
10.03.1986

Kreisverband:
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Antragsteller*in: Margaux Jeanne Erdmann (KV Braunschweig)
Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Für soziale Gerechtigkeit und Demokratie!

Liebe Freund*innen,

die Coronakrise führt uns seit über einem Jahr schmerzhaft vor
Augen, wie dringend wir sozialpolitisch aus der Pandemie
lernen müssen. Denn auch für die Bewältigung der Klimakrise
gilt: Krisenbewältigung ist mehr als das Finden von
technologischen Lösungen. Es sind soziale und humanitäre
Fragen, die wir beantworten müssen, damit die Bewältigung der
Corona- und Klimakrise den Ansatz einer Chance hat — denn 
diese Krisen sind im Kern auch Gerechtigkeitskrisen! 

Dennoch versuchen reaktionäre Stimmen immer wieder
Pandemiebewältigung, Klimarettung, Arbeitsplätze,
Wirtschaftsförderung, Wohlstand und soziale Gerechtigkeit
gegeneinander auszuspielen und schaffen so einen
brandgefährlichen Nährboden für Frustration, statt konstruktiv
an der krisenfesten Gestaltung unserer Gesellschaft
mitzuarbeiten.

Ich finde, statt einer Rhetorik der Spaltung und einer Politik des Ausbremsens brauchen wir endlich
einen Richtungswechsel, dem es gelingt, Klimaschutz, Pandemiebewältigung, soziale Gerechtigkeit und
demokratischen Zusammenhalt miteinander zu vereinen!

Wir lassen niemanden zurück!

Die sozialen und wirtschaftlichen Einbrüche durch die Pandemie führen bei vielen Menschen zu
Abstiegserfahrungen und Existenzängsten. Insbesondere junge Menschen erleben gerade einen
erschwerten Start ins Leben. Aus eigener Erfahrung weiß ich, was es bedeutet, schon als Kind sozio-
ökonomische Existenzängste zu haben und was es mit einem macht, wenn man die Verachtung
gegenüber Menschen in Armut im eigenen Alltag und am eigenen Leib erleben muss. Ich habe aber
auch die Erfahrung gemacht, wie eine gute soziale Infrastruktur Härten abfedern und persönliche
Entfaltung ermöglichen kann.

Auch deshalb ist es mir ein Herzensanliegen, dass wir mit der sozial-ökologischen Transformation
niemanden in Armut und mit Abstiegsängsten zurücklassen. Im Entwurf unseres Wahlprogramms
schreiben wir, dass wir „eine Industriegesellschaft sicher ins Zeitalter der Klimaneutralität“ führen
wollen. Dies wird nur mit guter Sozial- und Arbeitsmarktpolitik gelingen, die den Menschen und nicht
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seine Verwertbarkeit in den Fokus rückt. Deshalb möchte ich mich Seite an Seite mit den Sozial- und
Wohlfahrtsverbänden sowie Gewerkschaften stark machen für:

die GRÜNE Garantiesicherung statt Hartz IV

Kindergrundsicherung

bezahlbaren Wohnraum

gute Bildung

lebensfeste Löhne für alle

gute Rente

die Förderung einer geschlechtergerechten sowie diskriminierungsfreien Arbeitswelt

eine menschenrechtsbasierte Arbeitsmarktpolitik — vor Ort und global

und eine progressive Steuerpolitik, die eine gerechte Krisenfinanzierung und
Verteilungsgerechtigkeit fördert!

Alle zusammen gegen den Faschismus – immer und überall

Auch hier in Niedersachsen erleben wir, wie die Rechten trotz unseres Widerstands immer
selbstbewusster werden: Anschläge auf Jugendeinrichtungen, Parteibüros, Drohungen sowie Gewalt
gegen Journalist*innen, Aktivist*innen und Kommunalpolitiker*innen sind nur einige Fälle des
gewaltvollen Auftretens der Rechten. Menschen, die rechter Gewalt ausgesetzt sind, erhalten weder
ausreichende Unterstützung noch Schutz. Der GRÜNE Bundestagskandidat Tareq Alaows zog nach
Gewalt- und Morddrohungen seine Bundestagskandidatur zurück. Das zeigt: Für einige von uns ist es
nicht möglich unsere demokratischen Rechte auszuüben, ohne um unser Leben fürchten zu müssen.

Wir brauchen dringend eine umfassende Strategie, die Rechtsextremismus konsequent — auch
international und im digitalen Raum — entgegenwirkt und in unseren Sicherheitsbehörden aufdeckt
statt vertuscht. Die wichtigste Säule im Kampf gegen Rechtsextremismus ist eine starke
demokratische Zivilgesellschaft. Diese muss aktiv u.a. durch Demokratieförderung — ohne
Extremismusklausel — in Form von langfristiger Förderung und flächendeckenden
Beratungsangeboten für Betroffene von rechter Gewalt gestärkt werden.

Und so wie wir Menschen vor Ort immer wieder durch unsere facettenreichen Proteste aktiven
Widerstand gegen Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus leben, so muss es auch in
unseren Parlamenten endlich einen gelebten antifaschistischen Konsens geben. Denn wo „Nie wieder”
gelten soll, muss auch in unseren Parlamenten „¡No Pasarán!" gelten!

„Verändern statt Versprechen!"

Gemeinsam mit euch möchte ich mich mit meinem Wissen, meiner Streitfähigkeit, Integrität und
Leidenschaft für soziale Gerechtigkeit und unsere Demokratie stark machen!

Lasst uns in einem buntgrünen Wahlkampf die Menschen im Netz und auf der Straße von unserer
grünen Zukunft überzeugen und für einen echten Politikwechsel werben, damit die 2020er endlich zu
einer grünen Epoche werden!

Dafür bitte ich um euer Vertrauen und eure Stimme!

Bei Rückfragen oder Anmerkungen meldet euch gern bei mir!

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Herzliche Grüße

Eure Margaux

Über mich

Margaux Erdmann

*1986 Villeneuve St. Georges, Frankreich

Beruf: Gleichstellungsbeauftragte an der Hochschule für Bildende Künste Braunschweig

Studium: Kulturanthropologie / Europäische Ethnologie & Italienisch in Göttingen und Florenz

Politisches Engagement

Direktkandidatin KV Braunschweig

Ich werde auch von der zivilgesellschaftlichen Graswurzel-Organisation „Brand New Bundestag“
supportet, die progressive, junge Kandidierende unterstützt. (www.brandnewbundestag.de)

2018 Gründung Ortsgruppe Seebrücke Braunschweig

seit 2019 Vorstandsbeisitzerin KV Braunschweig

seit 2020 Mitglied im Antidiskriminierungsnetzwerk Braunschweig

seit 2018 aktiv im Braunschweiger Bündnis gegen rechts

Mitglied bei

ver.di, Pro Asyl, Armut und Gesundheit in Deutschland e.V., Refugium Flüchtlingshilfe e.V. Braunschweig,
Frauen- und Mädchenberatungsstelle Braunschweig, Haus der Kulturen Braunschweig

Podcast

„Margaux goes Bundestag“ auf Youtube & spotify

Kontakt

www.margaux2021.de

E-Mail: margaux.erdmann@gruene-braunschweig.de

Instagram: margaux.jeanne

Twitter: @mjghe

Facebook: margaux.jeanne.erdmann

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen, 

wir leben in einer bunten Welt, die sich gerade mit einer
Geschwindigkeit verändert, wie wir es noch nie erlebt haben.
Die derzeitige Pandemie zeigt uns zudem überdeutlich die
Schwächen unserer Gesellschaft auf. Die sozialen und
ökologischen Herausforderungen, die sich daraus ergeben,
erfahre ich jeden Tag aufs Neue - als Gleichstellungsbeauftragte,
als Mutter und als Bürgerin im Oldenburger Münsterland, einer
der intensivsten Agrarregionen in Deutschland. Es liegt in
unserer Verantwortung, Veränderung in Bahnen zu lenken,
sodass diese und kommende Generationen in einer offenen,
gleichberechtigten, inklusiven und fairen Gesellschaft leben
können.

Ich bin Brückenbauerin und Impulsgeberin mit der festen
Überzeugung, dass wir nur gemeinsam etwas bewegen. Das
geht, wenn Menschen den Mut zur Veränderung haben. Dieser
muss gefördert und belohnt werden. Das braucht Strukturen in
den Regionen und Unterstützung aus Berlin. Dann kann die
notwenige Transformation, d. h. die Veränderung zu einer
zukunftsfähigen und lebenswerten Gesellschaft gelingen.

Als promovierte Agraringenieurin erlebe ich, dass gerade in
ländlichen und landwirtschaftlich geprägten Räumen
gesellschaftliche und wirtschaftliche Strukturen sehr
traditionell geprägt sind. Wir können dort nachhaltige
Veränderung bewirken, wenn wir diese Strukturen verändern
und lohnende Perspektiven aufzeigen. Das gilt besonders auch
für die Transformation hin zu einem nachhaltigen und fairen
Ernährungssystem, das auf den Feldern und in den Ställen der
Landwirtschaft seine Basis hat und bis in die Regale der Supermärkte und die Einkaufstaschen der
Menschen reicht.

Aus diesen Überzeugungen, Erfahrungen und Werten leiten sich meine persönlichen Schwerpunkte ab,
für die ich mich im Bundestag stark machen möchte:

Eine sozial gerechte und feministische Gesellschaft

Rechte und Chancen sind heute noch zu ungleich verteilt. Daraus folgt, dass viele Menschen derzeit
nicht wahrgenommen werden. Sie bleiben unsichtbar. Ihre Perspektiven fließen nicht in wichtige
Diskussionen und Entscheidungen mit ein. Derzeit wird dies wieder besonders deutlich bei Kindern,
Jugendlichen oder bestimmte Berufsgruppen, denen Lobby fehlt. Deswegen müssen wir partizipative
Strukturen schaffen und z.B. die Senkung des Wahlalters und andere Teilhabemechanismen etablieren.
Auch die gesellschaftlichen Besonderheiten bestimmter Regionen, wie dem ländlichen Raum, gilt es in
der Politik sichtbar zu machen. Das ist mir ein großes Anliegen.

Wir müssen allen Menschen in unserer Gesellschaft Chancen zur gleichberechtigten Teilhabe an der
Gesellschaft ermöglichen und sie schützen. Dazu gehört es, Solidarität zu fördern, sowie eine
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Geschlechter- und Chancengerechtigkeit zu realisieren. Das reicht von Parität und entsprechender
Repräsentanz weiterer unterrepräsentierter Menschen in Parlamenten, dem Aufbrechen von
Stereotypen bis hin zu einem konsequenten Vorgehen gegen Diskriminierung.

Aber auch individualisierte Bildungschancen und eine Reform des Bildungssystems, wie auch eine
finanzielle Lebensgrundlage, wie eine Grundsicherung sind wichtige Grundlagen für
Selbstbestimmung und Teilhabe.

Eine zukunftsfähige Transformation des Ernährungssystems

Der Klimawandel zeigt, wie anfällig unser Ernährungssystem ist. Wir müssen daher mit Böden, Luft und
Wasser achtsam umgehen. Eine Belastung der Böden und die Gefährdung des Grundwassers, wie
derzeit im Oldenburger Münsterland zu beobachten, sind nicht hinnehmbar. Wir müssen die
Ressourcen pflegen, gesund erhalten und die Biodiversität fördern. Deswegen brauchen wir natürlich
klare Begrenzungen der Tierzahlen bezogen auf die Fläche. Wir müssen gerade deswegen dafür
sorgen, dass artgerechte Tierhaltung nicht eine Frage der Kosten und Erlöse ist, sondern eine Frage
der Selbstverständlichkeit. Über Herkunft, Haltungssysteme und Produktionsart von Lebensmitteln
müssen wir eine klare Transparenz herstellen, damit Menschen tatsächlich eine Wahl haben und
bewusst über ihren Konsum entscheiden können.

Dabei dürfen wir die Landwirtschaft aber nicht aus den Augen verlieren. Sie ist eine wichtige Partnerin
bei den notwendigen Veränderungen. Hier müssen die Menschen und Systeme Handlungsräume
bekommen. Nachhaltiger Konsum und nachhaltige Produktion müssen aufeinander treffen können.

Solidarität global wie lokal

Die großen Herausforderungen, vor denen wir stehen, hören an den Landesgrenzen nicht auf. Daher
müssen wir uns als Teil einer größeren Gemeinschaft verstehen. Entwicklungen hin zu einer gesunden
Umwelt und gerechten Gesellschaft funktionieren auf Dauer nur über globale Einigkeit und
gemeinsames Handeln. Pflege und Ausbau der europäischen und weiteren internationalen
Beziehungen sind entscheidend für einen langfristigen Erfolg. Hier müssen wir den Dialog pflegen,
mitgestalten und unsere Werte einbringen.

Der Mensch hinter der Kandidatin

Umweltaktivistin & Rheinländerin, die praktisch an den Abwasserkanälen der Chemiekonzerne
in den 1970ern und 1980ern und in Zeiten von Tschernobyl, dem Golfkrieg aber auch dem
Mauerfall groß geworden ist.

Sozialarbeiterin & Künstlerin: Mein freiwilliges Jahr an einer Schule für Menschen mit
Sehbeeinträchtigungen, als es für Frauen noch kein Soziales Jahr gab und eine intensive Zeit am
Theater haben mich sehr geprägt.

Neugieriges und wissensdurstiges Arbeiter*innenkind auf der Suche nach wissenschaftlich
basierten Lösungen für gesellschaftliche und ökologische Herausforderungen bin ich heute
noch.

Feministin, auch durch persönliche Erfahrungen, z.B. durch Familienbildung, chronischer
Erkrankung und akademischer und beruflicher Karriere.

Zudem liebe ich die Natur, individuelles Reisen, gutes Essen und lustige Abende mit
Freund*innen.

• 

• 

• 

• 

• 
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Grünes

Direktkandidatin im Wahlkreis Vechta/Cloppenburg

Votum der Weser-Ems-Konferenz

Mitglied in den LAGen Frauenpolitik, Queer, Landwirtschaft/Ländlicher Raum, Wissenschaft/
Hochschule/Technologie

Fachliche Expertise

Gleichstellungsbeauftragte & Leiterin Gleichstellung & Diversität an der Universität Vechta

Bildungsarbeit im lebenslangen Lernen

Kompetenzenbilanz-Coachin

Promovierte Agrarwissenschaftlerin, mit dem Schwerpunkt Tierwissenschaften

Führungskraft & Wissenschaftlerin

Die Kombination aus all dem prägt heute mein politisches Engagement. Deswegen, liebe
niedersächsische Grüne, würde ich mich sehr über euer Vertrauen bei der Kandidatur für einen
aussichtsreichen Listenplatz auf der Landesliste freuen. Wir haben viel zu tun und ich bin mit ganzem
Herz und voller Elan dabei, die Welt zusammen mit euch gerechter zu machen.

In diesem Sinne: Lasst uns gemeinsam für eine bessere Zukunft einstehen.

Mit grün-bunten Grüßen von 

Tanja

Mehr über mich findet Ihr hier:

Web: tanjameyergruen.de

Instagram: @tanja.gruen.bunt

Twitter: @gleichechancen

Facebook: @tanjameyergruen

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
25.10.1982

Kreisverband:
Holzminden

Themen:
Bürger*innenrechte,
Demokratie, Gerechtigkeit,
Europa

E-Mail:
helge.limburg@lt.niedersachsen.de

BTW15 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Helge Limburg

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Für Recht, Demokratie und Gerechtigkeit

Liebe Freund*innen,

hiermit bewerbe ich mich um Platz 8 auf der Landesliste zur
Bundestagswahl 2021.

Ihr kennt mich als leidenschaftlichen Juristen und
Rechtspolitiker, dem es immer um das große Ganze und
Gemeinsame geht. Ich streite mit Euch für eine weltoffene, an
Bürger*innenrechten orientierte wehrhafte Demokratie, gegen
Rechtsextremismus und für eine soziale und solidarische
(Welt-)Gesellschaft. Seit 2008 mache ich das als
Landtagsabgeordneter hier in Niedersachsen. Davor war ich seit
meinem 14. Lebensjahr in der Grünen Jugend Niedersachsen
und während meines Studiums als Landessprecher der GJN
aktiv.

Wie Ihr wisst, geht es mir in der Politik und im Parlament stets
darum, politischen Kontrahent*innen mit rhetorischer
Differenziertheit, guten Argumenten und auch direkter,
persönlicher Ansprache zu begegnen und von unseren Zielen zu
überzeugen. Auf zwischenmenschlicher Ebene ist mir ein
nahbarer, fairer und integrativer Stil sehr wichtig, wie ich ihn an Wahlkampfständen wie auch partei-
und fraktionsintern pflege (seit 2013 als parlamentarischer Geschäftsführer und stellvertretender
Fraktionsvorsitzender). Ich setze mich immer dafür ein, verschiedene Auffassungen und Politikstile
innerhalb unserer Partei zusammenführen, damit wir gemeinsam als starkes und glaubwürdiges Team
agieren. Das hat uns in Niedersachsen sowohl in der rot-grünen Landesregierung als auch jetzt in der
Opposition stark gemacht. Wir wollen GEMEINSAM für Veränderungen eintreten. Mit meinen 13 Jahren
Erfahrung im Landtag - vor allem aus einer nicht immer einfachen rot-grünen Regierungsbeteiligung -
möchte ich mich jetzt mit meinen politischen Inhalten und meinem politischen Stil auf Bundesebene
für unsere grünen Ziele einsetzen. Mich motivieren dabei vor allem drei großen Herausforderungen.

Die Bedrohung unserer Demokratie(n)

Unsere demokratische, liberale, soziale, vielfältige und rechtsstaatliche Gesellschaft sieht sich
gewaltigen Bedrohungen gegenüber. Das ist kein rein deutsches Problem. Schon lange beobachten wir
das Erstarken rechtspopulistischer und rechtsextremer Parteien in unseren europäischen
Nachbarstaaten. In Österreich war die FPÖ mehrfach an Regierungen beteiligt, in den Niederlanden
und in Dänemark wurden Regierungen von Rechtspopulisten geduldet. Die Rassemblement National
(früher Front National) in Frankreich konnte die letzte Stichwahl zur Präsidentenwahl erreichen. In
Polen und Ungarn sind Parteien und Personen an der Regierung, die gegen LGBTQI*-Menschen agieren
und Geflüchtete ausgrenzen. Beide Länder untergraben die Unabhängigkeit der Justiz, schränken die
Pressefreiheit ein und erklären die liberale Demokratie abschaffen zu wollen. Mitten in der
Europäischen Union! Dies alles zeigt: Die Bedrohung für unser Rechtsstaats- und Demokratiemodell ist
international, und sie ist sehr konkret. Diese Gruppierungen agieren nicht isoliert, sondern sind
untereinander gut vernetzt. Sie kooperieren eng mit der AfD, mit den Hintermännern der „BREXIT-
Kampagne“ und mit dem Umfeld von Donald Trump – und sie haben teilweise Verbindungen ins
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gewaltbereite rechtsextreme Milieu. Diesen Bedrohungen unserer Demokratie müssen wir uns auf der
Straße, in Gemeinde-, Stadtrats- und Kreistagssitzungen und im Landtag weiterhin entgegenstellen, so
wie wir das immer getan haben. Wir werden diese Auseinandersetzungen aber nur gewinnen, wenn wir
sie auch weiterhin auf Bundesebene und im Verbund mit unseren europäischen Freund*innen
bestreiten. Wir brauchen eine direkte Unterstützung zivilgesellschaftlicher Gruppen für eine freie
liberale, europäische Gesellschaft. Geldströme innerhalb und außerhalb der EU müssen aufgedeckt
und reguliert werden, auch um die verdeckte Finanzierung rechtsextremer Parteien und Gruppen zu
unterbinden. Und wir brauchen eine demokratisch kontrollierte engere Kooperation von Justiz- und
Polizeibehörden.

Die Bedeutung der Rechtspolitik für gesellschaftlichen und ökologischen Fortschritt

Ich engagiere mich für ein Recht, das die Freiheit des Einzelnen in Verantwortung für die Gesellschaft
schützt und stärkt sowie auf den Ausgleich von Starken und Schwachen und den Schutz unserer
Umwelt bedacht ist. Gesetze und Verordnungen, also Rechtspolitik, können Machtstrukturen
zementieren und Ungerechtigkeit vertiefen, sie können aber auch maßgeblich zu gesellschaftlichem
Fortschritt beitragen. Das war schon vor Corona so, beispielsweise durch das Anti-
Diskriminierungsgesetz des Bundes oder die Einführung der „Ehe für alle“. Oder mittelbar, wenn
gesetzgeberische Entscheidungen im Grundgesetz spätere Gerichtsurteile für gesellschaftlichen
Fortschritt ermöglichen. Die Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist immer noch nicht
verwirklicht, das erleben wir alle. Aber wie weit wären wir, wenn nicht das Grundgesetz in Art. 3 die
Forderung nach vollständiger Gleichberechtigung der Geschlechter formulieren würde? Zum wichtigen
Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das den Bund zu mehr Klimaschutz verpflichtet, hat Art. 20a des
Grundgesetzes, der „Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen“, beigetragen. Und dass das
Oberlandesgericht Celle jetzt in Karlsruhe die Haltung vertritt, dass ein Kind qua Geburt zwei Mütter
haben kann, beruht auf einem modernen Rechtsverständnis, das endlich auch die Rechte von LGBTQI*
umfasst. Rechtspolitik ist Sozial-, Umwelt- und Gesellschaftspolitik.

Für die nächste Wahlperiode bleiben große Herausforderungen. Die Einführung einer Vermögensteuer
ist letztlich auch ein Gebot des Grundgesetzes, das die Bundesrepublik als Sozialstaat definiert, in dem
„Eigentum verpflichtet“. Wenn das Bundesverfassungsgericht die Diskriminierung
gleichgeschlechtlicher Eltern nicht beendet wird es die Rechtspolitik im Deutschen Bundestag in die
Hand nehmen müssen. Und es ist ein Widerspruch zu unserer diversen Migrationsgesellschaft, dass in
zahlreichen Gesetzen des Bundes bis hin zum Grundgesetz immer noch von „Rassen“ die Rede ist. Wir
werden die dahinterstehenden Denkmuster nie überwinden, solange wir nicht als ersten Schritt die
Gesetzessprache anpassen und Rassismus klar als solchen benennen.

Parlamentarismus und Pluralismus in Krisenzeiten 

Seit Beginn der Coronapandemie ist neben der Gesundheitspolitik auch diskutiert worden, wer
eigentlich die politischen Entscheidungen trifft. Die Runde der Ministerpräsident*innen und der
Kanzlerin, die öffentlich lange im Zentrum stand, existiert nicht in unserem Grundgesetz. Sie hat keine
Entscheidungsbefugnisse. Es war richtig und wichtig, nicht nur aus formalen, sondern auch aus
inhaltlichen Gründen, die Parlamente, den Bundestag und die Landtage, stärker in die Entscheidungen
zur Pandemiebekämpfung einzubeziehen. Aber das musste erkämpft werden. Ich bin stolz darauf, als
Bevollmächtigter meiner Fraktion unsere Klage vor dem Landesverfassungsgericht erfolgreich
vertreten zu haben. Wir haben auf ganzer Linie recht bekommen: Der Landtag muss vorab über
Coronamaßnahmen informiert werden. Dieses erste Urteil in Deutschland zur Rolle der Parlamente in
der Pandemie stärkt den Parlamentarismus insgesamt. Ich möchte mich dafür stark machen, dass der
Bundestag auch in Krisensituationen eine starke Stellung gegenüber der Regierung behauptet. Nur
dann können Abgeordneten die Anregungen und Interessen der Menschen in Deutschland, eure
Anregungen und Interessen, diskutieren und zur Geltung bringen.
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Die Pandemie hat uns abermals gezeigt, wer in unserem Land eine starke Lobby hat und wer schnell
vergessen wird: Kinder, Alte, Arme, Frauen, Migrant*innen, Menschen mit Behinderungen, Care-
Arbeiter*innen. Soziale Spaltungen sind größer geworden bis hin zu Existenznot. Bildungschancen
hängen noch stärker als vorher vom Geldbeutel und familiären Hintergrund ab. Im Landtag haben wir
uns von Beginn an für lebensnahe Lösungen für Familien, finanzielle Unterstützung
einkommensschwacher Haushalte und ein Mindestmaß an sozialen Kontakten für Menschen in Alten-
und Pflegeheimen eingesetzt. Wenn die Krise vorbei ist müssen und werden wir im Bundestag dafür
streiten, dass die Kosten durch höhere Steuern auf Einkommen und Vermögen von den Profiteuren der
Krise getragen werden und nicht von denen, die die Krise in Existenzsorgen gestürzt hat.

Auch den Integrationsprozess für ein solidarisches, friedliches, weltoffenes Europa werden wir weiter
vorantreiben. Wir streiten dafür, dass die EU nicht nur im Inneren, sondern auch an den Außengrenzen
und international die Menschenrechte schützt, achtet und verteidigt. Ich möchte weder eine Festung
Europa noch möchte ich, dass wir noch einmal geschlossene Grenzen innerhalb der EU erleben. Es
geht um die Zukunft der nächsten Generationen, u.a. meine eigenen drei Töchter. Wir werden unsere
Ziele zur Rettung des Klimas, der demokratischen und vielfältigen Gesellschaft, eines einigen Europas
erreichen, wenn wir weiterhin Hand in Hand agieren, Kommune und Bund, Land und Europa. Alle
zusammen für und in einer solidarischen Weltgemeinschaft. GEMEINSAM können wir viel erreichen.

Liebe Freund*innen, ich habe hier nur einige der Themen skizziert, die uns bewegen. Wenn ihr noch
Fragen oder Anregungen zu meiner Bewerbung oder zu mir habt schreibt mir gerne eine E-Mail oder
ruft mich an. Vor uns liegt ein wichtiger gemeinsamer Bundestags- und Kommunalwahlkampf. Ich
hoffe auf eure Unterstützung bei der LDK zur Landesliste am 29. und 30.5. in Oldenburg (und bei euch
zuhause).

Herzliche Grüße

Euer Helge

Kurzlebenslauf

*25.10.1982, verheiratet, 3 Töchter

Seit 1996 Mitglied der Grünen Jugend

Seit 2001 Mitglied von Bündnis90/DIE GRÜNEN

2001-2003 Mitglied im Kreisvorstand Holzminden

2002 Abitur am Campe-Gymnasium, Holzminden

2002-2003 Zivildienst in der ambulanten Altenpflege, Diakoniestation Bevern-Stadtoldendorf

2006-2007 Sprecher der Grünen Jugend Niedersachsen

2003-2008 Studium der Rechtswissenschaften (Universität Bremen, Yeditepe Üniversitesi Istanbul)

2008 1. Juristische Staatsexamen (Universität Bremen)

Seit 2008 Mitglied des Nds. Landtages (seit 2013 als parl. Geschäftsführer und stv.
Fraktionsvorsitzender, Wahlkreis Nienburg-Nord)

2014-2016 Vorsitzender des Landesschiedsgerichtes Bündnis90/DIE GRÜNEN Niedersachsen

2017 Masterabschluss (Ll. M., Fernuni Hagen) über die Europäische Staatsanwaltschaft

2021 Direktkandidat im Wahlkreis 46 Hameln-Pyrmont-Holzminden

tel.: 0511 3030-3305
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twitter.com/Helge_Limburg
facebook.com/helge.limburg
youtube.com/user/helgelimburg?feature=mhum
instagram.com/helgelimburg/

www.helge-limburg.de



Geburtsdatum:
30.11.1969

Kreisverband:
Nienburg

Themen:
Frieden und Abrüstung,
Außen- und
Sicherheitspolitik,
Rechtspolitik

E-Mail:
katja.keul@posteo.de

BTW16 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Katja Keul

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

wir stehen zu Beginn dieses besonderen Wahljahres, trotz der
Pandemie, in den Umfragen gut dar und gehen voller
Optimismus in die politische Auseinandersetzung um neue
Mehrheiten in unserem Land.

Wir wissen aus Erfahrung, dass Umfragewerte volatil sind. Wir
sind aber nicht nur mit dem neuen Grundsatzprogramm
inhaltlich gut aufgestellt, sondern stehen auch geschlossen
hinter unserer Kanzlerkandidatin Annalena. Von dieser Position
aus greifen wir die Union an, um die Führung in dieser Republik
zur erlangen. Wir können und müssen uns daher die nächsten
Monate darauf konzentrieren, aus den Umfragewerten
tatsächliche Wahlergebnisse zu machen und unseren Einfluss
und unsere Gestaltungsmacht auszubauen.

Ich möchte für uns und mit euch diese Gestaltungsmacht
erringen und ausüben und bewerbe mich deswegen hiermit um
einen vorderen Listenplatz für die Bundestagswahl.

Wichtig ist mir nach wie vor eine andere Außen- und
Sicherheitspolitik, denn weder die Erhöhung des
Verteidigungshaushaltes noch die reine Anzahl bewaffneter
Einsätze ist der Maßstab für die Übernahme von Verantwortung
Deutschlands in der Welt. Verantwortung kann genauso
bedeuten, sich auch mal gegen einen Militäreinsatz
auszusprechen oder Waffenlieferung effektiv zu unterbinden.

Es wird darum gehen, Prioritäten zu setzen und eine
regelbasierte Sicherheitspolitik zu stärken. Die Bundeswehr darf
nicht für Symbolpolitik missbraucht werden. Wer Soldaten und
Soldatinnen in einen bewaffneten Einsatz schickt, muss ihnen
auch einen erfüllbaren militärischen Auftrag geben und sicherstellen, dass dies auf der Grundlage des
Völkerrechts geschieht. Um ihren Auftrag erfüllen zu können, muss die Bundeswehr auch entsprechend
ausgerüstet werden. Dazu braucht es aber nicht mehr Geld, sondern eine effizientere
Beschaffungsstruktur und weniger exklusive Entwicklungsprojekte.

Neue Gefahren drohen durch ein neues unkontrolliertes Wettrüsten unter Einbeziehung neuester und
schnellerer Technik sowie durch vollautomatisierte Waffensysteme, die ohne menschliche Kontrolle
selbst über Leben und Tod entscheiden. Die Rüstungskontrollabkommen der letzten Jahrzehnte sind
gekündigt oder laufen aus. Das gilt besonders im Bereich der Atomwaffen, in den auf allen Seiten
massiv investiert wird. Durch verkürzte Vorwarnzeiten ist eine nukleare Eskalation aus Versehen
wahrscheinlicher als sie es seit den 80er Jahren je gewesen ist. Wir haben vorgemacht, wie ein ziviler
Atomausstieg funktionieren kann, und müssen uns jetzt um den militärischen Atomausstieg kümmern.
Wer soll das tun, wenn nicht wir?

Auch bei den anderen Themen, für die ich in den letzten Jahren gestritten habe, will ich meine
Fraktion bzw. eine künftig grüne Regierungsmannschaft unterstützen. Dazu gehört u.a. eine liberale
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Rechtspolitik, ein modernes Familienrecht, eine Kindergrundsicherung, ein Ende ausbeuterischer
Arbeitsverhältnisse und nicht zuletzt eine effektive parlamentarische Kontrolle des
Regierungshandelns. Gerade in der Pandemie ist nochmal deutlich geworden, warum wesentliche
Dinge durch das Parlament beschlossen werden müssen.

Ich möchte mich bei euch aber nicht nur für eine weitere Legislatur im Deutschen Bundestag
bewerben, sondern mich auch für das Vertrauen und die Unterstützung für die vergangenen
Wahlperioden bedanken.

Ich habe in dieser Zeit in meinen Funktionen als parlamentarische Geschäftsführerin, als
rechtspolitische Sprecherin, als Mitglied im Verteidigungsausschuss und in insgesamt drei
Untersuchungsausschüssen sowie als Sprecherin und Obfrau im Unterausschuss Abrüstung grüne
Positionen im Bundestag vertreten dürfen und die Regierungspolitik auch aus der Opposition heraus
teilweise in diesem Sinne beeinflussen können. Für diese Chance bin euch dankbar und möchte die
gewonnene Erfahrung in der Parlamentsarbeit auch in die hoffentlich zukünftige grüne
Regierungsarbeit miteinbringen.

Dafür bitte ich um euer Vertrauen und eure Stimme.

Die Kreisverbände Schaumburg und Nienburg haben mich in der Wahlkreisversammlung im Dezember
ohne Gegenstimme zu ihrer Wahlkreiskandidatin gewählt.

Eure Katja

30.11.1969
verheiratet // 3 Kinder

Studium Rechtswissenschaften Heidelberg:
1989 – 1994

Beruf: Fachanwältin für Familienrecht selbständig seit 2000

Sprecherin des KV Nienburg
2007 – 2009

Mitglied im Landesparteirat
seit 2011

Gründungsmitglied und Vorstand des Vereins grünnaher Juristinnen und Juristen „RechtGrün“
seit 2014

Parlamentarische Geschäftsführerin der Bundestagsfraktion
2009 – 2017

Mitglied im Rechtsausschuss und rechtspolitische Sprecherin der Fraktion
seit 2013

Mitglied im Verteidigungsausschuss
2009 – 2013
seit 2017

Obfrau im Unterausschuss Abrüstung und abrüstungspolitische Sprecherin
seit 2017

Weitere Informationen zu meiner Arbeit und Person findet ihr auf meiner Homepage:
http://www.katja-keul.de



Geburtsdatum:
11.07.1978

Kreisverband:
Osnabrück-Land

Themen:
Diplom-Volkswirtin
Bundestagsabgeordnete
Sprecherin der Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
für Migration und
Integration 

BTW17 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Filiz Polat

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

im diesem Jahr stehen wir vor richtungsentscheidenden Wahlen.
Unser Land hat die Chance eine neue Regierung und eine neue
und zukunftsgerichtete Politik zu wählen. Die
Herausforderungen sind enorm. Viele Menschen sehnen sich
angesichts der großen Zukunftsaufgaben, in dieser schwierigen
Zeit nach einer Politik mit Haltung. Dies hat sich besonders in
dieser Pandemie gezeigt.
Wir haben in den letzten Jahren einen enormen Zuspruch für
unsere Politik erhalten und kämpfen erstmals in der Geschichte
der Bundesrepublik um die politische Führung. Mit unserem
Bundestagswahlprogramm bitten wir die Wähler*innen uns ihre
Stimme und ihr Vertrauen zu schenken, um gemeinsam den Weg
zur Klimaneuträlität zu gehen.
Wir wissen, wie man eine Industriegesellschaft transformieren
muss und wie man eine sozial-ökologische Marktwirtschaft
gestaltet, die der Globalisierung klare Regeln setzt; in einer feministischen rassismuskritischen
Gesellschaft, die Nationalismus entschiedenen bekämpft und Faschisten die rote Karte zeigt.
Genauso entschieden werden wir für die Verteidigung des Grundrechtes auf Asyl eintreten und nicht
mehr tatenlos der Schande an Europas Aussengrenzen zusehen. Sichere Fluchtwege sind nur ein
Instrument dabei, um das Sterben an Europas Grenzen endlich zu beenden.
Wir erleben eine Welt, wo Autokraten mächtige Länder regieren und Europa in wichtigen Fragen
gespalten ist. Wir brauchen aber auf internationale Krisen eine solidarische Antwort. Deutschland und
die EU haben die ökonomischen Möglichkeiten und dadurch eine große Verantwortung, die Zunahme
von Menschenrechtsverletzungen, die Einschränkung demokratischer Errungenschaften und massive
ökonomische Verwerfungen in ganzen Regionen zu begegnen.
Die Klimakrise, die soziale Ungleichheit, Nationalismus und Rassismus wollen wir ganz nach unseren
Grundsätzen lokal und global angehen.
Ihr kennt mich und wisst, dass ich mich mit ganzer Kraft für eine solidarische rassismuskritische
Gesellschaft einsetze. Für eine gerechtere Welt, in der nicht einige Wenige auf Kosten anderer, die
gemeinsamen Lebensgrundlagen verbrauchen. Wir haben keinen Planeten B.
Dabei kommt es nicht nur auf die Kandidatin an, sondern vor allem auf ein starkes Team für eine
erfolgreiche Kommunal- und Bundestagswahl.
Ich bitte um Eure Stimme für Platz 1 der Landesliste und Euer Vertrauen, um als Spitzenkandidatin für
den Landesverband Niedersachsen anzutreten.

Eure Filiz Polat

Kurzbiografie
Ich bin Diplom-Volkswirtin und seit 2017 Bundestagsabgeordnete und Sprecherin der Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für Migration und Integration. Darüber hinaus bin ich Obfrau im
Innenausschuss, stellvertretendes Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe.

Ich bin Mitglied im Beratenden Ausschuss für die Fragen der Sinti und Roma, im Beratenden Ausschuss
für die Fragen der niederdeutschen Sprachgruppe und im Beratenden Ausschuss für die Fragen der
friesischen Volksgruppe.
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Außerdem stellvertretende Vorsitzende der Deutsch-Pazifischen Parlamentariergruppe, Mitglied in den
Parlamentariergruppen (PG), Südliches Afrika und Türkei. Sowie aktiv in den PG Kulturgut Alleen, deren
Vorsitzende ich bin, und Mitglied in den PG Binnenschifffahrt und Seenotrettung. Initiiert und
gegründet habe ich den Parlamentskreis „Parlamentarier*innen für Vielfalt und Antirassismus.“

Von 2004 war ich Landtagabgeordnete in verschiedenen Funktionen und ca. 20 Jahre
kommunalpolitisch aktiv.



Geburtsdatum:
29.12.1982

Kreisverband:
Harburg-Land

Themen:
Gesundheits- und
Pflegepolitik, Frauen- und
Gleichstellungspolitik,
Sozialpolitik 

E-Mail:
kontakt@nadja-weippert.de

BTW18 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Nadja Weippert

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,

dieses Mal ist alles drin! Wir GRÜNE stehen am Beginn eines
historischen Wahljahres. Erstmals in unserer Parteiengeschichte
treten wir mit unserer Kanzlerkandidatin Annalena für nichts
Geringeres als den Führungsanspruch dieses Landes an. Unser
Ziel ist es, im September stärkste Kraft im Bund und natürlich
auch in den niedersächsischen Kommunalparlamenten zu
werden! Dennoch gehen wir demütig in die anstehenden
Wahlkämpfe. Die Aufgaben der zukünftigen Bundesregierung
sind riesengroß. Es braucht endlich mehr Mut und echten
Veränderungswillen, um die drängendsten Zukunftsfragen
unserer Zeit kraftvoll und entschlossen anzugehen. Für die
Umsetzung dieses notwendigen Politikwechsels braucht es ein
starkes GRÜNES Team im kommenden Bundestag. Wir wollen
gemeinsam:

Aus der schwarzen Vergangenheit in die GRÜNE Zukunft!

Krisen verstärken alle existierenden Ungleichheiten. Dies trifft
auch auf die Coronakrise zu. Wie unter einem Brennglas wurde
die zwingende Notwendigkeit einer Kehrtwende in sämtlichen
politischen Handlungsfeldern klar und deutlich sichtbar. Ebenso
wie die Agrar-, Energie- und Verkehrswende, benötigen wir
dringend eine andere Art der Gesundheits-, Gleichstellungs- und
Sozialpolitik, um der weiteren Spaltung unserer Gesellschaft
aktiv entgegenzuwirken.

Klimaschutz ist Gesundheitsschutz!

Die Corona-Pandemie hat den unmittelbaren Zusammenhang zwischen Klima- und Gesundheitskrise
stark verdeutlicht. Immer wieder erreichen uns postapokalyptische Bilder von anderen Teilen der Erde,
die aufgrund der anhaltenden Erderwärmung entweder lichterloh in Flammen oder aber komplett
unter Wasser stehen. Diese klimabedingten Extremwetterereignisse beeinflussen die Gesundheit der
Menschen weltweit. Gerade in Industriestaaten und Metropolregionen leiden viele aufgrund negativer
Umwelteinflüsse unter chronischen Krankheiten. Sie sind daher auch besonders gefährdet, schwer an
COVID-19 zu erkranken oder gar zu sterben. Wir haben weder einen Planeten noch eine Gesundheit B.
Daher müssen zukünftig Klima-, Umwelt-, Tier- und Gesundheitsschutz in einem One-Health-Ansatz
zusammen gedacht werden.

Ohne Gesundheit ist alles nichts!

Die anhaltende Krise hat gezeigt, dass die Themen Gesundheit und Pflege sowohl in unserer
Gesellschaft als auch in der Politik einen völlig neuen Stellenwert bekommen müssen. Wie wichtig
Gesundheit ist, wird einem immer erst bewusst, wenn sie nicht mehr da ist. Gesundheit ist nicht
selbstverständlich oder einfach „nice to have“. Sie begleitet uns bereits vor der Wiege bis zur Bahre. Sie
ist eine Grundvoraussetzung für ein Leben in Würde und Freiheit. In einer alternden Gesellschaft
brauchen wir neue Strategien, um diese Voraussetzung geschlechtergerecht, barriere- und
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diskriminierungsfrei auch bis zu unserem Lebensabend garantieren zu können. Egal ob in der Stadt
oder auf dem Land, zu Hause oder in den Pflegeeinrichtungen.

Wie unentbehrlich dabei ein starker Sozialstaat mit einem funktionierenden Gesundheitssystem für
den gesellschaftlichen Zusammenhalt ist, wurde im vergangenen Jahr mehr als deutlich.
Jahrzehntelang wurde unser Gesundheitssystem kategorisch kaputtgespart. Die Quittung der Strategie
„Wirtschaft(lichkeit) first, Gesundheit second“ begleichen wir alle tagtäglich seit Beginn der Corona-
Pandemie.

Wir brauchen endlich eine GRÜNE mutige Regierung, die überfällige Reformen entschlossen angeht.
Mit oberflächlichen Schönheitsreparaturen ist es in unserem Sozial- und Gesundheitssystem nicht
mehr getan. Es braucht nicht weniger als einen Systemwechsel! Wir GRÜNE wollen Hartz IV
überwinden und die Zwei-Klassen-Medizin abschaffen. Der Umbau der jetzigen Kranken- und
Pflegeversicherung in eine solidarische Bürgerversicherung und die Einführung einer sanktionsfreien
Garantiesicherung sind dabei Grundbausteine für positive gesamtgesellschaftliche Veränderungen.

„Pflegxit“ stoppen – Arbeitsbedingungen verbessern!

Der Pflegenotstand in Deutschland hat sich weiter verschärft. In den ersten Monaten der Pandemie
haben tausende Pflegekräfte ihren Beruf verlassen. Klar ist: Klatschen und jubeln als Ausdruck der
Dankbarkeit für Menschen in systemrelevanten Berufen reicht nicht! Um den „Pflegxit“ zu stoppen,
müssen die Rahmen- und Arbeitsbedingungen in der Pflege schnellstmöglich verbessert werden. Wir
brauchen endlich höhere Löhne mit verbindlichen Tarifverträgen, bessere Personalschlüssel und vor
allem eine Verkürzung der Regelarbeitszeit in der Pflege auf 35 Stunden pro Woche, damit unsere
Pflegekräfte am Ende nicht selbst zu Patient*innen werden.

Den Unsichtbaren eine Stimme geben – Pflegende Angehörige stärken!

Die größte tragende Säule der Pflege in unserem Land sind die pflegenden Angehörigen. Dennoch
werden sie in den Debatten um Pflege, Gesundheit oder auch Impfpriorisierung meist schlichtweg
vergessen. Sie haben keine starke laute Lobby hinter sich, um sich ins Gedächtnis der politisch
Verantwortlichen zu rufen. Insgesamt sind ca. 5 Millionen Menschen in Deutschland mittel- oder
unmittelbar von häuslicher Pflege betroffen. Diese Zahl wird bis zum Ende dieses Jahrzehnts aufgrund
des demografischen Wandels noch um ca. 30 % ansteigen. Mir persönlich liegt das Thema „Häusliche
Pflege“ und die Unterstützung pflegender Angehöriger besonders am Herzen. 15 Jahre lang habe ich
meine Großeltern gepflegt und sie bis zu ihrem Lebensende begleitet. Ein erster längst überfälliger
Schritt zur besseren finanziellen Absicherung von pflegenden Angehörigen ist dabei unser GRÜNES
Konzept der „PflegeZeit Plus“.

Geschlechtergerecht aus der Krise!

Die unentgeltliche Pflege von Angehörigen übernehmen meistens Frauen. Die Pandemie hat die
Gräben der geschlechtlichen Rollenverteilung weiter vertieft und ihnen ein Rollback in die
Häuslichkeit beschert. Wieder (er)tragen primär Frauen die Mehrfachbelastungen dieser Krise. Sie
schultern nicht erst seit Corona neben ihrer oft unterbezahlten Berufsarbeit zum Beispiel auch den
Großteil der unbezahlten Sorgearbeit, die Kinderbetreuung sowie aktuell das Homeschooling.
Gewalttaten gegen Frauen haben während des anhaltenden Ausnahmezustands ebenfalls massiv
zugenommen – zu Hause, auf der Straße und im Internet. Laut einer Studie des Weltwirtschaftsforums
(WEF) hat die Corona-Krise die Gleichberechtigung sogar um Jahrzehnte zurückgeworfen. „Echte“
Gleichstellung hätten wir demnach erst in ca. 136 Jahren erreicht. Um diese strukturelle
Benachteiligung von Frauen effektiv abzubauen, muss Frauenpolitik zukünftig als Querschnittsthema
in allen Politikfeldern mitgedacht werden.

Die Zeit ist jetzt: Gesundheits-, Pflege- und Frauenpolitik nach vorne – auch auf der Landesliste!
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Die notwendigen Veränderungen für eine krisenfeste und geschlechtergerechte Zukunft wollen wir
GRÜNE ab Herbst in Regierungsverantwortung aktiv voranbringen. Ich möchte gerne ein Teil des
nächsten GRÜNEN Teams im Deutschen Bundestag sein, um mit meiner Energie, Erfahrung und
Leidenschaft den Themen Gesundheit, Pflege und Gleichstellung eine starke niedersächsische Stimme
in Berlin zu geben.

Ich freue mich sehr über das mir bisher entgegengebrachte Vertrauen unserer GRÜNEN Parteibasis!
Mit der erneuten hundertprozentigen Unterstützung meiner Bundestagskandidatur im Wahlkreis 36 –
Harburg-Land, den einstimmigen Voten der GRÜNEN Landesarbeitsgemeinschaften Gesundheit und
Pflege, Soziales und Frauenpolitik sowie dem starken Votum der Regionalkonferenz Elbe-Weser
möchte ich Euch bei der kommenden Landesdelegiertenkonferenz am 29. Mai 2021 ein Angebot für
Platz 3 der niedersächsischen GRÜNEN Bundestagsliste machen.

Ich bitte ich Euch hierfür um Euer Vertrauen und Eure Unterstützung!

Eure Nadja

Biografisches:

Abitur 2002

Teilzeitstudium der Politikwissenschaft an der Universität

Hamburg

Versicherungskauffrau (IHK) und Mitarbeiterin im Buchhandel

Mutter eines zehnjährigen Sohnes

• 

• 

• 

• 
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Ehrenamtliches und GRÜNES Engagement:

Mitinitiatorin des Bürgerbegehrens zum Erhalt des historischen Tostedter Ortskerns im Jahr
2012/13

Mitglied des Wahlkampfteams von Dr. Peter Dörsam bei der Samtgemeindebürgermeisterwahl
Tostedt im Jahr 2014

seit 2015 Mitglied bei Bündnis 90/ Die Grünen und Mitglied im Stiftungsrat der „Töster
Bürgerstiftung“

seit November 2016 Ratsmitglied im Rat der Gemeinde Tostedt (2. stellv. Bürgermeisterin) und
im Rat der Samtgemeinde Tostedt (2.stellv. Ratsvorsitzende)

2017: Bundestagskandidatin im Wahlkreis 36 – Harburg-Land

seit März 2018 Beisitzerin im Landesvorstand GRÜNE Niedersachsen

seit Oktober 2018 frauen- und genderpolitische Sprecherin im Landesvorstand GRÜNE
Niedersachsen

von März 2019 – März 2021 Mitglied im Koordinationsteam der GRÜNEN Regionalkonferenz
Elbe-Weser

seit Juli 2019 Co-Vorsitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung GRÜNE Niedersachsen
(KPVGrüN)

seit Oktober 2020 Bundestagskandidatin im Wahlkreis 36 – Harburg-Land

seit Februar 2021 Mitglied im Diversity-Rat GRÜNE Niedersachsen

Wenn ich gerade keine Politik mache:

Zeit mit meinem Sohn verbringen

Freund*innen treffen (momentan leider nur digital)

Spaziergänge mit meinem Beagle Marley

Wandern & Wald baden

Bücher lesen

Vegane Gerichte kochen

Kontakt: 

Instagram: https://www.instagram.com/nadjaweippert/

Facebook: https://www.facebook.com/nadjaweippert.gruene

Twitter: https://twitter.com/nadjaweippert

Homepage: https://www.nadja-weippert.de/

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
18.01.1979

Kreisverband:
Lüneburg

Themen:
Klimaschutz, Energiewende,
Wärmewende, Umweltpolitik

E-Mail:
julia.verlinden@bundestag.de

BTW19 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Julia Verlinden

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Bewerbung für Listenplatz 1

Liebe Freundinnen und Freunde,

das Bundesverfassungsgericht hat Ende April klar gestellt: wir
haben diese Erde nur von unseren Kindern geborgt. Jede
Bundesregierung muss auch für Wohl und Freiheit der
kommenden Generationen sorgen und deshalb hier und jetzt
wirksamen Umwelt- und Klimaschutz sicherstellen. Die heutige
Generation darf nicht auf Kosten der künftigen wirtschaften. Es
stärkt ganz besonders denjenigen den Rücken, die seit
zweieinhalb Jahren mit Fridays for Future für eine bessere
Zukunft auf die Straße gehen. Ein epochales Urteil, das Mut
macht – und so dringend nötig war angesichts einer schwarz-
roten Regierung, die diesen Grundsatz immer wieder
fundamental missachtet hat.

Es war vor allem diese Überzeugung, warum ich vor über 22
Jahren Mitglied bei den Grünen geworden bin: Wir tragen nicht
nur die Verantwortung für uns und unsere Kinder, sondern auch für all die Menschen, die heute noch
nicht ihre Stimme erheben können. Der Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen ist deshalb
politische Verpflichtung und kein „nice-to-have“ – sondern einfach das klügste und vernünftigste, was
man tun kann. Dabei geht es auch um soziale und globale Gerechtigkeit – den Zugang zu Ressourcen,
um sauberes Wasser, Boden, Luft für alle.

Wie das eine mit dem anderen zusammenhängt, sehen wir auch hier bei uns in Niedersachsen, wo wir
von der Klimakrise besonders betroffen sind. Wir müssen unsere Küsten vor dem steigenden
Meeresspiegel sichern, um das Zuhause zahlreicher Menschen zu schützen. Gleichzeitig geraten unsere
Wälder und die Landwirtschaft durch zunehmende Dürre immer stärker unter Druck. Das bedroht ganz
direkt die wirtschaftliche Existenz der Menschen, die von und mit der Natur leben.

Die gute Nachricht: Niedersachsen ist auch starkes Energiewende-Land. Wir fangen immer mehr Wind
und Sonne bei uns zwischen Nordsee und Göttingen ein und ersetzen damit Atom- und
Kohlekraftwerke. Zahlreiche Betriebe leisten einen wichtigen Beitrag für Arbeitsplätze in den
Zukunftsbranchen – die kleinen und mittleren Handwerksbetriebe vor Ort genauso wie die großen
Player der Windenergie-Industrie. Eine neue wirtschaftliche Chance für Niedersachsen bietet die
Herstellung von grünem Wasserstoff – aus dem Ökostrom hier vor Ort.

Wir in Niedersachsen könnten noch viel mehr zu Klimaschutz und Energiewende beitragen, wenn die
Regierungen im Bund und im Land endlich die Bremsen lösen und Investitionssicherheit für den
Klimaschutz schaffen. Wenn nicht mehr diejenigen belohnt werden, die Energie verschwenden,
sondern die Energie sparen. Wenn es endlich keine Subventionen mehr für fossile Technologien gibt. 
Dafür brauchen wir neue Mehrheiten und für die will ich gemeinsam mit euch kämpfen!

In den letzten Jahren war ich in vielen Kreisverbänden zu Besuch und habe mit Euch zusammen
Menschen getroffen, die die sozial-ökologische Transformation bereits gestalten: Den Hersteller von
Wärmepumpen in Holzminden sowie die Windenergie-Unternehmen, die Arbeitsplätze in Aurich,
Cuxhaven oder Salzbergen im Emsland geschaffen haben. Stadtwerke von Norderney bis Hannover, die
sich der aktuellen Herausforderung Klimaneutralität stellen wollen. Kommunale
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Wohnungsgesellschaften, die ihre Bestände konsequent und sozial verträglich energetisch sanieren
oder ihren Mieter*innen Solarstrom vom Dach bieten wollen. Sowie Menschen, die gemeinschaftliches
und nachhaltiges Bauen und Wohnen umsetzen. Bürgerenergiegenossenschaften von Hildesheim bis
Osnabrück, die mit viel Herzblut Windparks gebaut oder Solaranlagen auf Schuldächer geschraubt
haben. Und Wasserstoff-Pioniere von Stade bis Friesland.

Und, wir haben in den letzten Jahren zusammengearbeitet mit den vielen zivilgesellschaftlichen
Initiativen in Niedersachsen: z.B. mit Bürgerinitiativen, die verhindern wollen, dass die Erdgasindustrie
noch die letzten Reste Gas aus dem Boden presst und damit Gesundheit, sauberes Grundwasser und
das Klima riskiert. Oder wir haben die Aktiven unterstützt gegen die Autobahn-Projekte A 20 oder A 39
- teure Beton-Phantasien aus dem letzten Jahrhundert.

Es gibt so beeindruckend viel Power und Initiativen in Niedersachsen, so viele Verbündete für eine
nachhaltige Wirtschaft und für eine gerechte Gesellschaft. Doch uns allen hat die schwarz-rote
Bundesregierung immer wieder Steine in den Weg gelegt. Mit neuer Bürokratie, mit schlechten Regeln
und Gesetzen. Wir Grüne wollen all diesen Menschen endlich politischen Rückenwind geben für ihre
Projekte, für ihr Engagement und für ihre Investitionen in die Zukunft. Viele wünschen sich eine
progressive Politik, wünschen sich Veränderung.

Wir Grüne machen ein Angebot für eine Politik der Ermöglichung, denn unsere Konzepte stehen für
zukunftsorientiertes Wirtschaften, für eine solidarische und resiliente Gesellschaft:

zukunftssichere Jobs mit fairen Arbeitsbedingungen

lebenswerte Dörfer und Städte, in denen Mobilität auch ohne Auto funktioniert und Mieten
bezahlbar sind

Investitionen in nachhaltige Infrastruktur – Glasfaser und Schiene statt Autobahnen

regionale Kreisläufe und gemeinwohlorientierte Wirtschaftsmodelle

Wir müssen endlich raus aus der Weiter-So-Sackgasse der schwarz-roten Bundesregierung. Deshalb
kämpfen wir Grüne bei dieser Bundestagswahl um Platz eins. Das wird ein Wahlkampf, wie wir ihn
noch nie geführt haben.

Ich trete für unsere Ideen an, mit all meiner Energie. Mit Konsequenz für Klimaschutz und Artenvielfalt.
Mit Begeisterung für die Energiewende. Mit Nachdruck für Gleichberechtigung, bessere
Arbeitnehmer*innen-Rechte und mehr Beteiligung. Solidarisch mit Familien in all ihrer Vielfalt. Mit
kräftigem Rückenwind für die vielen Engagierten vor Ort – gegen Rechts, für Geflüchtete, für Kinder.

Mein Angebot an Euch für Listenplatz eins

An der Spitze der niedersächsischen Landesliste will ich mit Euch einen selbstbewussten Wahlkampf
der Chancen führen und Lust auf Zukunft machen. Dazu bringe ich viel Erfahrung beim Bündnisse-
Schmieden mit. Ich bin eine unerschütterliche Auf-Menschen-Zugeherin und ausdauernde Optimistin.
Und ich habe die volle Leidenschaft für grüne Politik.

Gemeinsam mit euch ist diesmal alles drin!

Mehr Infos zu mir:

Julia Verlinden

*18.01.1979 

Dipl.-Umweltwissenschaftlerin, Promotion in Politikwissenschaft (Dr. phil.), Uni Lüneburg

• 

• 

• 

• 
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Mitglied im Bundestag (seit 2013)
seitdem im Ausschuss für Wirtschaft und Energie

sowie Sprecherin für Energiepolitik der Bundestagsfraktion

2006 – 2013: Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Umweltbundesamt, zuletzt Leiterin der Fachgebiets
Energieeffizienz

Seit 1998: Aktiv bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (u.a. Stadtrat, Kreistag, LaVo, Parteirat)

Weitere politische Wurzeln: in der Jugendumweltbewegung gewirbelt, Trainerin in der politischen
Bildung, Studierendenparlament

Freizeit: Wandern, Fahrrad, Krimi, Yoga, Wald und Garten

Kontakt: julia.verlinden@bundestag.de

www.julia-verlinden.de
Twitter: @julia_verlinden
Instagram: @j_verlinden
Facebook: jul.verlinden
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BTW20 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Ottmar von Holtz

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Bewerbung um Platz 8 der Landesliste

Liebe Grüne in Niedersachsen,

als ich vor vier Jahren das erste Mal für den Bundestag
kandidierte, war Donald Trump gerade als Präsident der USA
vereidigt worden. Was folgte, waren für vier Jahre im Bundestag,
in denen ich unmittelbar mitbekommen habe, was es bedeutet,
wenn sich einflussreiche Staaten wie die USA aus der
weltweiten Zusammenarbeit verabschieden.

Das beginnt bei einem Gesetz, internationalen Organisationen
Gelder zu verwehren, die sich nicht explizit gegen
Schwangerschaftsabbrüche aussprechen – mit der Folge, dass in
vielen Ländern Projekte der Familienplanung zunichte gemacht
wurden – bis hin zur Ankündigung Trumps, aus der
Weltgesundheitsorganisation auszusteigen.

Trump ist zwar weg, doch Nationalismus und Abschottung ist
weiterhin weltweit eine enorme Herausforderung für alle, die
sich für die globale Gerechtigkeit einsetzen.
Friedensmediator:innen, Menschenrechtsverteidiger:innen, Menschen, die sich gegen autoritäre
Regime und Diktatoren auflehnen: sie alle brauchen unsere internationale Unterstützung.

Friedenspolitik aktiv gestalten

Immer wieder ist die Rede von einer neuen Verantwortung, die Deutschland in der Welt übernehmen
müsse. Vor allem aus den Reihen der CDU denken viele dann als erstes an Militärausgaben. Doch
erfolgreiche Friedensmediationen zeigen, dass diese Verantwortung auch ganz anders wahrgenommen
werden kann. Deutschland könnte hier eine Vorreiterrolle einnehmen, um damit einen unverzichtbaren
Beitrag zu Frieden und Sicherheit in der Welt zu leisten.

Friedensmediation ist mehr als eine Afghanistan- oder eine Libyen-Konferenz. Es ist gut, dass sich die
Bundesrepublik für solche Initiativen als Organisatorin engagiert. Doch im Sinne einer zivilen
Krisenprävention spielt die Musik auf den gesellschaftlichen Ebenen unterhalb der verantwortlichen
Regierungen. Ich bin fest davon überzeugt und ich möchte meinen Beitrag politisch dazu leisten, die
Mediation als einen festen Baustein der deutschen Außenpolitik auszubauen, finanziell, personell und
strukturell.

In Deutschland gibt es unzählige große und kleine Einrichtungen, Vereine, Initiativen, die sich
gemeinsam mit Partnerorganisationen für das Ideal der globalen Gerechtigkeit und für den Frieden in
deren Ländern engagieren.

Diese Menschen zu unterstützen, habe ich als meine Kernaufgabe im Bundestag verstanden. Und diese
Arbeit möchte ich fortführen, weshalb ich mich erneut für ein Mandat im Bundestag bewerbe.

Globale Solidarität
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Jahrzehntelang hat die Welt globale Partnerschaften aufgebaut, erfolgreiche multilaterale
Organisationen, Strukturen der internationalen Zusammenarbeit. Jetzt, in der Covid-19-Pandemie,
laufen wir Gefahr, diese mühsam erarbeitete globale Solidarität fahrlässig über Bord zu werfen.

Globale Solidarität ist kein Selbstzweck, sondern sie ist in unserem ureigenen Interesse. Wenn wir die
Länder des Globalen Südens jetzt im Stich lassen, zB bei der Beschaffung und Verteilung von
Impfstoffen gegen Covid-19, dann fällt uns das später auf die Füße. Am Ende steht auch unsere
Glaubwürdigkeit auf dem Spiel.

Es ist unsere Grüne Politik, die schon immer das Ganze im Blick hat. Wir müssen gezielt die
Zivilgesellschaft unserer Partnerländer am Aufbau von Bildungssystemen, Gesundheitsstrukturen,
Verwaltungen und sozialen Sicherungssystemen einbeziehen.

Wir müssen Verbündete finden in der Erkenntnis, dass so vieles miteinander zusammenhängt: die Art
und Weise, wie wir Tiere halten, dass wir den Tieren ihren Lebensraum rauben und Menschen und
Tiere immer näher zueinander rücken. Dass schlechtes oder schlimmstenfalls gar kein Essen, dreckige
Luft, kein Zugang zu sauberem Wasser und keine funktionierenden Sanitäranlagen und
Abwassersysteme auf die Gesundheit der Menschen einzahlen.

Dies alles hat ein hohes Konfliktpotential, welches durch die Folgen der Klimakrise noch verstärkt
wird. Die internationale Staatengemeinschaft hat mit den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten
Nationen, den sog. SDGs, eigentlich einen wirklich hervorragenden Rahmen für politisches Handeln
geschaffen.

Jetzt müssen die Staaten alles dafür tun, diese so weit wie möglich auch zu erreichen, auch
Deutschland. Hierfür möchte ich mich im Bundestag weiter einsetzen – erst recht, wenn wir Grüne die
Regierung stellen. Da gibt es nämlich noch richtig dicke Bretter zu bohren, wenn ich an das eine oder
andere Ministerium in Berlin denke.

Eine neue Perspektive auf Afrika

Viele von Euch wissen, dass ich in Afrika geboren und aufgewachsen bin. Politische Themen rundum
Afrika liegen mir sehr am Herzen. Wir Grüne kritisieren als Opposition stets die sog. Afrikastrategien
der Bundesregierung. Doch wie würden wir es denn besser machen?

Ganz abgesehen davon, dass die Länder und Regionen in Afrika sehr divers sind und dies in
„afrikapolitischen“ Debatten immer zu kurz kommt, ist mir vor allem eines wichtig: für eine echte
Partnerschaft mit den Menschen in Afrika müssen wir unbedingt ihre Perspektive zu Wort kommen
lassen.

Als ehemalige Kolonialmacht tragen wir – zusammen mit den anderen Kolonialmächten in Europa –
eine große Verantwortung für die Lage in Afrika wie sie heute ist. Wir waren es, die den Gesellschaften
und Kulturen in Afrika aufgrund der kolonialen Grenzziehung die Chance genommen haben, eigene
Staaten zu bilden. Aus der eigenen europäischen Geschichte wissen wir, wie wichtig das für Stabilität
und Frieden ist. Damit wir dieser Verantwortung gerecht werden können, müssen wir wegkommen von
der Mentor-Mentee-Beziehung, von der die Entwicklungspolitik viele Jahre geprägt war.

Wenn wir wirklich die afrikanische Perspektive besser berücksichtigen wollen, müssen wir die
Mitbürger:innen einbinden, die Ahnung davon haben: Menschen aus der afrikanischen Diaspora. Ich
weiß, die Diaspora ist sehr divers. Sie umfasst nicht nur Personen mit unterschiedlichen Biografien,
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sondern auch zahlreiche Organisationen, Initiativen und Think Tanks, die zu afrikabezogenen
außenpolitischen Fragen arbeiten. Gemeinsam aber stellen sie eine enorme Ressource an Erfahrung
und Kompetenzen und bieten sich als Brückenbauer zwischen europäischen und afrikanischen
Gesellschaften an.

Ich habe in meiner Arbeit im Bundestag damit begonnen, Diaspora-Organisationen aktiv in meine
Arbeit einzubeziehen. Gebt mir die Chance, das auszubauen und unseren Anspruch an eine post-
koloniale Außen- und Entwicklungspolitik Gestalt zu verleihen!

Dafür werbe ich um eure Stimme für einen guten Listenplatz.

Euer Ottmar

----------

Stationen meines Lebens

1961 geboren in Gobabis, Namibia
1982-1988 Studium in Wirtschaftswissenschaften, erst in Südafrika, dann mit Abschluss Diplom-
Ökonom in Hannover
1988 während meiner Zeit als Dozent für Statistik an der University of Namibia, habe ich mich aktiv an
Anti-Apartheidsaktivitäten beteiligt, u.a. war ich Gründungsmitglied von NANTU, der ersten linken
Lehrergewerkschaft in Namibia
1989-2005 Referent im Niedersächsischen Landesamt für Statistik
2005-2013 Referent für Gesundheitswirtschaft und Messen im Niedersächsischen
Wirtschaftsministerium
2013-2017 Mitglied des Niedersächsischen Landtages
Seit 2017 Mitglied des Bundestages, in der Fraktion bin ich Sprecher für Zivile Krisenprävention und
ich bin Vorsitzender des Unterausschusses für Zivile Krisenprävention, Konfliktmanagement und
vernetztes Handeln

Ich habe zwei erwachsene Kinder.

Mitgliedschaften
Eine Auswahl: Verdi, Plattform Zivile Konfliktbearbeitung, Deutsche Afrikastiftung, Asyl eV,
Niedersächsischer Flüchtlingsrat, Kindernothilfe eV, Brücke der Kulturen eV, Pro Bahn eV,

Hier findet Ihr mehr von mir

https://vonholtz.de
https://www.instagram.com/owvonholtz/
https://twitter.com/OWvonHoltz
https://www.facebook.com/OWvonHoltz



Geburtsdatum:
29.04.1971

Kreisverband:
Rotenburg 1 – Heidekreis

Themen:
Postwachstumswirtschaft,
Energiearmut, Nachhaltige
Arbeit, Wirtschaftsförderung
4.0, Wohnflächennutzung
optimieren - Neubaudruck
mindern

E-Mail:
kopatz@gruene-os.de

BTW21 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Dr. Michael Kopatz

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

Umwelt- und Klimaschutz ist nur erfolgreich, wenn sich viele
Menschen dafür engagieren. Zugleich wird es nicht reichen, nur
auf Verhaltensänderungen der (wenigen) Einsichtigen zu setzen.
Wir müssen vor allem Strukturen ändern. Verhältnisse ändern
Verhalten.

Dafür braucht es Politik. Genauer politisch beschlossene
Rahmenbedingungen. Strukturen verändern Verhalten. Über 90
Prozent der Bundesbürger*innen sind bereit, deutlich mehr Geld
für artgerechte Tierhaltung auszugeben. Doch nur wenige
entscheiden sich an der Ladentheke dafür. Rund 80 Prozent der
Bürger*innen wollen weniger Autos in der Stadt. Aber offenbar
ist kaum jemand bereit, den Wagen stehen zu lassen. Kein
Wunder, unsere Städte sind »autogerecht«, die Strukturen sind
auf das Autofahren und den Lkw-Transport ausgerichtet.

Es geht mir darum, Verhalten und Routinen durch neue
politische und wirtschaftliche Strukturen und Standards zu
verändern. Ich möchte Öko zur Routine machen. Das, was in den
Läden verkauft wird, soll nachhaltiger werden. 

An einem entsprechenden Konzept arbeite ich im Rahmen
meiner wissenschaftlichen Arbeit am Wuppertal Institut für
Klima, Umwelt, Energie. Mit dem Buch »Ökoroutine. Damit wir
tun, was wir für richtig halten« konnte ich diesen Ansatz einer
breiteren Öffentlichkeit bekannt machen und auch auf der LDK
in Osnabrück vorstellen.

Nun möchte ich dafür sorgen, dass wir ab 2021 in einer GRÜNEN Regierungsbeteiligung die richtigen
Gesetze machen: für das Klima, für eine gerechte Gesellschaft und für echte Freiheiten.

Seit meiner Schulzeit – der Kölner Dom stand damals auf einem Titelbild vom Spiegel-Magazin unter
Wasser – lässt mich das Thema Klimakrise nicht mehr los. In der Schule, im Studium und seit 1997
auch beruflich am Wuppertal Institut. Ich möchte Nachhaltigkeit zum Normalfall machen. Ob
Lebensmittel, Elektrogeräte oder Autos, ich werde mich dafür einsetzen, dass die Produkte durch
steigende gesetzliche Standards nachhaltiger werden – etwa durch eine verlängerte Garantie für
Elektrogeräte. Zudem setze ich mich für Limits ein, etwa für den Bau von Straßen, Landebahnen, für
Tempo oder Parkplätze.

Ob Autos, Wohnungen oder Fernseher, vieles wird immer Größer, Komfortabler, schneller, luxuriöser. Ich
möchte mit Euch Strategien entwickeln, wie wir aus der Wachstumsfalle herauskommen.

Darum bin ich seit viele Jahren politisch bei den GRÜNEN aktiv, darum sitze ich seit der
Kommunalwahl 2016 im Rat der Stadt Osnabrück, darum bewerbe ich mich als Kandidat der GRÜNEN
in Heidekreis/Rotenburg für die Bundestagswahl im Herbst 2021. Nun möchte ich meine
wissenschaftlichen Erfahrungen in die Bundespolitik einbringen.
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Für uns GRÜNE ist die Zeit reif, Regierungsverantwortung zu übernehmen und unser Land im besten
GRÜNEN Sinne nachhaltig zu gestalten. Durch meine Erfahrungen in der Kommunalpolitik und als
Umweltwissenschaftler bin ich davon überzeugt, GRÜNE Energie-, Klima- und Verkehrspolitik
kompetent und mit frischen Ideen und Konzepten nach vorne zu bringen.

Als Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Heidekreis-Rotenburg stünde ich für eine
enkeltaugliche Politik, die alle Menschen im Blick hat und die sich den zentralen Herausforderungen
unserer Zeit stellt. Das ist mein Anspruch. Das ist meine Motivation. Das ist der ausschlaggebende
Grund für meine Bewerbung.

Ich werde mich auf einen Aussichtsreichen Listenplatz bewerben. Dafür bitte ich Euch um Euer
Vertrauen und Eure Unterstützung! Wenn ihr Fragen zu meiner Person oder meiner Kandidatur habt,
meldet euch gerne bei mir (kopatz@gruene-os.de).

GRÜNE Grüße,

Michael

Weblinks

Video: Rede auf der Landesdelegiertenkonferenz

Video: Interview im zdf heute journal

Interview in der TAZ: »Wir brauchen einen Systemwandel«.

Wikipedia

Ökoroutine

Politisches & Ehrenamt

Mitglied Bündnis 90/Die Grünen seit 2013

Mitglied im Rat der Stadt Osnabrück seit 2016

Zwei Jahre Betriebsratsvorsitzender im Wuppertal Institut

(Förder)Mitglied in verschiedenen Vereinen und Verbänden wie etwa Greenpeace, BUND,
Lobbycontrol

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Stationen

Abitur, Zivildienst

Studium der Sozialwissenschaften an der Universität Oldenburg mit dem Schwerpunkt
Umweltpolitik/Umweltplanung

Stipendiat der Friedrich-Ebert-Stiftung

Dissertation »Nachhaltigkeit und Verwaltungsmodernisierung«; gefördert durch ein
Promotionsstipendium der Hans-Böckler-Stiftung

Seit 1997 Wissenschaftlicher Projektleiter um Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie

Lehrbeauftragter für Nachhaltige Entwicklung an der Hochschule Bochum, 2009 - 2012

Lehrbeauftragter für »Umweltpolitik« an der Universität Kassel, bis 2017

Lehrbeauftragter für »Nachhaltigen Wohlstand« an der Leuphana Universität Lüneburg, bis 2017

Ich habe zwei Töchter 20 und 22 Jahre, beide studieren gerade.

Autor von verschiedenen Büchern:

Zukunftsfähiges Hamburg

Energiewende. Aber fair!

Ökoroutine. Damit wir tun, was wir für richtig halten

Schluss mit der Ökomoral. Wie wir den Planeten retten, ohne ständig daran zu denken

demnächst erscheint: Durch »Wirtschaftsförderung 4.0« regionale Wertschöpfung und
kooperative Wirtschaftsformen systematisch stärken

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
25.07.1962

Kreisverband:
Aurich-Norden

Themen:
Grundsicherung Teilhabe
Nachhaltigkeit

E-Mail:
stefanmaas@gmx.de

BTW22 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Stefan Maas

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

„Bedarfssicherung zur Teilhabe, alles ist drin.“

Moin liebe Freundinnen und Freunde!

Deutschland, Europa und die Welt verändern, transformieren
sich. In diesem Prozess gilt es zu verhindern, wieder in alte
Denk- und Handlungsmuster zu verfallen. Ich stehe für neues
Denken und Handeln, so wie unsere Partei Bündnis90/Die
Grünen. Diese ist in den letzten 40 Jahren dadurch gewachsen
und erlebt hiermit gerade einen Wachstumsschub.

Was heißt das: neues Denken und Handeln?

Für mich heißt das konkret: wir müssen den Menschen, sein 
Umfeldund die Umwelt in den Vordergrund rücken. Weil wir es
heute besser wissen, dürfen wir unseren Kindern und
Enkelkindern nicht mehr das zumuten was wir uns und der Erde
zugemutet haben.

-Zuerst der Mensch in seiner Existenz. Diese muss gesichert
sein. Es muss für jede*n Teilhabe möglich sein. Alle müssen würdigen Raum zum Wohnen haben. Jede*r
muss in ihrer/seiner Potenzialentfaltung unterstützt werden. Kreativität darf nicht mehr durch Zwänge
behindert werden.

-Das Umfeld muss den Bedürfnissen angepasst werden, den Bedürfnissen des menschlichen Lebens
und nicht primär der Wirtschaft. Wir brauchen Infrastruktur, öffentlichen Nah-, Fernverkehr und
Digitalisierung für jede*n Einzelne*n. Damit sich jede*r mit ihrer/seiner vollen Kraft in die
Gemeinschaft einbringen kann. Wenn wir das unterstützen, werden wir den Mechanismen der
Trennung unter den Menschen, wie Hass, Neid und auch Gier den Nährboden entziehen. Konkurrenz
und Kooperation als wichtige Faktoren der sozialen Marktwirtschaft reichen nicht mehr aus. Wir sind
in der Lage, zusammen zu wirken im Sinne einer Co-Kreation.

-Jede*r möchte in einer sauberen, gesunden und lebenswerten Umweltleben. Alte Strukturen haben zu
immer mehr Versiegelung, Umweltverschmutzung, Ressourcenverbrauch und Klimaerwärmung
beigetragen. Hier müssen Steuerungsmechanismen wie Investitionen, Gesetze, zielgerichtete
Subventionen und notfalls auch Verbote zur einer Neuausrichtung führen. Unser grünes
Wahlprogramm zeigt wo es lang geht. Viel und billige Lebensmittel, die nicht mehr wertgeschätzt
werden und zu hohen Prozentzahlen im Müll landen, will ich nicht mehr. Nahrung muss gesund,
tierwohlgerecht und transparent produziert und vermarktet werden. Wir müssen die
Konsumgesellschaft mit der Devise „immer mehr, immer größer“ überwinden und auch hier die
Nachhaltigkeit in den Vordergrund rücken. Das Problem der Gier Einzelner und von
Gesellschaftsschichten muss erkannt und darf nicht weiter verharmlost oder gar gefüttert werden. Ich
setze mich dafür ein, dass wir aufgrund der Veränderungen durch Digitalisierung, Globalisierung und
nicht zuletzt der Pandemie-Krise neu über Werte diskutieren.

Stefan Maas,

Direktkandidat im Wahlkreis 24 Landkreis Aurich/Stadt Emden,

58 Jahre alt, verheiratet, vier Kinder und ein Enkelkind,
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wohnhaft in der schönen Stadt Norden in Ostfriesland.

Hier arbeite ich als Neurologe und Psychiater seit einem Vierteljahrhundert in eigener Praxis.

Mitglied Bündnis90/Die Grünen seit 2018

Beisitzer im Kreisvorstand

Teilnahme LAG und Netzwerk Grundeinkommen



Geburtsdatum:
17.04.1993

Kreisverband:
Stade

Themen:
Sozial-ökologische
Ökonomik, Soziale
Sicherung,
(Klima-)Gerechtigkeit

E-Mail:
kontakt@claas-
goldenstein.de

BTW23 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Claas Goldenstein

Antragsteller*in: Claas Fiete Goldenstein (KV Stade)
Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Grüne in Niedersachsen,

ich bin in eine Gesellschaft hineingeboren, die mittelfristig auf
eine existenzielle Krise zuläuft. Unsere Generation muss die
Lebensweise, die uns langfristig tragen kann, erst noch erfinden.
Diese Transformation hin zur Nachhaltigkeit habe ich zum Dreh-
und Angelpunkt meiner Ausbildung und politischen Arbeit
gemacht. Mit meiner Kandidatur für den Bundestag möchte ich
diese Perspektive an der Stelle einbringen, wo es zählt: In der
Legislaturperiode, die die Weichen für das restliche Jahrhundert
stellt.

Sozial-ökologische Ökonomik

Mit der sozial-ökologischen Marktwirtschaft legen wir Grünen
nicht weniger als ein neues Wirtschaftsmodell auf den Tisch.
Die Erzählung, dass die „ollen Ökos“ mit Wirtschaft nichts am
Hut haben, war schon in der Vergangenheit falsch. Jetzt muss
auch im Bundestag ankommen, dass die
Nachhaltigkeitsbewegung die Idee und Funktionsweise des
Wirtschaftens besser verstanden hat, als die klassische
Ökonomik und Systemfehler beheben kann. Wir können:

den Verkehr von Gütern und Dienstleistungen
beschreiben, der abseits von Märkten stattfindet und
keine Preisschilder hat

einen neuen, realistischen Begriff von Arbeit vertreten,
der die Lebensleistung aller Menschen anerkennt

die Existenzsicherung von Erwerbsarbeit entkoppeln und den Arbeitsplatz als
Totschlagargument gegen progressive Veränderungen entschärfen

Ausbeutung, Marktversagen und das Verscharren von Verantwortung mit klaren, strukturellen
Regelungen beantworten

den vermeintlichen Konflikt zwischen Umwelt und Wirtschaft aufheben

Es braucht Grüne im Bundestag, die dieses Wirtschaftsmodell im Detail ausbuchstabieren, die
nachhaltigen Konsum von einer Moralfrage zu einer Systemfrage machen und die soziale Sicherung
mit der Leistungsgerechtigkeit versöhnen. Das möchte ich sein.

Soziale Sicherung / öffentliche Daseinsvorsorge

Unser Sozialstaat hat den Anspruch, allen Menschen die Möglichkeit auf ein gutes Leben zu
garantieren. Die Umsetzung passiert vor allem durch Gesetze und Institutionen. Für die Grundgüter, die
am besten über Märkte zu verteilen sind (Wohnung, Kleidung, Lebensmittel, Rekreation), gibt es
nachgeordnet eine allgemeine Grundsicherung.

• 

• 

• 

• 

• 
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Momentan ist unser soziales Sicherungssystem lückenhaft, zergliedert und unnötig kompliziert.
Menschen fallen durchs Raster, und immer wieder muss auf entwürdigende Weise der Bedarf an
Grundgütern und der Anspruch darauf nachgewiesen werden. Ich setze mich konkret ein für:

den Umbau der Kranken- und Pflegeversicherung in eine solidarische Bürger*innenversicherung

einen steuerfinanzierten, ticketlosen ÖPNV

eine gerechte Anpassung der Einkommenssteuer und -anrechnung, die kleine Arbeitseinkommen
entlastet

die Zusammenführung von grundständigen Transferleistungen in eine sanktionsfreie,
bedarfsunabhängige Garantiesicherung

Mit der Garantiesicherung nach dem Leitbild des Grundeinkommens haben wir Grünen eine starke
Vision und eine umfassende Gesamtstrategie für den modernen Sozialstaat formuliert. In der
Aushandlung darüber sind unser Menschenbild, sowie Anspruch, Wert und Leistung menschlicher
Tätigkeit berührt, und immer wieder wird es um die Finanzierung gehen. Gemeinsam mit der
Bundestagsfraktion möchte ich diese Auseinandersetzung führen.

Sensibilität als Stärke

Wie für so viele aus meiner Generation, liegt meine politische Motivation zum großen Teil darin, was
ich alles nicht aushalten kann. Das Nicht-wegsehen-Können und -Wollen zieht sich wie ein Faden
durch die richtungsweisenden Entscheidungen meines erwachsenen Lebens. So bin ich kein Musiker
geworden, wie ich es ursprünglich wollte, sondern Nachhaltigkeitsphilosoph. So bin ich bei der Kirche
geblieben, obwohl ich weder fromm noch konfirmiert bin, und wurde Vorsitzender der Evangelischen
Jugend in Niedersachsen. So war ich für sechs Jahre erster Jugenddelegierter in der Landessynode
(Kirchenparlament), wo das Durchschnittsalter 53 Jahre war.

Und so bewege ich mich in die Parteipolitik, weil die Zukunft unseres Zusammenlebens mich nicht
unbewegt lässt. Der anstehende Regierungswechsel kann für uns alle wie ein Aufatmen sein. Die
Grünen sind aus einem Gefühl hervorgegangen, es nicht bleiben lassen zu können, und dieses Gefühl
treibt auch die Menschen an, die wir nun als Neuzugänge begrüßen dürfen. Das Wahrnehmen und
Ergriffensein sind unsere Stärke, genau wie unsere Politik der Kooperation. Ich möchte Teil davon sein!

In dem Sinne bewerbe ich mich auf einen aussichtsreichen Platz auf der Landesliste und bitte - gerade
als Quereinsteiger - um Euer Vertrauen.

Euer Claas

Lernt mich kennen:

Mitglied bei Bündnis 90/Die Grünen seit August 2019

2. offenes Votum der Regionalkonferenz Elbe-Weser

Mitglied der LAG Grundeinkommen

Außerdem Mitglied der Deutschen DepressionsLiga e.V. und der Gruppe Offene Kirche (mehr kommen
dazu, wenn meine finanzielle Situation es zulässt)

E-Mail: kontakt@claas-goldenstein.de
Webseite: https://claas-goldenstein.de/
Instagram: https://www.instagram.com/claasgoldenstein/
Twitch: https://www.twitch.tv/claasgoldenstein (seit Februar mache ich jeden Donnerstag eine
wöchentliche Live-Sendung zu Grünen Inhalten und führe Gespräche mit anderen Kandidatinnen)

• 

• 

• 

• 
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YouTube: https://www.youtube.com/channel/UCC1Bdq05VN4V5MKGIuzeocQ/ (hier gibt es die Folgen
zum Nachschauen)

Werdegang

[2011] Abitur am Gymnasium Athenaeum Stade

[2011 -2012] Bundesfreiwilligendienst bei der Lebenshilfe Stade e.V.

[2012 -2017] Studium der Umweltwissenschaften/ Wirtschaftspsychologie (B.Sc.) an der Leuphana
Universität Lüneburg

[2014 -2020] Stipendiat der Heinrich Böll Stiftung

[2017 -2020] Studium der Praktischen Philosophie der Wirtschaft und Umwelt (M.A.) an der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel

Ehrenamt

[2007 -2020] Mitarbeiter bei über 40 Kinder- und Jugendfreizeiten á eine Woche oder länger

[2009 -2019] Verbands- und Gremienarbeit (Ev. Jugend) zunächst im Elbe-Weser-Raum und ab 2011
auf Landesebene, ab 2012 Vorstandsmitglied der Ev. Jugend, ab 2013 Vorsitzender; Schwerpunkte:
Nachhaltigkeit, Ausgrenzung durch Sprache, Kindeswohlgefährdung

[2013 -2019] Erster Jugenddelegierter in der Landessynode der Ev. Luth. Landeskirche Hannovers
(kirchenleitendes Parlament), dort Mitarbeit im Öffentlichkeitsausschuss, sowie im Umwelt- und
Bauausschuss



Geburtsdatum:
31.12.1961

Kreisverband:
KV Diepholz

Themen:
Energiewende, Erneuerbare-
Energien-Gesetz,
Gewerkschaftsarbeit,
Betriebsrätestärkungsgesetz

E-Mail:
S.Holste-Hagen@web.de

BTW25 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Sylvia Holste-Hagen

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund*innen,
Ich liebe und genieße das Leben auf dieser Erde!
Aber zufrieden sein bedeutet nicht, sich zufrieden zu geben!

Seit dem GAU von Tschernobyl 1986 engagiere ich mich gegen
Atomkraft. Damals in der Deutschen Postgewerkschaft genauso
wie 2011 bei dem atomaren Unglück von Fukuschima. Zum
Zeitpunkt der Atomkatastrophe war ich gerade mit einem
meiner Söhne mit einem Sonderzug von „.ausgestrahlt“ in
Stuttgart, um gegen das Atomkraftwerk Neckarwestheim zu
demonstrieren. Wieder zu Hause organisierte ich die
Mahnwachen Vorort. Aus der Arbeit gegen Atomkraft
entwickelte sich mein Engagement für eine dezentrale
Energieversorgung aus erneuerbarer Energie.

Als Vorstandsmitglied einer Bürgerenergiegenossenschaft
erlebe ich hautnah, wie mit aller Kraft versucht wird, zentrale
Strukturen zu erhalten, Energiekonzerne zu unterstützen und
Bürgerinnenengagement zu behindern. So werden durch
Ausschreibungsverfahren die Energiegenossenschaften stark
zurückgedrängt und der Ausbau reglementiert. Auch die
Nutzung von Dächern zur Energiegewinnung auf z.B.
öffentlichen Gebäuden wird mit diesem Erneuerbare- Energien-
Gesetz erschwert. Uns allen ist bewusst, dass wir für die
Energiewende einen rasanten Ausbau der Erneuerbaren Energie
benötigen, um das Fortschreiten des Klimawandels erfolgreich
bremsen zu können. Dezentralität macht mehr Investitionen an
PV-Anlagen auf den Dächern, in der Fläche, bei Wind und bei Batteriespeichern durch BürgerInnen
möglich und erhöht so die Akzeptanz. Diese Form der Energieversorgung stärkt das
Gemeinschaftsgefühl und unterstützt die Wertschöpfung in der Gemeinde. Ganz nebenbei entstehen
neue und zukunftsorientierte Arbeitsplätze auch vor Ort.

Die neue Energiewende-Studie von Prof. Dr. Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr,
Umwelt, und Prof. Dr. Christian von Hirschhausen, Forschungsdirektor am DIW und Professor für
Infrastrukturpolitik an der TU Berlin belegen die Machbarkeit einer Vollversorgung in Deutschland mit
Erneuerbarer Energie. Die aufgeführte Dezentralität mit Bürgerbeteiligung ist dabei von
entscheidender Bedeutung. Zentrale Strukturen wie der Trassenbau nach Bayern oder
Wasserstoffimporte hemmen die Energiewende und sind kontraproduktiv. Werden beim Trassenbau
100% Erneuerbare Szenarien berücksichtigt oder würde ein dringend benötigter Ausbau der EE in
Bayern die Netzplanung ändern? Wir haben keine Zeit, Bundesländer von der Energiewende
auszunehmen, um auf die Fertigstellung der Trasse zu warten. Die Energiewende findet im Verteilnetz
und nicht im Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsnetz statt.

Seit 35 Jahren bin ich gewerkschaftlich organisiert. Zu Beginn meiner Berufstätigkeit haben wir in der
Deutschen Postgewerkschaft gegen die Privatisierungspläne konservativ/liberaler Kräfte gekämpft. Die
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi, in die die DPG aufgegangen ist, setzt sich wie wir für gute
Arbeitsbedingungen, gerechte Löhne und bezahlbaren Wohnraum ein. Hierzu ist unser Programm
super aufgestellt. Wie allerdings ist zu beurteilen, dass in der Regel große Geldgeber oder Fonds in
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Pflegeeinrichtungen investieren, um große Renditen zu erwirtschaften? Gerade in der Pflege müssen
andere Prioritäten gelten als Überschuss zu erwirtschaften. Dies wird in der Regel durch
Rationalisierung von Pflegepersonal und damit einhergehender Einschränkungen in der Pflege
realisiert. Wir können nicht zulassen, dass ein sozialer Auftrag aufgrund von Ökonomiegründen nicht
entsprechend ausgeführt wird.

Und wie sieht es in der Arbeitswelt z.B. bei den Arbeitsbedingungen von Erntehelfern aus? Vielfach
werden Saisonarbeiter nicht einmal krankenversichert und müssen von ihrem Lohn selbst
minderwertige Unterbringungen zahlen. Auch in der Fleischindustrie lohnt es, sich die Arbeits- u.
Wohnverhältnisse genau anzusehen. Hier brauchen wir Kontrolle, dass die grundgesetzlich geschützte
Menschenwürde nicht routinemäßig verletzt wird. Insgesamt zeigt sich bei genauer Betrachtung, dass
das Arbeitsrecht und die Mitbestimmung –wieder- oder immer noch- Stiefkinder des Rechtsstaates
sind. Als Steuerungsinstrument kann hier das Betriebsrätesteuerungsgesetz wirksam sein. Dieses
Gesetz steht momentan im Koalitionsvertrag und soll nun zum Ende hin verhandelt werden. Doch
erwarten wir keinen Durchbruch in der Sache, weshalb hier in der nächsten Legislaturperiode wohl
nachverhandelt werden muss.

Wie hier nur kurz beschrieben, ich habe viel vor.

Ich bitte Euch um Euer Vertrauen und Eure Unterstützung.

Biografisches:

2 erwachsene Söhne

Beamtin bei der Telekom, mittlerweile im Ruhestand

25 Jahre Selbständigkeit im fam. Unternehmen

Ehrenamtliches Engagement

10 Jahre Kommunalpolitik Stadtrat Twistringen

Im Vorstand Bürgerenergiegenossenschaft Bassum Twistringen

Im Vorstand Soziales Kaufhaus Fair-Kauf-Twistringen e.V.

Im Bündnis „Wir sind mehr“ gegen rechte, diskriminierende und rassistische Strömungen

In lokalen Klimabündnissen



Geburtsdatum:
16.09.1965

Kreisverband:
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Themen:
Wirtschaftspolitik,
Technologie- und
Gesundheitspolitik
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boris@oberheitmann.de
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Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,
die kommende Regierung wird die letzte sein, die noch das
Ruder rumreißen kann, um das 1,5° Klimaziel zu erreichen. Ich
denke, wenn wir nicht als stärkste Kraft in den Bundestag
einziehen oder zumindest die Kanzlerin stellen, wird es nicht
gelingen. Eine Regierung, bei der wir nicht die
Richtlinienkompetenz haben, wird dazu führen, dass alles nur
unvollständig sein wird und die Klimaziele verfehlt werden, wie
es in all den Jahren seit Kyoto war.

Deshalb müssen wir alle gemeinsam dafür kämpfen, dass wir
eine GRÜNE Kanzlerin haben werden.

Wir haben derzeit einen nie da gewesenen Zuspruch in den
Umfragen. Diesen Vorsprung ins Ziel zu bringen, wird unsere
Aufgabe sein.
Hierfür müssen wir Personen auf die Liste wählen, die glaubhaft
dafür stehen, dass wir die Transformation nicht nur wollen,
sondern es auch hinbekommen. Wir werden jetzt dafür gewählt,
dass wir die Dinge in Ordnung bringen und den Wandel
kompetent managen und nicht an der Seitenlinie stehen und
kritisieren und kommentieren. Das haben wir viele Jahre
gemacht und hatten großen Erfolg damit. Der Ausstieg aus der
Atomkraft, gleichgeschlechtliche Ehen und
Lebenspartnerschaften, die Abschaffung der Wehrpflicht, das
waren alles GRÜNE Forderungen, die die CDU übernommen hat.
Nur brauchte es bei der CDU dafür erst eine Reaktorkatastrophe,
bevor es angegangen wurde.

Aber nun müssen wir die Dinge in die Hand nehmen.
Veränderungen sind immer mit Widerständen verbunden. Einen Veränderungsprozess in diesem
Ausmaße erfolgreich zu managen, ist nicht einfach. Annalena und Robert haben gezeigt, wie es
funktionieren kann, möglichst viele Menschen mitzunehmen, ohne die eigenen Positionen zu
relativieren. Diesen Weg sollten wir konsequent weitergehen.
Wir stehen für eine tiefgreifende Veränderung, eine sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft.
Hier geht es nicht nur um Klimaschutz, sondern um Nachhaltigkeit. Klimaschutz ohne Nachhaltigkeit
ist mit uns nicht zu machen. Deshalb setzen wir uns auch für das Zurückdrängen der
Atomenergienutzung, auch in anderen Europäischen Staaten, sowie weltweit, ein. Nachhaltigkeit
schließt den Klimaschutz ein, ist aber noch viel mehr. Hier geht es auch um das Schließen von
Stoffkreisläufen hin zu einer Kreislaufwirtschaft, den sorgsamen Umgang mit Flächen und die
Befreiung der Meere vom Plastikmüll und den Naturschutz im Allgemeinen.

Mit uns kann es gelingen, dass Deutschland seine Klima-Verpflichtung einhält und mit uns kann es
gelingen, die Wirtschaft in das nachhaltige, post-fossile Zeitalter zu führen.
Trotz der guten Umfragen von bis zu 30% lasst uns einmal die Frage stellen, was die Menschen, die
jetzt vielleicht noch in den Umfragen so zahlreich für die GRÜNEN votieren, davon abhalten könnte,
bei der Wahl ihr Kreuz bei uns zu machen. Und lasst uns auch die Frage stellen, wie diejenigen denken,
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deren Stimme in den Umfragen nicht wahrgenommen wird. Und, wie die denken die noch
unentschiedenen sind.

Aus meiner Sicht sind es zwei wesentliche Fehleinschätzungen und auch bewusstes Framing uns
gegenüber.

Wähler*innen glauben, wir würden ihnen durch unseren konsequenten Klimaschutz etwas
wegnehmen oder verbieten.
Besonders bei Geringverdienern ist die Angst, Klimaschutz gehe nur zu Lasten derjenigen,
die sowieso wenig haben, groß. Wenn wir über den CO2 Preis diejenigen belasten, die mit
alten Autos weite Wege zur Arbeit fahren müssen, weil es in der Stadt keine
erschwinglichen Wohnungen mehr gibt, das Geld nicht reicht für ein Elektroauto und der
Bus im Ort nur zweimal am Tag fährt, dann müssen wir deren Sorgen ernst nehmen und
dafür eine gute Lösung haben wie das Energiegeld. Diejenigen, die ohne Arbeit sind,
vielleicht von Hartz IV leben, sehen unsere Klimaschutzvorhaben als Bedrohung. Das ist
auch verständlich. Wenn dir das Wasser bis zum Hals steht, willst Du nicht, dass
irgendjemand eine Welle macht. Wir müssen hier sehr achtsam sein, die Sorgen ernst
nehmen und im Wahlkampf eindeutig klarstellen, dass die ökologische Frage mit uns nie
ohne die Soziale beantwortet werden kann. Hier müssen wir eindeutig Stellung beziehen
und Lösungen haben, die wirklich alle mitnehmen. Unser Grundsatzprogramm und der
Entwurf des Wahlprogramms zeigen, dass wir die soziale Frage richtig beantworten. Wir
müssen das falsche Narrativ überwinden, dass wir nur die Partei des intellektuellen
Bürgertums sind.

1.

Eine andere Befürchtung kommt von anderer Seite. Man unterstellt uns, dass wir keine
Wirtschaftskompetenz haben und wenn wir an der Macht seien, die Wirtschaft leide und
wir durch Klima- und Umweltschutzauflagen die Wirtschaft abwürgen.
Das Gegenteil ist natürlich der Fall. Was passiert denn wirtschaftlich, wenn wir jetzt nicht
aktiv werden. Die wirtschaftlichen Kosten werden ja umso höher und werden vermutlich
von der gesamten Gesellschaft getragen. Dann würde es wieder heißen Gewinne
privatisieren und Risiken vergemeinschaften. Das müssen wir den Menschen und der
Wirtschaft klar machen. Wir benötigen Unmengen an regenerativer Energie, wenn wir den
Mobilitätsbereich elektrifizieren wollen und auch aus den fossilen Energieträgern bei der
Wärmeerzeugung aussteigen wollen. Das wird zu einem Boom in der Industrie und bei
Handwerkern führen. Das alles braucht viele Menschen die Solaranlagen auf die Dächer
bringen und Menschen die neue, innovative Lösungen entwickeln und herstellen z.B. für
die Speicherung von Energie. Wir müssen die Solarindustrie in Deutschland revitalisieren,
die die Bundesregierung an die Wand gefahren hat. Das Gleiche gilt für die Windindustrie.
Allein im Windbereich sind 20.000 Arbeitsplätze verloren gegangen. Das zeigt die
Bankrotterklärung der aktuellen Bundesregierung in der Innovationspolitik und beim
konsequenten Einstieg in die regenerativen Energien. Wir brauchen eine große Zahl von
Auszubildenden im Handwerk und eine Gründungswelle von Start-Ups mit innovativen
Lösungen, die die Transformation vorantragen. Meine persönliche Ansicht ist, dass wir
einen großen Fokus auf Start-Up Unternehmen in der Wirtschaftspolitik legen sollten.
Hier kann in kürzester Zeit eine große Dynamik in Gang gesetzt werden. Start-Ups sind die
eigentlichen Innovationstreiber. Dafür gibt es viele Beispiele wie BioNTech und viele
andere.
Der Umbau der Wirtschaft wird große Investitionen erfordern, die von staatlicher, wie
auch von privater Seite kommen müssen. Im Bereich Green Finance werden derzeit die
besten Rahmenbedingungen dafür geschaffen, weil alle Investitionen in fossile Anlagen
demnächst als sog. Stranded Assetts sehr unattraktiv oder gar wertlos werden.
Investoren werden diese meiden wie der Teufel das Weihwasser.

2.
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Wir werden uns daran messen lassen müssen, was die in den nächsten 4 Jahren unter einer GRÜNEN
Kanzlerin wirklich erreicht wurde. Dafür müssen wir die oben genannten Narrative und Befürchtungen
uns gegenüber überwinden. Hierzu brauchen wir Personen, die bereits gezeigt haben, dass sie
Innovationen vorangebracht haben und Veränderungsprozesse managen können. Wir brauchen
Menschen, die kommunikative Fähigkeiten haben, auch außerhalb unserer GRÜNEN Bubble, für unsere
Sache Mehrheiten zu organisieren.

Ich glaube, dass ich in der Vergangenheit gezeigt habe, dass ich diese Fähigkeiten mitbringe.

Hier ein kurzer Überblick über meine Stationen innerhalb und außerhalb der GRÜNEN.
Ich bin seit 1992 GRÜNES Mitglied, während der ersten Ampelkoalition in Deutschland war ich
Mitglied des Landesvorstands in Bremen. Als damals 27-Jähriger habe ich in Bremen die GRÜNE
Jugend gegründet und habe an der Gründung der GRÜNEN Jugend auf Bundesebene mitgewirkt.
Danach war ich viele Jahre Vorstand im Kreisverband Bremen-Ost und seit 2018 Vorstand im KV
Verden. Ich bin Mitglieder LAG Wirtschaft und Finanzen und Delegierter unseres Landesverbands in
der BAG Wirtschaft und Finanzen.

Ich bin 1965 im Ruhrgebiet geboren, bin das 2. Mal verheiratet und habe 3 erwachsene Kinder (20, 22,
26). In Münster habe ich im Bereich des Rettungsdiensts und im Behindertenfahrdienst Zivildienst
geleistet. Ich habe Biologie mit dem Schwerpunkt Molekularbiologie studiert und meine berufliche
Laufbahn in der Strahlenbiologie begonnen. Hier habe ich zu den Leukämiefällen rund um das
Atomkraftwerk Krümmel in der Elbmarsch geforscht und Untersuchungen zur biologischen Dosimetrie
bei Tschernobyl-Liquidatoren gemacht. Anschließend habe ich am Zentrum für Umweltforschung und
Umwelttechnologie in Bremen in der Abteilung Epidemiologie meine Doktorarbeit gemacht. Danach
habe ich dort einige Jahre den interdisziplinären Forschungsbereich Risikoforschung koordiniert. 2003
habe ich dann ein Biotechnologie-Unternehmen gegründet, das mikrobiologische Untersuchungen von
Lebensmitteln mit der PCR Methode als akkreditiertes Service Labor angeboten hat. Wir haben hier
auch Diagnostikprodukte entwickelt bspw. für den Nachweis von antibiotika-resistenten
Mikroorganismen. In dieser Zeit war ich Vorsitzender des Unternehmensverband Lifesciences in
Bremen, einem Zusammenschluss von Start-Up Unternehmen aus der Branche, dem später auch große
Unternehmen beigetreten sind. Später war ich Vorstandsmitglied im Verein Gesundheitswirtschaft
Nordwest e.V. in der Metropolregion Bremen Oldenburg.
2018 habe ich mein Unternehmen an eine börsennotierte Laborkette verkauft und war noch ein Jahr
lang Geschäftsführer innerhalb des großen Konzerns. Seit 2020 bin ich Leiter einer
Entwicklungsabteilung in einem großen Diagnostikunternehmen in Bremen im Bereich der
Mikrobiologie und Diagnostik. Mein Job dort ist es, aus innovativen Ideen eines Teams von 25
Wissenschaftler*innen und Techniker*innen Produkte für die Diagnostik zu machen.
In der Produktentwicklung und der Unternehmensführung geht es immer darum, in kooperativer Weise
bestehende Prozesse zu verändern und Neues einzuführen und basierend auf Innovationen Altes zu
überwinden.
Dieses Mindset möchte ich auch in die GRÜNE Bundespolitik einbringen.
Meine Schwerpunkte sind Wirtschaftspolitik, Technologie sowie
Gesundheitspolitik.
Dies sind Themen, die entscheidend zu Transformation beitragen können.

Ich habe kein Direktmandat und bewerbe mich auf einem der „Nachrückerplätze“, weil ich glaube, dass
unsere Liste vielfältig sein muss und dass die Erfahrungen aus meiner beruflichen und persönlichen
Vergangenheit dazu beitragen können, für neue GRÜNE Wähler*innen ein Anknüpfungspunkt zu sein.

Boris Oberheitmann

Hier gibt es einen großen Hebel, um den Umbau voranzubringen.
Dieser Prozess ist bereits in Gang und er zeigt, dass wir mit unseren
Positionen eine große wirtschaftspolitische Weitsicht zeigen.
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Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

für den Wahlkreis Nienburg/Schaumburg haben die beiden
Kreisverbände mit Katja Keul bereits eine Wahlkreiskandidatin
aufgestellt. Nach der Verlängerung der Landesliste habe ich
mich entschieden, mit der Unterstützung meines
Kreisvorstandes für einen der nun neuen Listenplätze
anzutreten.

Viele von euch kennen mich als langjährige Kämpferin für
Gleichstellungs- und Frauenpolitik. Seit acht Jahren bin ich eure
Delegierte im Bundesfrauenrat, vier Jahre davon war ich Co-
Sprecherin der LAG Frauenpolitik. Geschlechterfragen ziehen
sich wie ein roter Faden durch mein Leben, auch wenn es lange
gebraucht hat, bis ich sie als das benennen konnte, was sie sind:
Zeichen sozialer Ungleichheit.

Als ich ein Kind war, hätte mein Vater meiner Mutter noch
den Arbeitsplatz kündigen dürfen. Und zwar, wenn aus
seiner Sicht ihre Arbeit „mit ihren Pflichten in Ehe und
Familie“ nicht vereinbar gewesen wäre.

Einer meiner Schulfreunde wuchs bei einer geschiedenen
Mutter auf, was irgendwie skandalös war.

Als Jugendliche lernte ich, dass Männer jede Frau anfassen dürfen, wann immer sie mögen, auch
wenn die Frauen das nicht wollten. Denn das war doch nur lustig gemeint!

Aber als Hamelner Kind hörte ich die Erwachsenen auch über „die Spinner“ lästern, die sich vor
den Toren des neuen Kernkraftwerks Grohnde eine Schlacht mit der Polizei geliefert hatten.

Jahre später spöttelte man in der Schule über die Schülerinnen und Schüler, die in der Umwelt-
AG graues Recycling-Papier verkauften.

Die beiden Themen haben nichts miteinander zu tun? Doch! Denn sie zeigen, dass wir heute weiter
sind als damals. Aber es bleibt noch viel zu tun. Ich bin der festen Überzeugung, dass die Rettung des
Klimas Hand in Hand mit einer sozialen Transformation gehen muss. Soziale Ungleichheit kann
genauso zu Aufruhr und Tod führen wie der Klimawandel; das kann man heute bereits an vielen Orten
der Erde beobachten. Es braucht daher Lösungen, z. B. für die Regionen in Deutschland, in denen über
die letzten Jahrzehnte die Infrastruktur, Arbeitsplätze und selbst der ÖPNV weggebrochen sind. Es
braucht den politischen Willen und Geldmittel, um soziale Brennpunkte zu entschärfen. Alle Schulen
brauchen die denkbar besten Lehrkräfte und eine adäquate Ausstattung. Obdachlosigkeit muss der
Vergangenheit angehören.

• 

• 

• 

• 

• 



BTW27 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Bela Lange

Seite 2

Für mich als Frauenpolitikerin ist das oberste Ziel, dass die Gleichstellung aller Geschlechter endlich
überall Realität wird. Es geht darum, Strukturen und Machtverhältnisse zu hinterfragen und zu ändern.
Ein paar Beispiele:

So genannte Frauenberufe werden noch immer deutlich schlechter bezahlt als „Männerberufe“.
Aber das letzte Jahr hat gezeigt, dass gerade die Berufe, die überwiegend von Frauen ausgeübt
werden, das Land am Laufen halten. Darum ist es jetzt an der Zeit, Arbeit neu zu bewerten und
angemessen zu bezahlen, statt Frauen für ihre Berufswahl zu bashen.

Die Arbeitszeit von Frauen und Männern muss gerechter verteilt werden.

Der Frauenanteil im aktuellen Bundestag beträgt nur 31,4 %. Darum brauchen wir ein Parité-
Gesetz in Bund und Ländern.

Viele Frauen erleben Gewalt, sei es in der realen Welt oder im digitalen Raum. Dabei geht es um
Macht. Frauen sollen daran gehindert werden, selbstbestimmt zu leben und/oder ihrer Meinung
Ausdruck zu verleihen. Um das zu ändern, müssen sich gesellschaftliche Strukturen und
Denkmuster ändern.

Medizin ist bis heute nicht gendersensibel: Medikamente werden häufig immer noch nur an
Männern getestet. Ärzt*innen lernen oft nicht, dass Krankheiten sich bei Männern und Frauen
unterschiedlich äußern können. Die Hebammenversorgung wird insbesondere auf dem Land
immer schlechter. Queere Menschen bekommen keine auf sie zugeschnittenen Behandlungen.
Das muss sich ändern! Ebenso wie das veraltete Abtreibungsrecht. Jede Frau hat das Recht auf
körperliche Selbstbestimmung, und Ärzt*innen dürfen nicht dafür kriminalisiert werden, dass sie
über Abtreibungen aufklären.

Der Klimawandel trifft die Ärmsten am härtesten. In Ländern des globalen Südens sind das oft
Frauen. Deutschland muss beim Klimaschutz eine Vorbildfunktion übernehmen, eine nachhaltige
Klimaaußenpolitik gestalten und sich konsequent dafür einsetzen, dass bei internationalen
Verhandlungen Frauen mit am Tisch sitzen.

Diese Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Ich fordere all das in einer Zeit, in der die über Jahrzehnte
errungenen Erfolge von vielen Seiten in Frage gestellt werden. Seit 2008 bin ich nun frauenpolitisch
aktiv. Ich kann mich erinnern, dass in den ersten Jahren die erfahrenen Politikerinnen von einem
beginnenden Backlash warnten. Nach den großen frauen- und gleichstellungspolitischen Erfolgen der
1980er und -90er Jahre begann man die Kräfte zu spüren, die das Rad der Zeit wieder zurückdrehen
wollen. Womit damals aber noch niemand rechnete, ist das massive Erstarken der Rechten, das mit der
AfD in die Parlamente und Räte eingezogen ist.

Auch wenn man es oft wegen der lauten und rassistischen Töne gegen Flüchtlinge und Zuwanderung
überhört: Die Rechten sind in ihrem Kern sexistisch und frauenfeindlich. Ihr Hass auf Feminismus,
Gleichstellung und Genderfragen macht verschiedenste Strömungen untereinander anschlussfähig.
Und da schließt sich auch der Kreis zu den Geschichten, die ich oben erzählt habe: Denn auch die
Leugner*innen des Klimawandels finden sich in den gleichen Reihen, die Argumente ihrer Ablehnung
beider Themen ähneln sich stark.

Wir Grünen setzen uns seit Jahrzehnten für echte Gleichstellung zwischen den Geschlechtern ein. Auch
wir entwickeln uns dabei weiter: Inzwischen denken wir das Thema intersektional. Wir sind die
Stimme, die sich für Fortschritt und Chancengleichheit in einer vielfältigen Gesellschaft und gegen
einen Rollback einsetzt.

Dazu möchte ich mit meinem breiten Fachwissen beitragen. Ich bringe Erfahrungen aus dem
Buchhandel und aus der Kommunalverwaltung, aus dem Nds. Ministerium für Soziales, Gesundheit und

• 
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Gleichstellung sowie meinem Soziologiestudium mit. Ich kenne das Stadt- und das Landleben und die
ehrenamtliche Kommunal-, Landes- und Bundespolitik. Wenn dieses Jahr die erste feministische
Bundesregierung gewählt wird, möchte ich die gleichstellungspolitischen Querschnittsfragen gern im
Bundestag für euch bearbeiten. Ich freue mich über eure Unterstützung!

Eure Bela

Biografie:

Geboren 26.10.1972; ledig
Diplom-Verwaltungsbetriebswirtin (FH) und Soziologin (M.A.)
seit 2016 Beamtin im Niedersächsischen Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung,
Büro der Ministerin

davor:
1992 – 1997: Buchhändlerin
1997 – 2000: Kreisinspektoranwärterin beim Landkreis Schaumburg
2000 – 2013: Hauptamt, u. a. Redenschreiberin
2008 – 2013: stv. Gleichstellungsbeauftragte
2013 – 2016: Schulamt

Mitglied bei den Bündnis 90/Die Grünen seit Februar 2013

Delegierte oder Ersatzdelegierte bei LDKs und BDKs immer mal wieder seit 2013

2014 – 2018 Co-Vorsitzende des KV Schaumburg

Bürgermeisterkandidatin in der Gemeinde Auetal 2014
Bürgermeisterkandidatin in der Stadt Rahden (NRW) 2015

Mitglied im Parteirat seit 2015

Delegierte zum Bundesfrauenrat seit 2013

(Ersatz-)Delegierte der LAG in der BAG Frauenpolitik seit 2016

Co-Sprecherin der LAG Frauenpolitik von 2016 – 2020

Mitglied im Rat der Gemeinde Auetal seit 2016

Kontakt:

E-Mail: info@bela-lange.de
Homepage: www.bela-lange.de
Facebook: www.facebook.com/bela.lange
Instagram: bela_lange
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Selbstvorstellung

Liebe Alle!

Ich wende mich an Euch, weil ich ein besonderes Anliegen habe:
Ich habe meine zweite Krebserkrankungung überstanden und
bin wieder da. Ich habe mich nach reichlichen Überlegungen
entschlossen, auf einem der letzten aussichtsreichen Plätze für
die Niedersachsenliste, auf Platz 21 zu kandidieren.

Ich habe über 20 Jahre politische Erfahrungen in vielen
Bereichen und Funktionen gesammelt und damit gute Projekte
angeschoben. Oft bewies ich großen Einsatz und weiß, was ich
will. Vielleicht kennt Ihr mich bereits schon. Es wäre klasse,
wenn Ihr mich bei meinem Vorhaben unterstützt: Für mich bei
den Delegiert*innen werbt, meine Postings kommentiert, liket
und mit mir Veranstaltungen macht oder mich dazu einladet.

Die Coronazeit macht viele Bedürfnisse in unserem Leben noch
deutlicher und zeigt auch, wie wir schon längst besser mit
Ressourcen hätten umgehen müssen. Ich will will mich, wie ihr
mich kennt, gegen Armut und für eine grünsoziale Bewegung
einsetzen, für Menschenrechte, Gleichstellung, gegen
Diskriminierung, für ein besseres Patient*innenrecht und für
bessere Ausstattung von Schulen, für Demokratiebildung in
unserer Gesellschaft, gegen Hass und Rassismus. Gegen Armut
und Wohnungslosigkeit, für eine Teilhabe aller an unserer
Gesellschaft. Klimaschutz, Energiewende und
Armutsbekämpfung sind die wichtigen Themen!

Lasst es uns gemeinsam angehen! Grün ist unsere Zeit! Es ist
die Zeit der Mutmacher*innen. Deshalb will ich dabei sein! Alles
ist drin. Ich danke Euch für die Zeit, die Ihr Euch nehmt und
verspreche, ich kämpfe dafür, dass wir noch mehr Mandate gewinnen.

Ich trete mit meinen Themen und meinem Einsatz für Euch ohne Direktmandat an. Ich mache Euch ein
gutes Angebot und werde überall einsetzbar sein, wo Ihr mich im Wahlkampf braucht.

Mein Traum ist eine Politik, wo Ethik und Menschlichkeit nachhaltig wirken und die deshalb trotzdem
wirtschaftlich ist.

Wer Marianne Fritzen kannte, der es sehr wichtig war, mich im Bundestag zu sehen, kann sich mit mir
daran erinnern. "Ich würde im Himmel mit den Engeln tanzen, wenn das klappt und ich nicht mehr da
bin", hat sie mal in den Tagen vor ihrem Tod zu mir gesagt. "I do my best", liebe Marianne. Du bist bei
solchen Entscheidungen oft in meinen Gedanken und ich weiß, dass Du Dich freust, wenn es gelingt.

Mit grünen wendländischen Grüßen,

Eure Martina
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Persönliches

54 Jahre

Verheiratet

vier erwachsene Kinder

Wohnort: Lüchow (Wendland)

Lehrerin an der Elbauenschule in Gartow (Schwerpunkt: Deutsch und Kunst)

Autorin und Referentin

zwei schwere Krebserkrankungen überstanden

Mutmacherin

Stationen

Erzieherinnenausbildung (mehrjährige Erfahrung)

Sozialmanagementausbildung

Pädagogikstudium mit Zusatz Politik an der Leuphana Lüneburg

Referendariat

20 Jahre Grund-, Haupt- und Realschullehrerin

Engagement

seit 2015 Benefizprojekt: hunderte Bilder sind in diversen Ausstellungen, im Internet und in
Grünen Veranstaltungen zugunsten von Organisationen wie "medico international", einem
Kinderhortprojekt in Afghanistan und der "Sea-Eye Seenotrettungsorganisation" sowie in zwei
Wochen dem Flüchtlingsrat Niedersachsen verkauft worden, dabei sind bereits 15.000 Euro von
mir gespendet worden

2018 "Mutmachbuch" für Menschen in schwierigen Lebenssituationen und deren Angehörigen

Lesungen, Vorträge und Veranstaltungen

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Politisches

seit 39 Jahren Mitglied in der Bürgerinitiative gegen die Atomanlage in Gorleben

Widerstandsaktivistin in Gorleben und Wackersdorf

von 1998 bis 2013 Vorsitzende, Pressesprecherin und Geschäftsführerin des Kreisverbandes
BÜNDNIS ´90/DIE GRÜNEN Lüchow-Dannenberg

bis 2016 20 Jahre im Stadtrat

20 Jahre Fraktionsvorsitz und 5 Jahre Vorsitz des Kulturausschusses

von 2006 bis 2016 Kreistag

von 2011 bis 2016 Atomausschussvorsitzende

von 2011 bis 2013 Organisation eines Runden Tisches zum Endlagersuchgesetz in Trebel mit
Sylvia Kotting-Uhl

2012 Neuorganisation der Regionalkonferenz Nord-Ost-Niedersachsen

5 Jahre stellvertretende Vorsitzende des Schulausschusses

20 Jahre Samtgemeinderat

2 Jahre stellvertretende Samtgemeindebürgermeisterin

Ausschussvorsitzende des Sozialausschusses und langjährige Fraktionsvorsitzende

Organisation von vielen Wahlkämpfen auf allen Ebenen

8 Jahre Mitglied im Koordinationsteam von Grün-Links-Denken

15 Jahre Mitglied der BAG Energie, die letzten 6 Jahre als kooptiertes Mitglied

Mitglied in der Atomkommission des Bundesvorstandes nach Fukushima und vor dem zweiten
Atomausstieg

Delegierte zu allen Landes- und Bundesparteitagen

über 20 Jahre bei fast allen landespolitischen Veranstaltungen

Organisation des Grünen Castor-Widerstandes im Wendland

dieses Jahr Lesungen zum Internationalen Frauentag, zum Weltkrebstag und zum Tag gegen
Rassismus mit Grünen aus Bayreuth, aus Wunstorf und aus NRW

Weblinks

erste "Morgenbilder"-Ausstellung im Rathaus Lüchow, während der Chemotherapie,
anschließend diverse Blumenbilderausstellung auf Bundesparteitagen (https://youtu.be/
Z6I0lpbIYMM)

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
04.05.1981

Kreisverband:
Hannover

Themen:
klimaschonendes,
umweltfreundliches und
barrierefreies Bauen sowie
das Thema bezahlbarer
Wohnraum für alle

E-Mail:
simone.meyer@gruene-
hannover.de

BTW29 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Simone Meyer

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Bewerbung für Listenplatz 19 

Liebe Freund*innen,

als Sprecherin der LAG Planen Bauen Wohnen liegen mir die
Themen klimaschonendes, umweltfreundliches und
barrierefreies Bauen sowie das Thema bezahlbarer Wohnraum
für alle besonders am Herzen. Durch mein Fachwissen kann ich
aktiv dazu beitragen, dass die von uns grünen geforderte sozial-
ökologische Transformation auch den Bausektor erreicht!

Die Baubranche gehört zu den größten Umweltsündern unserer
Zeit. Hier Bedarf es dringend grundlegender Veränderungen und
besserer Regelungen. Die Baubranche allein produzierte im Jahr
2017 mit 220,3 Millionen Tonnen Abfall mehr als viermal so viel
Müll wie alle deutschen Haushalte. Wir GRÜNE müssen deshalb
im Bausektor dafür sorgen, dass das System der
Kreislaufwirtschaft etabliert wird, denn sonst können wir unser
Versprechen aus unserem Wahlprogrammentwurf „das Ende des
Mülls“ nicht einhalten.

„Wiederverwenden und energetisch Sanieren“ statt „Abreißen
und Neubauen“

Viele Bauprodukte wie Dämmstoffe aus Kunststoffen, Klebstoffe,
Beton und Estrich schaden bereits während ihres Herstellungsprozesses der Umwelt. Der Abbau von
endlichen, für den Bau benötigten Rohstoffen zerstört Natur, Umwelt und Landschaften. Der Raubbau
an der Natur wäre nicht erforderlich, wenn wir von Anfang an dafür sorgen, dass bei Neu- und
Umbauten schadstofffreie, recycelte, upcycelte und nachwachsende Baustoffe Verwendung finden.
Würde man Baumaterialien wie Gips beim Abriss eines Gebäudes recyceln und ihn nicht auf den
Müllkippen entsorgen, könnte man auf den Abbau von Gips im Harz verzichten. Wir brauchen deshalb
wirksame klimagerechte Energiestandards für Neu- und Altbauten, bei denen auch der Lebenszyklus
der Gebäude und der Baumaterialien berücksichtigt wird. Einfach erklärt: Wenn ein*e
Energieberater*in für ein Haus nach den derzeit gültigen Gesetzesgrundlagen berechnet, welche
Dämmung für das Haus am sinnvollsten ist, dann beinhaltet diese Berechnung nur das, was durch die
Dämmung in Zukunft an Energie gespart werden kann. Wie lange die Dämmung hält und was für
Mengen an Energie für die Produktion der Dämmung aufgewendet werden musste sowie die
Umweltschäden, die durch ihre Produktion verursacht wurden, finden dabei keine Berücksichtigung.
Wir GRÜNE müssen deshalb dafür sorgen, dass der Herstellungsprozess eines Produktes in Zukunft im
GEG (Gebäudeenergiegesetz) berücksichtigt wird.

Recycling von Baustoffen: eine sozial und globale Frage!

Die meisten unserer Baustoffe wie Natursteine, Sand, Hölzer und Metalle werden importiert. Sie
werden in den Herkunftsländern oft auf menschenunwürdige Weise abgebaut und zum Endprodukt
verarbeitet. Obwohl Kinderarbeit in Indien seit den 60er-Jahren verboten ist, arbeiten dort heute noch
schätzungsweise 150.000 Kinder in Steinbrüchen. 90 % aller in deutschen Innenstädten verlegten
Granitpflastersteine stammen aus Indien, dass bedeutet das jede*r von uns mit seinen Steuergeldern
ungewollt Kinderarbeit unterstützt. Als Mitglied des Bundestages werde ich mich dafür einsetzen, dass
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die Kriterien für den vom Bundesumweltamt vergebenen Blauen Engel überarbeitet werden. Der Blaue
Engel muss zu einem für die Kunden verlässlichen Label für sozial- und umweltverträgliche Produkte
entwickelt werden!

Neue Gebäude sollten zukünftig so errichtet werden, dass sie als Wertstoffdepots dienen können und
jedes einzelne Bauteil bei einem möglichen Abriss wiederverwendet werden kann. Unsere Baugesetze
auf Bundes- und Landesebene sollten so verändert werden, dass bereits mit der Stellung eines
Bauantrags ein Nachweis über die Rückbaufähigkeit der Gebäude vorgelegt werden muss.

Grund und Boden ist endlich: Flächensparend planen und bauen!

Wie viele Rohstoffe sind auch Grund und Boden endlich. Darum müssen wir Lösungen für Flächen
sparendes Bauen finden. Es sollte deshalb mehr in die Höhe und weniger in die Fläche gebaut werden.
Statt des Bauens von eingeschossigen Supermarktfilialen sollte darüber liegender Wohn- oder
Büroraum immer eingeplant werden. Die in den letzten Jahren in der Stadtplanung favorisierte
Trennung der Nutzung von Arbeiten, Wohnen, Gewerbe und Einkaufen muss nicht zuletzt auch
aufgrund der Erfahrungen, die wir durch die Corona-Pandemie gemacht haben, beendet werden: Eine
Durchmischung und Verdichtung der Nutzungen in Gebäuden und Quartieren ist sozial, ökologisch und
ökonomisch sinnvoll! Kurze Wege sparen uns Menschen Zeit. Der Ausstoß klimaschädlicher
Emissionen wird gesenkt.
Als Folge des Klimawandels werden die Sommerperioden immer heißer. Um unsere Städte
abzukühlen, brauchen wir mehr Grün in den urbanen Räumen, – unter anderem auch durch die
Begrünung von Fassaden und Dächern. Unser Gebäudebestand bietet viel Fläche, die für Begrünung
und das Ernten von Solarenergie gleichzeitig genutzt werden sollte. Hier für braucht es gezielte
Förder- und Beratungsprogramme.

Sanieren vor Neubau!

Viele junge Familien suchen ein frei stehendes Eigenheim im Grünen mit Garten, dabei ist vielen
zunächst egal, ob es sich um einen Alt- oder Neubau handelt. Häufig ist es aber einfacher, bequemer
und günstiger ein Einfamilienhaus auf der grünen Wiese zu errichten. Für die Schaffung von neuem
Wohnraum erhält man zudem oft bessere Kredite und Förderungen als für den Erhalt von
Altengebäuden. Hinzu kommt, dass es kaum gebrauchte Immobilien auf dem Markt gibt. Dabei gibt es
viele ältere Menschen, die in Einfamilienhäusern leben. Sie würden gerne in eine barrierefreie
Wohnung, die innerhalb ihres gewohnten sozialen Umfelds liegt, umziehen. Finden sie eine für sich
passende Wohnung, sind Mieten oder Kaufpreis oft höher als der Gegenwert ihres Hauses. Wir bauen
derzeit also am Markt vorbei. Anstatt mehr barrierefreie, günstige kleine Wohnungen für Senior*innen,
Singles und Student*innen zu errichten, neigen wir immer noch dazu, das Einfamilienhauswohngebiet
auf der grünen Wiese zu befürworten. Niemand will den Menschen ihr Eigenheim verbieten, aber
aufgrund der Knappheit von Boden und günstigen Mietwohnungen braucht es hier dringend ein
Umdenken!

Barrierefreiheit konsequent umsetzen!

Der Baubereich prägt maßgeblich die Barrierefreiheit in unserem Land. Häufig wird Barrierefreiheit
mit einer Rollstuhl gerechten Welt gleichgesetzt. Barrierefreiheit ist aber viel umfassender.
Barrierefreiheit gewährleistet nicht nur die Unabhängigkeit der von der Beeinträchtigung betroffenen
Person, sondern erleichtert auch das Leben, der mit der Person zusammenlebenden und pflegenden
Personen. Akustikmaßnahmen in Kneipen und Restaurants tragen dazu bei, dass Schwerhörige dort an
Gesprächen teilhaben können. Die Farbgebung eines Raums kann dazu beitragen, dass sich Menschen
mit einer Sehbehinderung besser zu Recht finden. Barrierefrei gestaltete WCs sollten immer
mitgedacht und gebaut werden. Niemand möchte bei der Nutzung einer Toilette auf die Hilfe eines
anderen Menschen angewiesen sein. Bisher gibt es keine bundesweit rechtsgültige Regelung, die
vorgibt, wie barrierefreie Räume und Flächen für jede Art der körperlichen und seelischen
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Einschränkung zu errichten sind. Gebaute Barrierefreiheit wird in Deutschland in erster Linie über die
Arbeitsstättenrichtlinie und vom Institut für DIN-Normen ausschließlich für Erwachsene und
insbesondere für gehbehinderte Menschen geregelt. Bisher ist nur die DIN-Norm 18040-1
„Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 1: Öffentlich zugängliche Gebäude“ in allen
Bundesländern rechtsverbindlich. Regelungen für das Barrierefreie bauen sollten übersichtlich und in
jedem Bundesland einheitlich geregelt sein. Sie sollten deshalb ähnlich wie die Vorgaben für
Arbeitsstätten auf Bundesebene geregelt werden.

Liebe Freund*innen, 

2011 bin ich nach der Fukushima-Katastrophe in unsere Partei eingetreten. Seitdem habe ich mich im
OV Vorstand Springe, als Beisitzerin und Schatzmeisterin des Regionsverbandes Hannovers engagiert.
2019 wurde ich zur Sprecherin der stetig wachsenden LAG Planen, Bauen und Wohnen gewählt. Ich bin
bereit, Verantwortung zu übernehmen und möchte mit meinem Fachwissen die Baugesetzgebung der
Bundesrepublik barrierefreier, sozialer und umweltfreundlicher machen. Mit dem einstimmigen Votum
meiner LAG und dem zweiten Frauenvotum der Region Hannover bitte ich Euch um Euer Vertrauen
und Eure Stimme.

Eure Simone Meyer

Zu meiner Person:

Ich bin Dipl. Ing. der Architektur. Bevor ich vor 9 Jahren bei der Stadt Hannover angestellt wurde,
arbeitete ich bei einer Restaurierungsfirma und zwei Architekturbüros. Mein Studium finanzierte ich
mir als studentische Hilfskraft an der Uni Hannover.

Geboren wurde ich 1981. Aufgewachsen in einer Arbeiterfamilie, bin ich überzeugtes und aktives
Gewerkschaftsmitglied. Seit 2019 lebe ich wieder in meinem Heimatdorf Alvesrode in der Gemeinde
Springe. Ich baue mir hier allein nach und nach ein kleines Fachwerkhaus aus. Springe liegt am Rand
der Region Hannover genau zwischen Hannover, Hameln und Hildesheim. Wenn es meine Freizeit
neben Hausausbau, Gartenarbeit und uns GRÜNEN zulässt, fotografiere und nähe ich sehr gerne.

Bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ...

... 2011 nach Fukushima eingetreten.

… 2012 bis 2015 OV-Vorstandsteam Springe

… 2014 bis 2018 Beisitzerin im Regionsvorstand

… 2018 bis 2021 Schatzmeisterin im Regionsvorstand

… seit 2019 eine der Sprecherinnen der LAG Planen Bauen Wohnen

… diverse Male Delegierte für Bundes- und Landesdelegiertenkonferenzen

Voten und Direktkandidatur:

Votum der LAG Planen Bauen Wohnen

2. Frauenvotum des Regionsverbands Hannover

Direktkandidatur im Wahlkreis 47 Hannover Land II



Geburtsdatum:
20.06.1965

Kreisverband:
Wolfenbüttel

Themen:
Demokratiereform, Klima-
und Naturschutz, soziale
Gerechtigkeit

E-Mail:
c.bei_der_wieden@gruene-
wf.de

BTW30 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Dr. Claudia Bei der Wieden
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Selbstvorstellung

Bewerbung für Platz 15 der Landesliste

Liebe Freund*innen,

als Kind und Jugendliche war ich sehr oft in der Natur. Es war
mir dabei egal, ob es sich um einen Wald handelte oder um den
Schrebergarten meiner Großeltern – Hauptsache im Grünen!
Weshalb erzähle ich das hier? In meinen zahlreichen
Gesprächen mit Parteifreund*innen habe ich festgestellt, dass
wir viele gemeinsame Erfahrungen teilen – und wie die
Wertschätzung der Natur unsere politische Haltung prägt.

Meines Erachtens ist das ein wichtiger Grund dafür, dass wir die
einzige Partei sind, die sich schon seit Jahrzehnten meistens mit
Überzeugung für den Natur- und Umweltschutz einsetzt. Der
Widerstand in Gorleben, in Grohnde oder an der Asse ist wohl
auch vor diesem Hintergrund zu sehen. Und diese Einstellung
sollten wir uns heutzutage mehr denn je bewahren!

Warum? Weil die kapitalgesteuerte Wirtschaftsweise in
Industrie und Landwirtschaft hierzulande jeden Tag unsere
natürlichen Lebensgrundlagen weiter zerstört und damit die
Existenz der nachfolgenden Generationen ebenso wie die
Artenvielfalt bedroht. Daher lautet das erste meiner drei Themenfelder für denBundestagswahlkampf
„Klima-, Umwelt- und Naturschutz“: Hier würde ich als Bundestagsabgeordnete national und
international ansetzen. Zum einen im Sinne des Bundesverfassungsgerichts in Form eines
Klimaschutzprogramms zur Forcierung der erneuerbaren Energien, schnellerem Kohleausstieg usw.
Zum anderen mit einer Erhöhung der internationalen Klimaschutzfinanzierung, u. a. im Hinblick auf
weltweite Förderung von naturnaher Forst- und Landwirtschaft sowie mehr Schutzgebieten:
Klimakrise und Artensterben müssen global bewältigt werden!

Ein wesentlicher Grund für Klimaschutz ist für mich persönlich die Einsicht, dass Menschen mit wenig
Einkommen am meisten unter einer ungebremsten Klimakrise leiden würden. Warum? Nun, schwinden
die Lebensgrundlagen, werden die Nahrungsmittel teurer, erhöhen sich Preise fürs Heizen, fürs
Wohnen, für Bildung und Kommunikation. Dadurch wird die Teilhabe am politischen und sozialen
Leben schwieriger. Deswegen lautet mein zweites politisches Themenfeld „Soziale Gerechtigkeit,
Integration und Vielfalt“. So verlassen schon seit Jahren Klimaflüchtlinge ihre Heimat, weil die
Verteilungskämpfe immer heftiger und grausamer werden!

Soweit ist es hierzulande noch nicht, aber die soziale Ungleichheit wächst ebenfalls zusehends und
gleichzeitig nimmt das Vertrauen in unser Gemeinwesen ab. Diesen Entwicklungsprozess können
Maßnahmen für mehr „Soziale Gerechtigkeit, Integration und Vielfalt“ abmildern und stoppen. Dazu
zählen endlich gleiche Chancen für alle Kinder! Ein Schritt in diese Richtung wären Ganztagsschulen
mit Hausaufgabenbetreuung und gesundem Mensaessen sowie ein Bundesprogramm für Schulen in
sozial benachteiligten Stadtteilen. Ein Grundeinkommen sorgt — wie inzwischen experimentell
nachgewiesen — materiell und psychisch für mehr Sicherheit und Vertrauen in den Staat. Die 
Pflegesituation muss für alle Beteiligten dringend in vielfacher Hinsicht verbessert werden. Eine
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deutliche Erhöhung des Mindestlohns ist überfällig: Nichts ertragen Menschen schlechter als
Ungerechtigkeit!

Diskriminierung und Rassismus sind weitere gesellschaftliche Tendenzen, die den Zusammenhalt
unserer Gesellschaft gefährden. Daher würde ich mich als Bundestagsabgeordnete für ein
Partizipationsgesetz und ein Antidiskriminierungsgesetz stark machen! In Behörden sollen
Vielfaltsbeauftragte dafür sorgen, dass rassismuskritische Schulungen durchgeführt werden. Das
gebietet allein schon Artikel 1 des Grundgesetzes: Die Würde des Menschen ist unantastbar!
Außerdem schadet Rassismus dem sozialen Miteinander. Gesellschaft und Wirtschaft ist mehr denn je
auf Diversität angewiesen: Wir brauchen die Schwarmintelligenz aller, um die großen
Herausforderungen unserer Zeit zu bewältigen. Dazu zählt auch Fachkräftemangel, der lediglich mit
Zuwanderung und mehr Qualifizierung zu bewältigen sein wird. Dafür ist eine Reform des
Bildungswesens eine wesentliche Voraussetzung, lebenslanges Lernen stellt dabei eine wichtige Säule
dar. Bildung ist eine entscheidende Voraussetzung für gesellschaftliche und politische Teilhabe!

Damit bin ich bei meinem dritten Themenfeld „Demokratiereform“ angelangt. Hier ist eine
Vitalisierung von Beteiligungsprozessen, z. B. durch ausgeloste Bürger*innenräte dringend angesagt. In
anderen Ländern wie z. B. Großbritannien, Irland oder Frankreich wurden bereits positive Erfahrungen
damit gemacht. In Deutschland tritt unter der Schirmherrschaft des ehemaligen Bundespräsidenten
Horst Köhler der erste Bürgerrat zum Thema Klima an.

Außerdem plädiere ich für ein Wahlrecht ab 16 Jahren bei allen Wahlen. Jugendliche haben in diesen
herausfordernden Zeiten das Recht, ihre Gegenwart und Zukunft mitzubestimmen! Das gilt auch für
Frauen, die in Deutschland durchschnittlich nur zu einem Drittel in den Länderparlamenten vertreten
sind: Damit bilden wir europaweit eines der Schlusslichter. Deswegen bin ich eine überzeugte
Befürworterin eines Paritätsgesetzes, das Frauen die Hälfte der Macht überträgt und damit ja ganz in
grüner Tradition steht!

Ich trete als Direktkandidatin im Bundestagswahlkreis 49 (Salzgitter-Wolfenbüttel) an. Unsere Region
ist leider mit dem maroden Atommülllager Asse und dem Endlager Schacht Konrad doppelt belastet. 
Außerdem verödet unser großer ländlicher Raum mangels Strukturhilfen unaufhaltsam. In Salzgitter
wird die Kommune von den sozialen Verschiebungen über Gebühr belastet. Wie soll mit den
Industriebrachen in Salzgitter umgegangen werden? Unsere schwerwiegenden Probleme müssen auf
die Bundesebene gehoben und dort gelöst werden, alles andere hat bisher leider nicht funktioniert.
Deswegen kandidiere ich für den Bundestag. Ich bitte hiermit um eure Unterstützung für Platz 15 der
Landesliste und freue mich auf einen Wahlkampf mit viel grüner Energie!

Eure Claudia

Über mich:

KV Wolfenbüttel
3 Kinder (17, 21, 25), verheiratet, Wohnort Wolfenbüttel

Ausbildung und Berufliches:

Studium der Geschichte, Politikwissenschaft, Pädagogik und zusätzlich Jura an der TU Braunschweig
Promotion zum Dr. phil.
Archivreferendariat in Hamburg und Marburg
Historikerin beim Landschaftsverband Stade
Tätigkeiten als Archivarin in Hamburg, Hannover und Braunschweig
Koordinatorin für den Bereich Wissenschaft bei der Metropolregion GmbH in Hannover
Aktuell Tätigkeit als Historikerin

Politisches Engagement:
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2011-2016 Mitglied in der Wolfenbütteler SPD-Ratsfraktion 
Seit 2019 Mitglied beim Bündnis 90/Die Grünen
Seit 2019 Mitglied im OV-Vorstand Wolfenbüttel

Mitgliedschaften:

Arbeitskreis Andere Geschichte Braunschweig e. V., Braunschweigischer Geschichtsverein, DRK,
Fördermitglied der Stiftung gegen Rassismus, Greenpeace, NABU, ver.di

Freizeit:

Radtouren und Wanderungen mit der Familie, Treffen mit Freund*innen, Festivals, Kino, Serien, Bücher,
Kultur- und Wissenschaftsveranstaltungen, Poetry Slams, Tanzen, Restaurantbesuche …

Kontaktdaten:

http://claudia.bdw.gruene-wf.de

c.bei_der_wieden@gruene-wf.de

Instagram: @cbeiderwieden



Geburtsdatum:
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Kreisverband:
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Nachhaltigkeitspolitik,
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Selbstvorstellung

Grün wirkt! - Den Wandel gestalten!

Liebe Freundinnen und Freunde,

ich nehme in dieser Zeit des Wandels ein interessantes
Ehrenamt wahr: Im Umweltgutachterausschuss beim
Bundesumweltministerium hege und pflege ich mit meinen
Vorstandskolleg*innen nicht nur das europäische
Umweltschutzmanagementsystem EMAS, sondern muss
plötzlich auch auf ganz neue Player im Bereich Umweltschutz
und Nachhaltigkeit reagieren, die auch ganz andere Interessen
an diesen Segmenten haben. Ursula von der Leyen hat den Bock
zum Gärtner gemacht und die Gilde der Finanzer*innen (EFRAG)
mit der Entwicklung einer neuen
Nachhaltigkeitsberichterstattung für Großunternehmen
(Rahmen ist die CSR-Richtlinie) beauftragt. Diese wischen als
erstes engagierte und bewährte Systeme wie die validierte
EMAS-Prüfung und den Deutschen Nachhaltigkeits-Kodex (DNK)
beiseite und bauen ein komplett neues System aus Sicht der
Finanzwirtschaft. Dies verzögert den Prozess im Rahmen des
Green New Deal nicht nur um Jahre, es wird nach aller
Erfahrung auch breiten Raum für Greenwashing eröffnen, das
nicht nur wohlmeinende Sparer*innen irreführt. Wir als Vorstand
haben hiergegen schnell ein Bündnis geschmiedet und halten
die Belange von Umweltschutz und sozialer Nachhaltigkeit
hoch.

Warum erzähle ich das? Alle machen jetzt in Klimaschutz und
Nachhaltigkeit. Es gibt plötzlich kaum eine, die nicht eigentlich
schon immer eine große Vorreiterin der Bewegung war und
auch jedes Unternehmen möchte möglichst bald als
„klimaneutral“ und „nachhaltig“ gelten. Es ist großartig, dass
diese Bewegung jetzt eine derartige Bedeutung für
Investor*innen und eine „goldene“ Zukunft hat. Aber echter
Klimaschutz geht nur mit echten Veränderungen! Dafür stehen
wir GRÜNEN und darein setzen auch viele zukunftsorientierte
Unternehmen Hoffnungen, wie ich aus meiner Vorstandsarbeit weiß. Deshalb braucht es im neuen
Bundestag eine starke Fraktion Bündnis90/DIE GRÜNEN und eine klare Haltung gegen die
Fortschreibung alter zerstörerischer Konzepte unter neuem Deckmäntelchen. Unser Credo ist: „Grün
wirkt!“. Ich möchte ein mögliches Bundestagsmandat auch dafür nutzen, dass unsere guten Konzepte
uns Grünen und den nach dem Gemeinwohl ausgerichteten Unternehmen die verdienten Früchte
einbringen, und ich biete Euch neben einer durch und durch grünen Vita auch einen unverbrauchten
Optimismus, dass uns dies gelingen wird:

Schon früh verankert in der alternativen Szene in Hamburg, entschied ich mich für ein
Ingenieursstudium im Umweltschutz und startete meine berufliche Laufbahn bei der Stadt Hamburg,
wo ich seit 31 Jahren arbeite. Zunächst war ich immissionsschutzrechtlicher Betriebsüberwacher,
wobei ich mir einen Ruf als Lärmschutzexperte erworben habe. Ich wurde Führungskraft mit mehr
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Themen und habe mit meinem Team ein leerstehendes Hamburger Mietswohnhaus in
Zwangsverwaltung genommen, saniert und wieder an Mieter vergeben und damit bundesweit
Aufsehen erregt. Ich wurde Fachamtsleiter im Bezirksamt Hamburg-Mitte, habe ein Ordnungsamt
aufgebaut und bin beruflicher Kämpfer für die Themen Umweltschutz in Betrieben und bei
Bauvorhaben, Verbraucherschutz, Lebensmittelüberwachung, Tierschutz, Wohnraumschutz sowie
Gewerberecht. In Kombination mit meinem parteipolitischen Engagement geben mir diese
Erfahrungen einen eigenen Blick auf den Vollzug und die Wirkung der rechtlichen und
gesellschaftlichen Änderungen in der Wirtschaft, die wir gemeinsam anstreben – damit Grün wirkt!

Aber ich war auch schon bald nach meinem Eintreten in den öffentlichen Dienst Personalrat, dann im
ver.di-Landesvorstand und schließlich 12 Jahre im Gewerkschaftsrat der ver.di, also dem höchsten
Beschlussorgan außerhalb der Kongresse. Dort habe ich die bundespolitischen Aktivitäten unserer
Gewerkschaft beraten und die Nachhaltigkeitspolitik meiner Gewerkschaft vorangebracht. Mein
kombiniertes Engagement für Umweltschutz und Arbeitnehmer*innenrechte hat dann dazu geführt,
dass der DGB Bundesvorstand mich als Vertretung der Gewerkschaftsbank in den
Umweltgutachterausschuss beim Bundesumweltministerium entsandt hat, wo ich mittlerweile
stellvertretender Vorsitzender bin. Ich erlebe dort, wie schwach die Themen Umweltschutz- und
Nachhaltigkeitsmanagement sowie Gemeinwohlorientierung der Unternehmen in den Ministerien
vertreten sind und wie wichtig es ist, hier die politischen Prioritäten zu verschieben.

Meine erste Parteizugehörigkeit währte von 1981 sieben Jahre bei der Grün-Alternativen Liste in
Hamburg, dann ab 2010 bei den niedersächsischen GRÜNEN, für die ich derzeit im Kreistag Uelzen die
Fraktion führe. Ich gehöre der LAG Natur, Umwelt und Verbraucherschutz an und habe an
verschiedener Stelle Parteiarbeit gemacht. Die Kreisverbände Celle und Uelzen haben mich jetzt zu
Ihrem Direktkandidaten gewählt.

Ich kämpfe mit Euch für eine Energierevolution, die soziale Belange berücksichtigt. Lasst uns die
betriebliche Mitbestimmung gerade bei Entscheidungen über die ökologische Transformation stärken.
Zur Gestaltung einer positiven Zukunft müssen wir gemeinsam das tun, was nötig ist und uns nicht
mehr nur an dem orientieren, was bisher „möglich“ war. Das aktuelle Urteil des BVG zum
Klimaschutzgesetz hat sehr deutlich gemacht, dass wir uns nicht auf das Bequeme begrenzen dürfen.

Mir geht es im beruflichen wie im politischen stets um Gestaltung. Und deswegen brenne ich darauf,
die katastrophalen Bequemlichkeiten der spätfossilen Industriegesellschaft in Aktivität zu verwandeln,
denn in menschlichen Zeiträumen lassen sich Biodiversität und intakte Böden nicht wieder
zurückholen und ein gekipptes Klima nicht wieder aufrichten. Machen wir Vorsorge auch zum
Leitprinzip in der Gesundheits- und in der Gesellschaftspolitik! Dann stärken wir Krankenhäuser und
Gesundheitsämter, ersetzen die Fallpauschalen und verbessern die Arbeitsbedingungen in der Pflege.
Unser Ziel ist die Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro und die Anpassung des Kurzarbeitergeldes
auf dieses Maß. Zur Unterstützung des Wandels halte ich die Einführung des
Qualifizierungskurzarbeitergeldes für wichtig. Unser Bild ist die Investition im großen Maßstab - in
eine postfossile Infrastruktur und in ein gerechtes Sozialsystem. Wir machen die Schulen und sozialen
Einrichtungen zum schönsten Ort von Inspiration und Gemeinschaft. Wir ermöglichen mit Infrastruktur
und Garantiesicherung ein würdevolles Leben ohne Existenzängste – mit viel Future, herzlichst

Markus

Ich bin Direktkandidat im Wahlkreis 44, mehr von mir erfahrt Ihr auf:

www.markus-jordan.blog

Twitter: www.twitter.com/M_Jordan_Gruene

Facebook www.facebook.com/markus.jordan.1466
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Instagram www.instagram.com/markus.jordan.1466
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Selbstvorstellung

Selbstvorstellung

„Unser Planet ist unser Zuhause, unser einziges Zuhause. Wo
sollen wir denn hin, wenn wir ihn zerstören?“ (Dalai Lama, 2004)

Bewerbung für Listenplatz 22+/-

Liebe Freudinnen und Freunde,

ob beim Einsatz für den Klima- und den Artenschutz, für eine
umweltgerechte Landwirtschaft, für eine faire und vielfältige
Wirtschaftspolitik, für eine solidarische Sozialpolitik, bei der
Unterstützung von Familien, beim Ringen um ein geeintes und
starkes Europa und nicht zuletzt beim Kampf für unsere liberale,
weltoffene, moderne Demokratie und gegen den
Rechtsextremismus - wir brauchen starke Grüne Stimmen hier
bei uns vor Ort und im Bundestag!

Wir müssen die Visions- und Innovationslosigkeit der deutschen
Politik der vergangenen Jahre schnell überwinden
Die Klimakrise, das zunehmende Auseinanderdriften zwischen
Arm und Reich, die Polarisierung unserer Gesellschaft, weitgehender Stillstand in allen wichtigen
Politikfeldern und zuletzt das Versagen der Bundesregierung bei der Bewältigung der Coronakrise
zeigen doch deutlich: Weitermachen wie bisher ist keine Option! Deutschland ist dank der Großen
Koalition an vielen Stellen – nicht nur bei der Digitalisierung – nur noch Mittelmaß. Der Staat wirkt
schwach. Und das alles ist nicht gut für unsere Demokratie.

Kämpfen gegen die Klimakrise – warum gute Klimapolitik unser aller Zukunft sichert

Wir befinden uns in den entscheidenden Jahren im Kampf gegen die Klimakrise. Wir brauchen
schnellstmöglich eine Politik, die dem historischen Auftrag des Pariser Klimavertrages gerecht wird.
Die Erfahrung zeigt aber auch hier: Die erforderliche Transformation hin zu einer klimaneutralen
Gesellschaft werden wir hart erkämpfen müssen. Denn es fehlt nicht an den Konzepten, es fehlt am
politischen Willen der alten Regierung, die bis heute verhindert, dass sich wirklich etwas bewegt. Bei
der unabdingbaren Transformation hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft und Gesellschaft
überwiegen eindeutig die Chancen. Die Klimakrise berührt dabei alle Politikfelder – auch Fragen
sozialer Gerechtigkeit. Und das weltweit!

Gute Klimapolitik ist übrigens auch gute Wirtschaftspolitik. Wer das Gegenteil behauptet, vertritt nicht
die Interessen unserer Volkswirtschaft, sondern die Interessen einzelner Industrien, deren
Geschäftsmodelle nicht zukunftsfähig sind.

Während die CDU jedoch noch damit beschäftigt ist, den nichtexistierenden Widerspruch zwischen
Klimaschutz und Wirtschaft zu diskutieren und Teile der SPD glauben, dass Klimaschutz und soziale
Gerechtigkeit Gegensätze seien, denken wir Grünen all dies zusammen. Und immer mehr Menschen
und Unternehmen tun dies auch.

HIER und JETZT wirksamen Klimaschutz umsetzen

Feiern können wir das jüngste Bundesverfassungsgerichtsurteil – Fridays for Future und anderen sei
Dank!! – in der das Gericht die Freiheitsrechte auch zukünftiger Generationen schützt und darauf
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hinwirkt, dass wir die Verschiebung von Lasten in die Zukunft endlich beenden und HIER und JETZT
wirksamen Klimaschutz umsetzen.

Für eine umwelt-, arten- u. tierschutzgerechte Landwirtschaftspolitik einsetzen

Wir brauchen endlich auch einen grundlegenden Kurswechsel in der Agrarpolitik.

Angesichts der gravierenden Auswirkungen der Landwirtschaft auf Wasser, Böden, Tierwohl und die
Artenvielfalt und den damit verbundenen Folgekosten für die Gesellschaft kämpfen wir Grünen zu
Recht dafür, die milliardenschweren Fördergelder künftig so einzusetzen, dass Landwirte*innen
hochwertige Lebensmittel umweltfreundlicher und tierschutzgerechter in ihrer Region erzeugen
können. Und wir setzen uns dafür ein, dass der Schutz unserer Artenvielfalt eine wesentliche
Grundlage für zukünftige agrarpolitischen Weichenstellungen ist.

Was ich in den Bundestag einbringen möchte

Durch meine beruflichen Erfahrungen bin ich vor allem in den Bereichen der Energie- und
Klimaschutzpolitik, bei der Transformation hin zu klimaneutraler Wirtschaft sowie in der Naturschutz-
und der Landwirtschaftspolitik fit und möchte in einem Bereich, wo diese Politikfelder
zusammenstoßen, für unsere Grünen Ziele kämpfen:

Klimaschutz, Artenschutz und eine transformierte Landwirtschaft zusammenbringen

Ich möchte an zukunftsfähigen Wegen und Lösungen mitarbeiten, bei der die so dringend erforderliche
Energiewende und der Ausbau der erneuerbaren Energien möglichst wenig negative Auswirkungen
auf die bedrohte Artenvielfalt haben. Klimaschutz und Artenschutz dürfen dabei eben nicht als
Gegensätze gesehen werden!

Ich kämpfe im Zuge dessen für die Neuausrichtung der Agrarpolitik. Für eine Landwirtschaft, die das
Klima schützt und unsere Lebensgrundlagen und die Artenvielfalt erhält. Wenn unsere
landwirtschaftlich geprägte Kulturlandschaft wieder Lebensraum für unsere Arten und
Lebensgemeinschaften sein kann, wird auch nicht mehr jeder Windenergie-Standort einen Konflikt mit
dem Artenschutz hervorrufen.

Und ich kämpfe für verlässliche und transparente Rahmenbedingungen, bei denen die Landwirtschaft,
die regionale Wirtschaft und die Menschen im ländlichen Raum durch die Energiewende und den so
dringend erforderlichen Ausbau der erneuerbaren Energien sowie durch den Schutz unserer Umwelt
nicht über Gebühr belastet werden. Sie sollen vielmehr von der Innovationskraft und der
Wertschöpfung der neuen klimaneutral und dezentral ausgerichteten Energiepolitik direkt profitieren.

Die Coronakrise auch zum gesellschaftspolitischen Wandel nutzen

Die Pandemie hat nicht nur unsere Stärken offenbart, sondern sie zeigt gerade auch die Schwächen
unserer Gesellschaft und der jetzigen Regierenden. Daher möchte ich mich bei den nach Corona so
dringend vorzunehmenden gesellschaftspolitischen Weichenstellungen auch für eine solidarische
Gesellschaft, für die Schwachen, gegen die anwachsende Verteilung von Einkommen, für die
Bedürfnisse von Kindern und Familien, für Kulturschaffende, soziale Einrichtungen und für den Erhalt
lebendiger Orte in unserer Region einsetzen.

Ambitionierte Grüne Politik mit Weitblick

Wir als Gesellschaft können aus Fehlern lernen. Wir haben erlebt, wie fragil der Status quo ist, wie
zerbrechlich eine rein auf Profit ausgerichtete Wirtschaft, aber auch wie stark unsere Gesellschaft ist.
Wie haben dabei auch wieder einmal erfahren, wie begrenzt nationale Antworten auf globale Fragen
sind. Und wir haben erlebt, wieviel Unsicherheit entsteht, wenn man nur auf Sicht fährt und erst
reagiert, wenn die Krise bereits um sich greift. Wir sehen wie notwendig eine mutige und kreative
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Politik mit Weitblick ist. Je besser wir vorsorgen, je widerstandsfähiger wir werden, je besser wir
unseren Planeten schützen, umso freier können wir leben.

Gemeinsam mit Euch möchte ich nun dafür kämpfen, dass wir im September, ein verdammt starkes
grünes Ergebnis für den nächsten Bundestag und neue Mehrheiten für unsere politischen Ziele
hinbekommen.

Beim anstehenden „Klima“-Wahlkampf wird es nicht nur auf die Kandidierenden ankommen, sondern
vor allem auf viele motivierte Grüne und ein starkes Team in ganz Niedersachsen.

Das alles bewegt mich sehr und ich freue mich, mit Euch zusammen für einen bewohnbaren Planeten
und eine gerechtere Politik zu kämpfen.

Über Eure Stimme für meine Bewerbung würde ich mich sehr freuen. Habt Ihr Fragen an mich? – dann
meldet Euch gerne bei mir!

Viele Grüße von Jens

NOCH EINIGE INFOS ÜBER MICH

Jens Palandt

*am 03.03.1967 in Hildesheim
Verheiratet, meine Frau und ich haben zusammen 4 Kinder zw. 8 und 17 Jahren
Wir wohnen in Burgdorf bei Hannover

BERUFLICHE ERFAHRUNGEN

Landschaftsarchitekt
Dipl. Ing. und Assessor der Landespflege

Seit 2019: Niedersächsisches Umweltministerium
Stellv. Leiter der Abteilung für „Energie und Klimaschutz“ sowie
Leiter des Referates „Klimaschutz, Kompetenzzentrum für Klimawandel, Nachhaltigkeit“

2017 bis 2018: Niedersächsisches Umweltministerium
Stellv. Leiter der Abteilung „Wasserwirtschaft und Naturschutz“ sowie
Leiter des Referates „Biologische Vielfalt, Artenschutz, Natura 2000, Großschutzgebiete“

2014 bis 2017: Niedersächsische Staatskanzlei
Stellv. Leiter der Abteilung „Regionale Landesentwicklung und EU-Förderung“ sowie
Leiter des Referates „Koordinierung der EU-Förderung, EFRE, ESF und ELER“

2010 bis 2014: Regionalverband Großraum Braunschweig
Erster Verbandsrat und Leiter der Abt. Regionalplanung und Regionalentwicklung
(als Wahlbeamter)

2005 bis 2010: Niedersächsisches Landwirtschaftsministerium
Stellv. Leiter der Regierungsvertretung Hannover, Leitung der Aufgabenbereiche Raumordnung,
Landesentwicklung, Interkommunale Zusammenarbeit

1998 bis 2005: Bezirksregierungen Hannover, Lüneburg und Detmold
Baureferendariat, danach verschied. Dezernentenposten im Naturschutz

1996 bis 1998: Landeshauptstadt Hannover
Tätigkeit bei der Unteren Naturschutzbehörde

Zuvor: Studium der Landespflege in Berlin und Hannover
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GRÜNES

Direktkandidat im Wahlkreis 43, Hannover-Land I

2. Offenes Votum des Regionsverbandes Hannover

Seit 2018: Aktiv bei Bündnis90/Die Grünen

Seit 2019: Einer der Vorsitzenden des Grünen OV Burgdorf

Mitwirkung in der LAG Natur, Umwelt und Verbraucherschutz

Während des Volksbegehrens Artenvielfalt Sprecher des Regionalen Aktionsbündnisses Hannover Nord

MITGLIEDSCHAFTEN u.a.

Bundesverband Beruflicher Naturschutz e.V.

Architektenkammer Niedersachsen

Vorstandsmitglied in der Wissenschaftlichen Gesellschaft zum Studium Niedersachsens e.V.

NABU – Naturschutzbund Deutschland e.V.

BUND – Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

FREIZEIT

Ich mag: Zeit mit meiner Familie und meinen Freunden verbringen, im Garten arbeiten, in der Natur
sein, wandern, reisen, Freizeitfußball, joggen, Teamarbeit und Fairplay, Mut, eine solidarische
Gesellschaft

KONTAKT

Mail: jens.palandt@gruene-burgdorf.de
Mobil: 0151-43202639
Instagram:@jenspalandt
In Kürze: Homepage www.jens-palandt.de Facebook /jens.palandt
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Selbstvorstellung

An die
Mitglieder der
Landesdelegiertenkonferenz von
Bündnis 90/Die Grünen Niedersachsen
in Oldenburg am 29./30. Mai 2021

Liebe Freundinnen und Freunde,

hiermit bewerbe ich mich um Platz 4 der Landesliste zur
Bundestagswahl 2021. Ich kandidiere direkt im Wahlkreis
Göttingen.

Am 26. September findet eine historische Bundestagswahl statt.
Zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik tritt eine
amtierende Kanzlerin nicht wieder an. Zum ersten Mal heißt es
Grün oder Schwarz. Zum ersten Mal steht mit Annalena
Baerbock eine Grüne für das Kanzleramt bereit. Diese Wahl zu einem grünen Erfolg werden zu lassen,
dazu möchte ich meinen Beitrag leisten.

Diese Bundestagswahl entscheidet darüber, wie Deutschland in Europa mit drei großen globalen
Krisen umgeht. Mit einer Politik der aktiven Gestaltung oder weiter mit hinhaltendem Aussitzen, ja mit
einer Politik des Getriebenwerdens. Wir Grüne wissen: nur Veränderung schafft Sicherheit in Krisen.

Die Coronakrise hat allen klar gemacht, wie eng vernetzt die Welt ist - im Guten und im Schlechten.
Aber auch wie blank rechter Populismus und völkischer Nationalismus angesichts dieser
Herausforderung dastehen. Weder die Pandemie, noch die ihr folgende Rezession werden ohne globale
Kooperation überwunden werden.

Die zweite Krise ist die anhaltende, sich trotz Corona verschärfende Klimakrise. Das neue Waldsterben
im Solling wie im Harz, verheerende Überschwemmungen in Afrika, der Gletscherschwund in den
Alpen wie auf Grönland, Brände in Kalifornien und Sibirien … sie alle zeigen, wie dramatisch die
Folgen der globalen Erhitzung heute schon sind. Wenn wir auf den 1.5 Grad-Pfad kommen wollen,
dann ist das nächste Jahrzehnt entscheidend. Dafür müssen in der kommenden Legislaturperiode die
Weichen gestellt werden.

Die dritte Krise ist die Krise der internationalen Ordnung. Das Versagen der internationalen
Gemeinschaft, Flucht und Vertreibung zu verhindern, Staatszerfall in vielen Ländern Afrikas zu stoppen
und Frieden und Stabilität zu garantieren, nimmt immer größere Ausmaße an. Überall da, wo
Nationalismus und Abschottung größer werden, leidet die internationale Ordnung.

Sich diesen Krisen entgegenzustellen, sie zu überwinden und das Land neu aufzustellen, das ist der
Grund, warum Grüne heute den Anspruch erheben, führende politische Kraft in Deutschland zu werden.
Nicht weil das besonders bequem wäre, sondern weil es nötig ist. Aus der Krise hilft nur Grün.

Dafür sind wir Grünen mit Programm und Personen gut aufgestellt. Als wir in die letzten Wahlkämpfe
mit der Forderung nach einen Green New Deal zogen, haben uns manche belächelt. Heute ist es
Konsens in Europa, dass wir zur Überwindung der Corona-Rezession massiv in klimaneutrale
Technologien investieren müssen – finanziert über gemeinsame europäische Anleihen. Das Ende der
Austeritätspolitik ist heute Europas Beschlusslage. 2013 waren daran noch die Sondierungen zwischen
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Union und Grünen gescheitert. Heute freuen sich viele, dass die Biden-Harris-Administration in den
USA eben diesen Weg geht. Aus der Krise hilft nur Grün.

Soll Europa vor 2050 klimaneutral werden, müssen wir heute konkrete Veränderungen umsetzen.
Deutschland als größter Emittent von Treibhausgasen in Europa muss mehr als zwei Drittel seiner
Treibhausgase bis 2030 einsparen: durch einen schnelleren Ausstieg aus der Kohle, durch ein Ende des
fossilen Verbrennungsmotors, durch einen massiven Ausbau der Erneuerbaren Energien.

Dies führt auch zu neuen Konflikten. Einzelne Industrien werden schrumpfen – andere wachsen.
Elektrische Stadtbusse brauchen Ladestationen – auch vor der eigenen Haustür. Fahrräder brauchen
mehr Platz – zu Lasten von Parkplätzen wie auch Fahrspuren. Wärmepumpen, E-Autos, elektrische
Chemie, Wasserstoff-Stahlwerke brauchen mehr und größere Windräder. Wir müssen in den nächsten
zehn Jahren doppelt so viel Wind- und Sonnenstrom ans Netz bringen wie in den vergangenen
zwanzig Jahren - seit Beginn der Energiewende unter Rot-Grün.

Wer außer uns Grünen hat den Mut, sich diesen Herausforderungen zu stellen? Mit Unternehmen, mit
den Gewerkschaften, mit den Umweltverbänden gemeinsam über den Weg zur Klimaneutralität zu
streiten? Wir müssen unseren Beitrag für Europa erbringen – damit Europa die Welt bewegen kann.
Beim Klimaschutz zusammen mit den USA und mit China. Deutschland muss wieder zum Klima-
Vorreiter in Europa werden.

Deutschland. Alles ist drin. Nach 16 Jahren müssen wir raus aus der Opposition. Wir wollen, dass
Annalena Baerbock unsere nächste Bundeskanzlerin wird. Wir bündeln alle Kräfte in den Grünen dafür.
Frauen wie Männer, von der Grünen Jugend bis zu denen mit Regierungserfahrung. Dazu möchte ich
gerne meinen Beitrag leisten.

Bei der Bundestagswahl am 26. September, bei Niedersachsens Kommunalwahl am 12. September, bei
den Stichwahlen am 26. September - alles ist drin.

Mit herzlichen Grüßen

Euer
Jürgen
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Selbstvorstellung

Bewerbung für den Listenplatz 34

Liebe Freundinnen und Freunde,

Die Menschen wollen Veränderung. Die Rahmenbedingungen
haben sich geändert, das zeigt sich nicht nur in der
Umfragewerten der Grünen. Wir haben es, gemessen an anderen
Ländern, gut in Deutschland.
Doch wir stehen an einer Weggabelung. Weiter so, heiß die eine
Richtung und damit die Probleme nur an die nächste
Generation verschieben. Für mich gibt es nur den anderen Weg,
die Probleme anzuerkennen und sie auch anzupacken und
Lösungen um zu setzten.

Daraus ergeben sich meine beiden Kernthemen für eine
politische Arbeit:
Landwirtschaft: In den letzten Jahren haben es inzwischen alle
realisiert, der Klimawandel ist da und die Landwirtschaft spürt ihn zuerst. Zu Beginn meiner Tätigkeit
auf unserem Hof gab es in einem Zeitraum von vier Jahren drei „normale“ Wetterlagen und ein Jahr mit
zu vielen Niederschlägen oder ein Trockenjahr, das konnten die meisten Betriebe ausgleichen. Jetzt
sind allein die letzten 4 Jahre extrem gewesen: 2017 viel zu nass, 2018-2020 viel zu trocken. Das
spiegelt sich auch in allen Wetterdaten weltweit wieder.
Dazu kommt eine komplett verfehlte Agrarpolitik, die nur auf Wachsen oder Weichen setzt. Wenn jetzt
20% Ökolandbau eine Kehrtwende bringen soll, dann ist das bei weitem nicht ausreichend. Es müssen
z.B. Anreize geschaffen werden, nicht nur in der Erzeugung. Die Verbraucherinnen und Verbraucher
müssen genau so mitgenommen werden, wie der Handel. Der Wert von Lebensmitteln muss wieder
deutlicher kommuniziert werde. Damit muss Landwirtschaftspolitik Ressourcen übergreifend
betrachtet werden, Landwirtschaft, Gesundheit und Umweltschutz liegen hier ganz dicht zusammen.

Energiepolitik: Gemeinsam mit der Politik und der Antiatombewegung haben wir den Ausstieg aus der
Kernenergie fast geschafft. Jetzt gilt es mit aller Anstrengung weitere Alternativen zu entwickeln und
aus zu bauen. Dazu muss eine Dezentralisierung der Energieerzeugung im Vordergrund stehen, bei der
nicht nur große Energiekonzerne profitieren. Parallel zur Erzeugung von Energie, muss es in erster
Linie auch um die Verringerung im Verbrauch von Energie und Ressourcen gehen.

Gleichzeitig haben wir den größten gesamt gesellschaftlichen Konflikt der Nachkriegszeit zu
bewältigen: Eine Lösung für den Umgang mit dem vorhandenen Atommüll zu finden. Es gibt zwar
inzwischen ein Standortauswahlgesetz, der Prozess der Umsetzung wirft für mich noch immer viele
Fragen auf. Wir müssen ein Verfahren entwickeln, dass auch von allen Menschen mitgetragen werden
kann, sonst haben wir ganz schnell wieder eine Situation wie in den letzten Jahrzehnten in Gorleben.

In diesen Bereichen konnte ich in den letzten 40 Jahren viele Erfahrungen sammeln, die ich jetzt in
konstruktive grüne politische Arbeit einbringen möchte.

In der Politik geht es auch um Lebenserfahrung, Durchsetzungsvermögen und Ausdauer. Das kann ich
einbringen. Wir haben unseren Hof mit der Unterstützung meiner Mutter schon 1978 auf ökologischen
Anbau umgestellt. Zu dem Zeitpunkt gab es kaum Vermarktungsstrukturen und in einer Semesterarbeit
wurde uns von der Uni Göttingen von der Umstellung abgeraten: zu spezialisiert, zu schwierige
Bodenverhältnisse, zu geringe Kapitaldecke, mit dem Standort in Lüchow-Dannenberg zu marktfern.
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Wir haben es trotzdem gewagt und es hat funktioniert: Uns gibt es noch, von ehemals 10 Betrieben in
unserem Dorf, sind noch 4 geblieben.

Unsere Vision für eine andere Landwirtschaft war und ist geprägt durch die Auseinandersetzung um
die geplanten Atomanlagen in Gorleben und der Frage, wie gehen wir mit unserem Planeten um.
Schon 1972 hat der Club of Rome in seinem Bericht über "Die Grenzen des Wachstums“ sehr deutlich
aufgezeigt, wenn wir alle nichts verändern, dann werden wir allein durch den Klimawandel massive
Probleme bekommen. Fast alle Prognosen haben sich bewahrheitet.

Aus diesen Erfahrungen von über 40 Jahren aus dem direkten Umfeld ist letztlich auch ein politisches
Engagement gewachsen. Auch wenn ich erst seit 2 Jahren eingetragenes Mitglied bei Bündnis 90/die
Grünen bin, habe ich mich immer für grüne Politik eingesetzt. Als Parteiloser hatte ich von 1992-1996
für die Partei „Die Grünen“ ein Mandat im Kreistag. Zeitweise musste die politische Arbeit auch hinter
den An- und Herausforderungen auf dem Betrieb zurückstehen. Und es gab, gerade auch um die
politischen Positionen bei der Atompolitik, Kontroversen, die ausgetragen werden müssen. Für uns hier
in Lüchow-Dannenberg war immer der Druck von der Straße, sich nicht einbinden lassen in politische
Konventionen, die Triebfeder. In Kombination mit der grünen Politik in den Parlamenten sind viele
positive Veränderungen auf den Weg gebracht worden.

In den letzten Jahren meiner Tätigkeit als stellvertretender Bürgermeister der Gemeinde Trebel für die
Liste Bündnis 90/Die Grünen habe ich noch einmal den Wert der politischen Arbeit schätzen gelernt.
Dadurch haben sich auch meine politischen Rahmenbedingungen verändert.

Die Saat ist aufgegangen, viele junge Menschen engagieren sich wieder auf der Straße und in der
Politik. Neue Bewegungen bringen auch neuen Schwung, das zeigt Friday for Future mehr als deutlich.
In der Kombination aus beidem sehe ich die Zukunft und möchte mit meiner Kandidatur für den
Bundestag dazu beitragen, dass wir zum Schluss gemeinsam auch eine gute Ernte einbringen.

Persönliche Information

Familienstand: verheiratet, zwei Kinder, zwei Enkelkinder

Staatsangehörigkeit: deutsch

Alter: 67

Geburtsort: Gross Breese

Tätigkeit: Betriebsleiter eines landwirtschaftlichen Ackerbaubetriebs mit 145ha

Tätigkeit: Gewerblicher Vertrieb und Ausführung von ökologischer Dämmsystemen

Ausbildung

1960 - 1964 Grundschule in Lanze

1964 - 1970 Realschule in Lüchow mit Abschluss

1970 - 1972 Ausbildung zum staatlich geprüften landwirtschaftlichen Gehilfen mit Abschluss

1973 - 1974 Einjährige Landwirtschaftsschule in Lüchow mit Abschluss zum staatlich geprüften
Wirtschafter

1999 Schulung und Erwerb der Lizenz zum Einblasen und Verarbeiten von
Holzfaserdämmstoffen und Zellulose, sowie Polystyrolkugeln für zweischaliges Mauerwerk

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Berufserfahrung

1978 Übernahme des landwirtschaftlichen Betriebs der Eltern, zuerst als

Pachtbetrieb, 1983 wurde der Betrieb überschrieben

1980 Umstrukturierung und Umstellung auf ökologischen Landbau und intensive
Direktvermarktung mit wöchentlichem Lieferservice nach Hamburg

Öffentliche Ämter

1978 Mitglied der Grünen Liste Lüchow Dannenberg

1992 - 1996 Abgeordneter im Kreistag von Lüchow-Dannenberg für die Grünen (parteilos)

Seit 1989 Vorsitzender der Jagdgenossenschaft Gross Breese

2019 Mitglied der Bündnis90/Die Grünen

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
26.08.1960

Kreisverband:
Grafschaft Bentheim

Themen:
Landwirtschaft und
Umweltschutz,
Energiepolitik

E-Mail:
e.hueseman@naturland.de

BTW35 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Everhard Hüseman

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe grüne Freund:innen,

ich heiße Everhard Hüseman, bin 60 Jahre alt und seit 1983
selbstständiger Landwirt, zunächst konventionell wirtschaftend,
seit 1992 dem Ökolandbau verpflichtet.

Klimawandel: die Rolle der Landwirtschaft
Der Klimawandel und seine bereits jetzt deutlichen
Begleiterscheinungen mit Folgen für die Landwirtschaft und
unsere Umwelt erfordern schnelle und umsetzbare, nachhaltige
Veränderungen. Eine Landwirtschaft, die in Niedersachsen einen
erheblichen Anteil an klimaschädlichen Auswirkungen sowohl
durch CO2- als auch Methanausstoß hat, ist so nicht nachhaltig.
Anders sieht dies bei der ökologischen Wirtschaftsweise aus.
Deren Anteil soll in der EU bis 2035 auf 30% wachsen. Das ist in
Deutschland nur durch ein konsequentes Zusammendenken von
Agrarförderung und Naturschutzgesetzgebung zu erreichen. Der
Überschuss an Stickstoff und Phosphat auf den Äckern ist nicht
nur eine Energieverschwendung, sondern auch eine Gefahr für
unser Wasser. Deshalb brauchen wir eine flächengebundene
Tierhaltung, welche nicht auf Exportorientierung, sondern auf
nachhaltige Kreislaufwirtschaft setzt. Bei der bisher
vorherrschenden Wirtschaftsweise mit dem Einsatz von
synthetischen Düngemitteln und chemisch-synthetischen
Herbiziden, Pestiziden und Fungiziden übersteigen die
Folgekosten der Landwirtschaft den Produktionswert um ein
Mehrfaches. Insofern ist dieses Vorgehen nicht nur mit
gravierenden Folgen für die Natur verbunden, sondern
volkswirtschaftlich unsinnig.

Nur mit den Landwirt:innen, nicht gegen sie
Deshalb braucht es konkrete Umsetzungsmaßnahmen, die durch
Einfachheit und Geradlinigkeit bestechen und nicht durch ihre
Kompliziertheit jede Akzeptanz unter den Landwirt:innen
verspielen. Ansonsten werden wir eine Blockadehaltung in der
Landwirtschaft provozieren und die Entwicklung hin zu immer
größeren Firmenkonstrukten anstatt bäuerlicher Betriebe nicht
vermeiden können.

Und nur mit funktionierenden Landwirtschaftsbetrieben in bäuerlicher Hand werden wir durch
Agrarumweltmaßnahmen mit vielfältigen Fruchtfolgen auf kleineren Äckern und geförderten Hecken
dem Artensterben, einer monotonen Agrarlandschaft und den schädlichen Klimafolgen
entgegenwirken können.

Nur zusammen: Umweltschutz und Landwirtschaft
Deshalb bin ich überzeugt, dass es auf Bundes- wie auf Landesebene die Zusammenlegung von
Umwelt- und Landwirtschaftsministerium braucht. Das Gegeneinander der vergangenen 20 Jahre
können wir uns nicht mehr leisten. Aus meiner praktischen Arbeit als Landwirt und aus meiner



BTW35 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Everhard Hüseman

Seite 2

ehrenamtlichen Tätigkeit für die Biobauern in Niedersachsen sind mir erschreckend viele unsinnige
Regelungen bekannt, welche sowohl die Behörden als auch die Landwirtschaft lähmen und wertvolle
Ressourcen verschwenden.

Nur im Miteinander von Landwirtschaft und Umweltschutz unter Leitung von Robert Habeck werden
wir die Herausforderungen der Zukunft meistern können. Daran will ich gerne mitarbeiten, meine
Fachkenntnis und meine agrarpolitischen Erfahrungen einbringen und meine Beziehungen zur
landwirtschaftlichen Basis nutzen, damit die Versöhnung von Landwirtschaft und Umweltschutz
gelingen kann. Zu unserer aller Wohl!

In meinem Wahlkreis trete ich gegen den Agrarpolitiker der CDU, Albert Stegemann, an. Albert
Stegemann und ich vertreten in fast allen Fragen, die die Landwirtschaft und ihr Potenzial für den
Umwelt- und Klimaschutz betreffen, konträre Standpunkte. Auf den Wettkampf unserer Positionen
freue ich mich außerordentlich.

Klimawandel: Energie intelligent erzeugen und nutzen
Noch mehr als die Landwirtschaft bedroht jedoch unser Energieverbrauch das Klima. Deshalb müssen
die vordringlichsten Anstrengungen der Energieeinsparung und effizienten Verwendung von Energie
gelten. Forschung, Entwicklung und Beratung – gefördert durch die öffentliche Hand – sind hier die
erfolgversprechendsten Maßnahmen. Hinzukommen muss ein berechenbar steigender CO2-Preis.
Unsere Energieerzeugung muss schnellstmöglich dekarbonisiert werden. Diese Veränderungen sind
ohne aktive Mitwirkung des Handwerks und der Bauindustrie nicht zu verwirklichen. Daher müssen wir
auch diese Wirtschaftszweige schnellstmöglich von der Zukunftsfähigkeit unserer Ideen überzeugen.
Gleichzeitig müssen wir intelligente Lösungen für die Gewinnung erneuerbarer Energie vorantreiben,
ohne den Flächenverbrauch in unserem Land weiter anzuheizen.

Ich bitte um euer Vertrauen und eure Stimme – damit die Landwirtschaft im Bundestag eine GRÜNE
Stimme bekommt!

Aus meinem Leben

Jahrgang 1960
Landwirtschaftliche Lehre und Fachschule
anschließend Zivildienst im CVJM und 10 Jahre ehrenamtliche Jugendarbeit

Politisches Interesse geweckt durch Sojaimportproblematik, AKW Lingen 2 und Stationierung der
Mittelstreckenraketen Pershing 2 in Europa

seit 1988 verheiratet mit Elke, 3 Töchter

Landwirtschaft & Verbandspolitik

1992 Umstellung eines Tierhaltungsbetonten Gemischtbetriebs auf Ökolandbau nach Naturland
Richtlinien

seit 2002 Mitglied des Naturland Präsidiums, in dieser Funktion jährliche Empfänge der Landes-
und Bundesagrarminister auf der Biofach

seit 2016 Vorsitz Naturland Niedersachsen

seit 2018 Beiratsvorsitzender des Ökokompetenzzentrums in Visselhövede

• 

• 

• 

• 
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Grünes

seit 1997 Mitglied bei den Grünen

2011 Stadt- und Kreistagsmandat in Nordhorn/Kreis Grafschaft Bentheim

5 Jahre Stadtentwicklungs- und Planungsausschuss

seit 5 Jahren Kreisausschuss und div. andere Ausschüsse

Mitglied der LAG Landwirtschaft

seit 2018 Co-Kreissprecher der Grünen und Koordinator des Volksbegehrens Artenschutz

seit Dezember 2020 Direktkandidat im Wahlkreis Mittelems für die Bundestagswahl

Meine Leidenschaft

Als Ausbildungs- und Praktikumsbetrieb fortwährende Arbeit mit jungen Menschen verschiedenster
Nationalität

Kontakt & weitere Infos

Mail: everhard@everhard-hueseman.de

Web: everhard-hueseman.de

Facebook: @everhard.hueseman

Instagram: @everhardfueruns

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
06.04.1969

Kreisverband:
Oldenburg-Land

Themen:
Stärkung der Kommunen,
Zugewanderte,
Antidiskriminierung,
Kinderrechte und
Geschlechterdemokratie

E-Mail:
b.langefeld@yahoo.de

BTW36 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Begüm Langefeld

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Es ist egal, wo wir herkommen, denn die Welt gehört uns allen. 
Und es ist unsere gemeinsame Aufgabe, sie zu schützen.

Liebe Freund*innen,

ich heiße Begüm Langefeld, wohne in Hude und bin Mitglied im
Kreisvorstand Oldenburg Land.

Persönliches 

Meine Mutter kam als „Gastarbeiterin“ nach Deutschland. Ich
wuchs bei meinen kurdischen Großeltern in der Türkei auf und
folgte ihr 1979, um vor bürgerkriegsähnlichen Zuständen und
dem Militärputsch zu entfliehen.

Diese Zeit hat mich stark geprägt und ich bin noch als Schülerin
Amnesty International beigetreten und engagiere mich seitdem
für die Menschenrechte. Insbesondere die Rechte von Frauen
und Kindern liegen mir sehr am Herzen, genauso wie die Rechte
von Arbeitnehmer*innen. Starke Gewerkschaften sind deshalb
sehr wichtig für mich und ich werde diese Themen in den
Mittelpunkt meines Engagements stellen und diese
bundespolitisch voranbringen.

Politische Erfahrung habe ich in der Verbandsarbeit im Bereich
Windenergie (BWE) und als Referentin des Geschäftsführers und
EU-Referentin beim Bundesverband Erneuerbare Energie in
Berlin und Brüssel gesammelt.

Nicht nur seit dieser Zeit bin ich überzeugt, dass wir die
Europapolitik aktiv mitgestalten müssen. Denn nur so können
wir gemeinsame Antworten auf die großen Herausforderungen
unserer Zeit formulieren.

Ich kandidiere, um in einer vielfältigen Gesellschaft ein Vorbild
für Menschen mit Einwanderungsgeschichte zu sein, vor allem
für Frauen und Alleinerziehende.

#Neue Konzepte für Zugewanderte

Menschenrechte verteidigen und gegen Krieg und Armut zu kämpfen sind seit meiner Jugend Themen,
für die ich eintrete. Denn weltweit fliehen Millionen von Menschen vor Gewalt und Vertreibung und
den Folgen von Kriegen wie Armut und Folter und suchen Schutz auch in Deutschland. Sie wollen
arbeiten und wieder ein normales Leben führen. Jedoch müssen sie bspw. lange auf Sprachkursplätze
warten. Da sie aber außerhalb der Sprachkurse kaum Möglichkeiten haben, ihre Sprachkenntnisse zu
festigen, dauert der Prozess sehr lange. Die Pandemie hat die Lage noch weiter verschärft und die
Menschen stärker isoliert.

So kann es nicht weitergehen. Wir müssen neue Weg einschlagen. Gemeinsam mit Unternehmen,
Verbänden und Bildungseinrichtungen neue Strukturen schaffen, die Spracherwerb, Arbeit und
Integration als ganzheitliches Konzept stärker miteinander verbinden. Die Zugewanderten müssen viel
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schneller in die Arbeitswelt aufgenommen und dort praxisnah unterrichtet werden;
integrationsfeindliche gesetzliche Regelungen wie das Arbeitsverbot und pauschale Wohnsitzauflagen
müssen wir abschaffen.

#Antidiskriminierung 

Sowohl Zugewanderte als auch Menschen mit Einwanderungsgeschichte erfahren oft unterschiedliche
Arten von Diskriminierung bei der Wohnungs- und Arbeitssuche, auf der Straße oder in der
öffentlichen Verwaltung und fühlen sich als Außenseiter. Die Spaltung der Gesellschaft ist eine Gefahr
für unsere Demokratie. Wir brauchen echte Teilhabe und daher müssen wir diesen Menschen mehr
Partizipationsmöglichkeiten bieten, strukturelle Veränderungen vor allem auf Verwaltungsebenen
schaffen und den Aktionsplan gegen Rassismus vorantreiben.

#Kinderrechte und Geschlechterdemokratie

Armut ist kein Problem, das nur woanders existiert. Auch in Deutschland leben viele Kinder an der
Armutsgrenze, vor allem wenn sie bei ihrer alleinerziehenden Mutter leben. Ich bin selbst
alleinerziehende Mutter und kenne die vielen Probleme, die Frauen haben. Entweder frau arbeitet voll
und kann sich nur bedingt ums Kind/Kinder kümmern oder frau arbeitet in Teilzeit, dann reicht das
Geld nicht, ganz zu schweigen von den Problemen, die sie aufgrund von Scheidung und misogynen
Wertvorstellungen in familiengerichtlichen Verfahren hat. Später im Alter setzen sich die Probleme mit
Altersarmut fort oder verstärken sich. Veraltete Strukturen in der Besteuerung, die immer noch das
Modell eines männlichen Ernährers und einer „dazuverdienenden“ Frau haben, gilt es daher
abzuschaffen.

Armut ist weiblich und daher brauchen wir in der Geschlechterpolitik dringend neue Strukturen
sowohl in der Sprache, in der Politik, aber vor allem in der Gesetzgebung.

#Stärkung der Kommunen

Die kommunalen Finanzen dürfen nicht am Tropf der Gewerbesteuer hängen. In strukturschwachen
Regionen führt das zu einer Abwärtsspirale und die Schere zwischen armen und reichen Kommunen
geht immer weiter auseinander. Ärmeren Kommunen fehlt das Geld, um Radwege auszubauen, Schulen
und Turnhallen zu sanieren, Digitalisierung voranzutreiben und die Verwaltung mit
Klimaschutzmanager*innen fit für die Zukunft zu machen.

Der Bund muss die Kommunen hier stärker unterstützen, damit Kommunen nicht zur Privatisierung
ihrer Aufgaben gezwungen werden. Einige Kommunen verzichten auf ihr Vorkaufsrecht und überlassen
somit den Markt an Investoren, die die Preise immer höher treiben, so dass Normalverdienende sich
kein Eigenheim mehr leisten können, ganz zu schweigen von Alleinerziehenden und
Geringverdienenden. Daher müssen Kommunen auch gestärkt werden, das Vorkaufsrecht bei
Baulandausweisungen auszuüben und nach sozial-ökonomischen Richtlinien bebauen zu lassen.

Ich heiße Begüm Langefeld, kandidiere auf Platz 33 und will gerne als Frau, Brückenbauerin und
Verfechterin einer menschenrechtsorientierten Gesellschaft mit Euch für unsere Ziele kämpfen.

Berufliches

Master of Arts (Romanistik, Anglistik und Wirtschaft in Kassel, Montpellier und Montréal)

Bankbranche, Unternehmensfinanzierungen (Frankfurt am Main)

Windenergie, Vorstandsreferentin (Uckermark)

Bundesverband Erneuerbare Energie, EU-Referentin (Berlin/Brüssel)

Lehrkraft für Deutsch, Englisch, Französisch, Politik (Oldenburg)
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Weiterbildungen

Mentoring-Programm für Frauen mit MdL Ursula Nonnemacher (Potsdam)

Sommerakademie Kolleg für Management und Nachhaltige Entwicklung (Berlin)

Kompaktstudium Politikmanagement und Public Affairs (Quadriga Hochschule Berlin)

Projektmanagement (IHK Potsdam)

Mitgliedschaften

Bündnis 90/Die Grünen

Sea-Watch e.V.

Amnesty International e.V.

Bundesverband Windenergie e.V.

Freundeskreis der Heinrich Böll Stiftung e.V.

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Alevitische Gemeinde Deutschland K.d.ö.R.



Geburtsdatum:
25.02.1994

Kreisverband:
Lüneburg

Themen:
Sozial-ökologische
Transformation,
insbesondere
Armutsbekämpfung

E-Mail:
liliana.josek@gruene-
lueneburg.de

BTW37 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Liliana Josek

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freund:innen,

in diesem historischen Wahljahr gilt für uns GRÜNE: Alles ist
drin! Wir sind im Land, im Bund und in den Kommunen stark
aufgestellt und zeigen Politik geht auch anders: jung, weiblich
und divers. Die Zeit für GRÜNE Visionen, für die Bewahrung
unserer natürlichen Lebensgrundlagen und die Stärkung der
sozialen Gerechtigkeit ist JETZT!

Ich bin eine dieser motivierten Mitstreiter:innen, die unser Land
für die Zukunftsaufgaben nachhaltig stärken möchte. Mit all
meiner Leidenschaft, Erfahrung und Energie möchte ich mich in
diesem Wahlkampf für eine sozial-ökologische Politik einsetzen.

LÄNDLICHEN RAUM STÄRKEN

Geboren im tiefsten Bayern, aufgewachsen in einem 100-Seelen
Dorf, kenne ich die Vorteile sowie die Herausforderungen des
ländlichen Raumes. Nach meinem Bachelorstudium in Politik,
Ökonomie und Soziologie am Bodensee und zwei Jahren im
politischen Berlin hat mich mein Weg letztendlich nach
Lüneburg geführt. Hier setze ich mich als Sprecherin des
Kreisvorstands und Sprecherin für den ländlichen Raum für
dessen Stärkung ein. Ich möchte Menschen aus Stadt und Land
zusammenbringen, gemeinsame Lösungen finden und
basisdemokratische Beteiligungsformate fördern.

SOZIALE GERECHTIGKEIT GEWÄRLEISTEN

Aufgewachsen in einem Camphill Dorf mit geistig behinderten Menschen, in welchem meine Eltern
arbeiteten, bringe ich Expertise und Herzblut in die Diskussionen zum Thema Inklusion mit. Meine
Arbeit im Rettungsdienst am Bodensee und in Berlin zeigte mir in den letzten Jahren, wie soziale
Benachteiligung konkret aussieht – und dass sie für Familien in Armut, obdachlose oder geflüchtete
Menschen lebensgefährliche Konsequenzen haben kann. Schon vor der Corona-Krise habe ich
medizinisches Personal am Limit erlebt. Applaus allein reicht lange nicht aus! Wir müssen Strukturen
ändern und das Personal unterstützen.

Sozialpolitik muss einen höheren Stellenwert in unserer Politik bekommen. Im anstehenden
Bundestagswahlkampf und als Spitzenkandidatin für den Lüneburger Kreistag werde ich mich dafür
einsetzen Armut vor Ort zu bekämpfen, Chancengleichheit, soziale Gerechtigkeit und
gesellschaftsübergreifende Inklusion zu ermöglichen.

LEBENSGRUNDLAGEN BEWAHREN

Um unsere Lebensgrundlagen zu bewahren, brauchen wir eine Agrar-, Energie- und Verkehrswende zum
Schutze unseres Klimas und unserer Umwelt.

Durch meine Arbeit für die Bundestagsabgeordnete Sylvia Kotting-Uhl, grüne Vorsitzende des
Umweltausschusses, und meinen Master der Nachhaltigkeitswissenschaften an der Leuphana
Universität, habe ich meine Kompetenzen in der Umwelt- und Klimapolitik ausgeweitet und zahlreiche
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Projekte angestoßen. Wir müssen uns auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene den drängenden
Herausforderungen widmen: ÖPNV und Radverkehr in Stadt und Land stärken, erneuerbare Energien
entschlossen ausbauen, unsere Baupolitik klimagerecht gestalten und für Klimaneutralität kämpfen.

ZEIT ZU HANDELN!

Mit dem Versprechen, mich in diesem Wahlkampf mit voller Kraft für unsere GRÜNEN Werte und Ziele
einzusetzen, bewerbe ich mich für einen hinteren Listenplatz und bitte um euer Vertrauen.

------------------------------------------------------------------

KONTAKTDATEN

Liliana.josek@gruene-lueneburg.de

Instagram: liliana_josek

Facebook: Liliana Josek

Twitter: Liliana_Josek



Geburtsdatum:
27.11.1997

Kreisverband:
Hannover

Themen:
Soziale Gerechtigkeit,
Verkehrswende, solidarisches
Gesundheitssystem

E-Mail:
svenja.appuhn@gj-nds.de

BTW40 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Svenja Appuhn

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Bewerbung auf Listenplatz 35

Liebe Freundinnen und Freunde,

Jedes 5. Kind in Deutschland lebt in Armut, 6 Millionen
Menschen in Deutschland leben in überbelegten Wohnungen
und 21% der 15-Jährigen in Deutschland können nicht richtig
lesen oder schreiben.

Wer sich in der Krise ein Back to Normal wünscht, verkennt, in
welcher Realität Millionen Menschen in Deutschland schon vor
der Pandemie lebten. 

Klar ist: Armut hat System.

Wenn Merkel strahlend Hochglanzbroschüren in der Hand hält
und verkündet, wie gering die Arbeitslosenquote in Deutschland
ist, verschleiert sie, zu welchem Preis diese Zahl zustande
kommt: Mehr als 20% aller Beschäftigten in Deutschland
arbeiten im Niedriglohnsektor für ein Gehalt, das ihnen weder
heute ein Leben in Würde ermöglicht, noch morgen für eine
existenzsichernde Rente reichen wird.

Während Amazon in der Krise Milliardengewinne erzielt, sind
die Angestellten schonungslos einer Unternehmenspraxis
ausgeliefert, die sich weigert, einen fairen Tarifvertrag zu
schließen und Beschäftigte durch das Verbot zum Tragen von
FFP2-Masken mutwillig einem tödlichen Virus aussetzt. Und
während Lieferando dank Krise zu Rekordgewinnen kommt, werden die Fahrer*innen auf Schritt und
Tritt überwacht, müssen Fahrrad und Handy selbst stellen und kommen vom Lohn dennoch kaum über
die Runden.

Die Gerechtigkeitskrise in diesem Land ist nicht mehr zu übersehen und es wird Zeit, dass wir sie mit
aller Entschlossenheit bekämpfen! 

Wir sagen Armut und schlechter Arbeit den Kampf an:

Rauf mit den Mindestlöhnen, weg mit Hartz IV, her mit einer existenzsichernden Grundsicherung!
Schon zu lange warten wir auf eine Ausbildungsgarantie und eine Mindestausbildungsvergütung, von
der Azubis wirklich leben können. Wir müssen Gewerkschaften stärken, ein politisches Streikrecht
einfordern und Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen erleichtern. Und wir kämpfen für eine eine
starke Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand. Ob Krankenhäuser, Wohnraum oder Stadtwerke: Mensch
vor Profit!

Act now or swim later!

In Australien dehnen sich die Buschfeuer auf eine Fläche der Größen Griechenlands aus, bei uns jagt
ein Dürresommer den nächsten und die Bewohner*innen vieler Küstenstaaten im Pazifik stellen sich
darauf ein, dass ihre Inseln in den nächsten Jahren untergehen könnten.
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Autobahn-Scheuer und Kohle-Altmaier scheinen indes immer noch nicht verstanden zu haben, dass
wir mit Fridays for Future nicht auf die Straße gehen, weil wir zu viel Langeweile haben, sondern weil
wir nicht bereit sind hinzunehmen, dass die Emissionen von RWE, Lufthansa und den SUVs auf unseren
Straßen die Erde unserer Freund*innen im globalen Süden schon in wenigen Jahren unbewohnbar
machen werden. Weil wir nicht bereit sind hinzunehmen, dass die Vernichtung von Lebensräumen uns
immer wieder neue Pandemien bescheren wird und weil wir nicht bereit sind hinzunehmen, dass
weite Teile von Niedersachsen Überschwemmungsgebiete werden könnten.

Kurzum: Wir sind nicht bereit hinzunehmen, dass diese Krise Millionen von Menschen in
unvorstellbares Elend stürzen wird. Eine Krise, von der wir längst wissen, wie wir sie bekämpfen
müssten:

Mit einem Kohleausstieg bis 2030, mit einem Ende fossiler Subventionen, mit einer Solarpflicht für
alle Neubauten, mehr Tempo beim Ausbau der Windkraft, mit verbindlichen Gebäudesanierungsquoten
und einer konsequenten Wärmewende gestalten wir unsere Energieversorgung klimaneutral. Und mit
einem Ausstiegsdatum für Verbrennungsmotoren und einer sozialgerechten Mobilitätswende fahren
wir die Emissionen im Verkehrssektor runter, sorgen für lebenswerte Städte und machen auch
Menschen ohne Führerschein mobil.

Zukunft erkämpfen! 

Ich kandidiere für einen hinteren Listenplatz, weil ich gemeinsam mit Euch und mit der GRÜNEN
JUGEND einen fulminanten Wahlkampf auf die Straße und ins Netz bringen möchte und junge
Menschen begeistern, vernetzen und organisieren möchte. Ich bin bereit für einen Wahlkampf, der
zeigt: die Gerechtigkeitskrisen unserer Zeit sind menschengemacht – und sie können durch uns
verändert werden.

Es wird Zeit, dass eine neue Bundesregierung endlich Politik für die Zukunft der vielen macht. Es wird
Zeit für eine Bundesregierung, die großen Gerechtigkeitsfragen unserer Zeit zusammendenkt und nicht
gegeneinander ausspielt.

Bei dieser Wahl geht’s um alles - Lasst uns gemeinsam Zukunft erkämpfen!

Über mich:

23 Jahre alt

Studiere Medizin an der MHH

liebe mein Rennrad und scharfes Essen

Politisches:

Seit 2019: Sprecherin der GRÜNEN JUGEND Niedersachsen

Seit 2017: Sprecherin der LAG Mobilität und Verkehr

Seit 2018: Hochschulpolitik (u.A. Stupa, Sektionen, Senat)

2016-2017: FSJ Stiftung Leben & Umwelt / Heinrich-Böll-Stiftung Niedersachsen

2014-2016: Landesschulsprecherin bei der Landesschülervertretung Hessen

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Mitgliedschaften:

Bündnis 90 / die Grünen und GRÜNE JUGEND seit 2016

ADFC

ver.di

Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte (vdää)

SV-Bildungswerk für Schülervertretung und Schülerbeteiligung

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
04.01.1978

Kreisverband:
Göttingen

Themen:
Europa, Internationales &
Globale Entwicklung

E-Mail:
dcu@posteo.de

BTW41 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Dirk-Claas Ulrich

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Kandidatur auf Listenplatz 32

Liebe Freund*innen,

die Klimafrage ist die entscheidende globale Frage für
Wohlstand, Gerechtigkeit, Frieden und Gesundheit – jetzt und
zukünftig. Und deshalb ist es Zeit für ein mutiges und beherztes
Handeln, die notwendige Klimaneutralität immer im Blick. Denn
ohne gutes Klima ist alles Nichts.

Und diese Erkenntnis macht die Wechselstimmung im Land aus.
Wir Grüne sind uns der großen Erwartungen an uns bewusst
und machen ein Angebot für das gesamte Land. Ein Angebot für
eine Politik für alle – nicht für einige wenige. Denn es betrifft
uns alle. Und grüner Konsens ist, dass der Weg auf dem 1.5-
Grad-Klimapfad sozial und gerecht sein muss. Dieser
Verantwortung und diesem Zweiklang sind wir uns mehr als
bewusst und werden entsprechend handeln.

Lasst uns als Grüne auch ein Europa mitformen, dass sich seiner Rolle und Strahlkraft in dieser Welt
bewusst ist. Ein Europa für das Menschen wichtiger sind als Grenzen, das mit einem neuen
Selbstverständnis souverän auftritt, seine Integrität und Werte wahrt, sich als Vermittlerin engagiert
und so einer erneuten Polarisierung und Aufrüstung in der internationalen Politik klug und vehement
begegnet. Deutschland und Europa sind und müssen die Stützpfeiler eines erneuerten
Multilateralismus sein. Dazu gehört: die internationale Zusammenarbeit institutionell neu zu denken,
neue Vertragsinitiativen in den Bereichen nukleare Abrüstung, Weltraumaufrüstung und -nutzung
sowie der Ächtung autonomer Waffen und des Geoengineerings anzustoßen.

Wir Grüne haben auch die schwelenden und weit unter dem Radar der Öffentlichkeit laufenden
unsichtbaren Konflikte und Kriege dieser Welt im Fokus. Mit Blick auf die Menschenrechte und die
Verfolgung von Kriegsverbrechen, aber auch der globalen Entwicklung, haben wir, und hat die
Bundesrepublik, eine besondere Verantwortung. Dieser Verantwortung muss eine neue
Bundesregierung noch stärker gerecht werden. Ein solidarischer Green Deal mit Afrika, innovativ und
frei von jedem Eurozentrismus, wäre hier ein echter Anfang. Wir Grünen haben hier einige
entscheidende Ideen.

Krisen, wie der Crash des globalen Finanzsystems und die COVID-Pandemie haben gezeigt, wie sehr es
gesellschaftlicher Sicherungsnetze bedarf, um einen totalen Kollaps zu verhindern – in Deutschland
und Europa. Deswegen müssen wir über eine zeitweilige Freigabe von Patenten oder über
verpflichtende Lizenzabkommen für Covid-Impfstoffe reden. Deswegen bleibt es notwendig, dass wir
mit aller Kraft eine globale Mindestbesteuerung von Unternehmen und eine Finanztransaktionssteuer
einführen.

Schluss aber mit der Annahme, der Staat ist nur Bürokrat, verteilt nur um und setzt allenfalls den
Rahmen für das Marktgeschehen. Das Gegenteil ist der Fall: Er ist langfristiger Investor, kreativer
Impulsgeber, auch für private Unternehmungen, und ermöglicht Innovationen in einer Dynamik, die
vielen kaum bewusst ist. Das Bild muss also neu gerahmt werden - gerade jetzt. Und für diese
Debatten können wir als Grüne mit zunehmender Verantwortung auf Bundesebene die Türen öffnen,
ganz konkrete Schritte gehen und tatsächlich einen Unterschied machen. Nämlich den entscheidenden
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Unterschied, dass wir sowohl global als auch in Europa und in der Bundesrepublik wirtschaftlich und
gesellschaftlich nicht noch weiter auseinanderdriften, sondern die sozial-ökologische Transformation
als Jahrhundertprojekt tatsächlich in allen Facetten angehen.

Nur wer weiß, wo es langfristig hingehen soll, nur die oder der wird sich aufmachen, ganz konkrete
Vorschläge für den Weg hinter den Horizont zu suchen. Wir Grüne haben da etwas vorbereitet!

Ich kandidiere auf Platz 32 unserer Landesliste, dies mit der Unterstützung des Kreisvorstandes
Göttingen und garantiert vollem Engagement in der kommenden Zeit.

Es liegt einfach so viel in der Luft. Lasst uns das gemeinsam für einen grandiosen Wahlkampf in den
Kommunen und im Bund nutzen. Let’s bring this home!

Herzlich,

Dirk-Claas

KurzVita: Privates: Göttinger von der Ostsee, *1978, verheiratet, zwei Kinder. Grünes: Mitglied seit 2009,
Stadtvorstand Bündnis90/Die Grünen Göttingen (2010 - 2018), Ortsrat Göttingen-Weende/
Deppoldshausen (2011 - 2015), Mitglied der LAG Europa und Internationales, Delegierter BAG Europa
und Ersatzdelegierter BAG Globale Entwicklung (seit 2019). Berufliches: Diplom Wirtschaftsinformatik
m. Schwerpunkt Digitale Medien (2006, Bamberg), Promotion Internationale/ Vergleichende
Kommunikationswissenschaft (2015, Erfurt), Leitung/Geschäftsführung zweier Forschungskollegs (2013
– 2019, Dortmund), Parlamentarischer Assistent im Europäischen Parlament (seit 2019).



Geburtsdatum:
17.11.2000

Kreisverband:
Hameln-Pyrmont

Themen:
Generationenkonflikt

E-Mail:
h.langosch@gruene-
hameln-pyrmont.de

BTW42 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Hagen Langosch

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Bewerbung um Listenplatz 40

Liebe Freund*innen in Niedersachsen!

Es ist an der Zeit! Wir brauchen Veränderung!

Warum bewerbe ich mich?

Ich stehe für ein zeitgerechtes Demokratiebild. Wir müssen es
schaffen, den Generationenkonflikt zu überwinden! Dies kann
nur gelingen wenn wir jetzt handeln. Der Generationenkonflikt
ist sehr vielfältig, doch stehen uns die gesellschaftlichen und
wissenschaftlichen Ressourcen schon längst zur Verfügung. Zur
Bekämpfung des Konfliktes gehören für mich:

Eine junge Demokratie,

konsequenter Klimaschutz 

ein politischer Diskurs der von Diversität geprägt ist, 

eine moderne europäische Idee, 

anhaltender Tierschutz und

eine faktenbasierte Drogenpolitik.

Was muss passieren?

Eine junge Demokratie.

Wenn Jugendliche sich politisch engagieren wollen, ist es nicht
mehr zeitgemäß, es ihnen strukturell nicht zu ermöglichen. Von
den 709 Abgeordneten des Bundestages sind gerade einmal 3
Personen nach 1990 geboren. Auch der demografische Wandel
trägt diesem Phänomen bei. Es ist an der Zeit, das Wahlalter
bundesweit massiv zu senken! Ab 16 wählen und gewählt
werden zu können sollte längst Standard sein. Perspektivisch
gesehen ist eine Senkung des Wahlalters in Kombination mit
einem Eintragungswahlrecht der richtige Schritt. Junge
Menschen wollen sich beteiligen, wir können sie bereits auf 
kommunaler Ebene durch Beteiligungsmöglichkeiten an ihrem
Wohnort unterstützen! Antidemokratische Bewegungen erleben einen Aufschwung: Die neue Rechte
und Anhänger*innen von Verschwörungsmythen wenden sich gegen Freiheiten und Grundrechte. Wir
sollten auch Aussteiger*innen aus diesen Verschwörungsszenen und ihre Angehörigen strukturell
begleiten, unterstützen und empowern. 

Konsequenter Klimaschutz.

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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Als Gründer einer regionalen FridaysForFuture-Gruppe ist für mich der schnellstmögliche Weg in die
Klimaneutralität unabdingbar. Ein Umbau der Wirtschaftsstruktur weg von Ausbeutung unserer
natürlichen Lebensgrundlagen und des Menschen ist entscheidend. Wir als Grüne sind im Bereich
Klimapolitik exzellent aufgestellt, jedoch sollten wir keiner Zeit das Ziel aus den Augen verlieren: „Alle
für 1,5“! Hier spricht auch das Bundeverfassungsgericht eine klare Sprache: Die grundgesetzlichen 
Freiheiten unserer und zukünftiger Generationen sind bedroht. Das Thema Klimaschutz kann nicht
kurzfristig gedacht werden - wir wollen uns heute, morgen und auch nach 2030 für eine drastische 
Emissionsminderung einsetzen.

Ein politischer Diskurs der von Diversität geprägt ist.

Unsere Gesellschaft ist divers. Dies sollte sich auch in allen gesellschaftlichen Gremien
wiederspiegeln. Hunderttausende junge Menschen setzen sich aktiv für ein Vielfältiges Europa ein, in
dem alle Identitäten einen Platz haben. Deswegen brauchen wir einen möglichst
diskriminierungsfreien demokratischen Diskurs, egal ob im Internet oder im Diskussionsforum. Eine
bundesweite Initiative Diversität ist längst überfällig.

Eine moderne europäische Idee

Für junge Menschen ist Europa längst gelebter Standard: Ich selbst habe ein Leben in Deutschland nur
mit uneingeschränkter Landesgrenzüberschreitung erlebt. Europa gibt uns Freiheiten, die wir im
politischen Diskurs verteidigen müssen. Wir brauchen mehr Anstrengungen für die Erweiterung der 
Kompetenzen auf europäischer Ebene, sowie einen Austausch über neue Grundrechte für Bürger*innen
in Europa. Auch hier wollen junge Menschen strukturell mitwirken.

Anhaltender Tierschutz

Viele Tierarten werden immer noch moralisch Diskriminiert. 2020 wurden allein 759 Millionen
Landtiere für den menschlichen Konsum getötet. In allen, aber vor allem den jungen, Generationen 
wächst der Anteil an Vegetarier*innen und rein pflanzlich lebenden Personen und das Bewusstsein
gegenüber der Ausbeutung von Tieren. Der Markt pflanzenbasierter Alternativprodukte wächst stark.
Dem gegenüber steht jedoch weiterhin die erhöhte Mehrwertsteuer (19%) auf diese Produkte: Auf
pflanzliche Milchprodukte werden 19% MwSt. und auf Kuhmilch 7% MwSt. erhoben. Die nachhaltige,
tierfreundlichere Kaufentscheidung sollte belohnt und nicht bestraft werden.

Eine faktenbasierte Drogenpolitik

Rund 40% der jungen Menschen bis 25 haben bereits Cannabis konsumiert. Cannabis darf nicht 
weiterhin aus dem Grund illegal sein, nur weil es illegal ist! Die Beschaffungskriminalität und die
hohen Kosten für Strafverfolgungen, in oft vergleichsweise kleinen Delikten, werden durch eine
Legalisierung gesenkt. Drogenpolitik sollte von kontrollierter Abgabe mit klaren
Qualitätsansprüchenund einer ausgiebigen Prävention ohne Strafandrohung geprägt sein – so können
auch Steuereinnahmen steigen. 

Ich möchte jetzt, als junger Mensch,den Versäumnissen der letzten Jahrzehnte begegnen und mich für
unsere gemeinsame Zukunft und ein neues Politikbild in Deutschland und Europa einsetzen! 

Ich möchte das mit euch gemeinsam schaffen!

Euer Hagen

Über mich!

Hagen Langosch

20 Jahre alt
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Aus Hameln

Student

Kurzvita

Bildung

Abitur am Albert-Einstein-Gymnasium Hamelnim Juni 2019

Seit 2019 Fächerübergreifender Bachelorstudiengang in den Fächern Politikwissenschaften und
Philosophie an der Leibniz Universität Hannover (z.Zt. 4. Semester)

Politisches Engagement/Grünes

2016-2017 Teilnahme am Projekt Masterplan 100% Klimaschutz des Landkreises Hameln
Pyrmont

Seit 2016 Mitglied bei Bündnis90/Die Grünen und der Grünen Jugend

Seit 2017 Mitglied des Kreisvorstandes von Bündnis 90/Die Grünen Hameln-Pyrmont

2019 Gründung der FFF-Gruppe Hameln-Pyrmont

2019 Organisation eines Klimaplenums für mehr regionale Anstrengungen zur Bekämpfung des
Klimawandels 

Bis 2019 Vier Jahre Schülersprecher und ein Jahr Mitglied des Kreisschülerrates

Seit 2020 Kreisvorsitzender des Kreisverbandes Bündnis 90/Die Grünen Hameln-Pyrmont

2021 Bewerber für die Liste zur Wahl des Rates der Stadt Hameln

21.05.2021 Votum meines Kreisverbandes für meine Kandidatur

Ehrenamtliches Engagement

2018 Befähigung zur Durchführung von Jugendgruppenarbeit (auch Juleica)

Seit 2018 Ehrenamtliche Jugendarbeit bei der Evangelischen Jugend in Form der Durchführung
von Jugendfreizeiten und anderen Formaten 

Seit 2018 Mitglied im Verein für regionale Kultur und Zeitgeschichte Hameln e.V.

Seit 2020 Sitzungspräsident im Carneval Club Hameln von 1981 e.V. und Förderung der
Deutsch-Französischen Freundschaft

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
22.07.1985

Kreisverband:
Hannover

Themen:
Klima, Energie, Verkehr,
Demokratie,
Bürger*innenrechte

E-Mail:
gruene@drenske.eu

BTW43 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Pat Drenske

Antragsteller*in: Patrick Drenske (Hannover RV)
Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde,

und das ist erst der Anfang. So lautete das Motto des Parteitags
Anfang 2018. Bei der Bundestagwahl kurz zuvor hatten 8,9% der
Wähler*innen ihr Kreuz bei Grün gemacht. Unsere Fraktion saß
wieder auf den Oppositionsbänken.

Am Anfang stand ein neuer Politikstil. Eine neue Haltung. 
Verständigung und Gemeinsamkeit statt altes Gegeneinander.
Und das war wirklich nur der Anfang. Seit der Wahl Annalenas
und Roberts am 27. Januar 2018 erfährt unsere Partei einen
steten Zuwachs an Umfragezustimmung, Mitgliedern und
Sympathie-bekundungen. Alle Zeichen stehen auf
Regierungsbeteiligung.

Mit Fridays for future oder Seebrücke ist die Wichtigkeit Grüner
Kernthemen tief ins Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt.
Nicht zu unterschätzen ist zudem die Öffnung der Partei in die 
Mitte der Gesellschaft. Dialog mit der Wirtschaft. Vernetzung mit
der Polizei. Akzeptieren anderer Meinungen und die Suche nach
Gemeinsamkeiten machen uns erfolgreich.

Es geht um mehr, als um unsere Partei. Es geht um die
Klimakrise mit ihren Auswirkungen wie Rohstoffkonflikte, Flucht
und Naturzerstörung. Es geht um eine globale Pandemie, die
gerade im globalen Süden noch lange grassieren wird. Oder
Spannungen in den internationalen Beziehungen, angefacht von
Autokrat*innen und verstärkt von leider viel zu vielen
demokratischen Regierungen. Wir haben die Chance, das große
Rad der Herausforderungen unserer Zeit mitzudrehen – Auch wenn regieren in einer Koalition
bedeuten wird, Kompromisse auszuhandeln. Doch ich bin mir sicher: In den kommenden vier Jahren
können wir den Grundstein legen für eine bessere Zukunft. Wenn wir es anders machen, als die GroKo,
in der sich SPD und CDU nur belauern und behindern. Wenn wir ein breites gesellschaftliches Bündnis
schmieden. Wenn wir die Menschen mitnehmen.

Die neue Haltung trägt Früchte. Ich möchte dazu beitragen, sie auch in Niedersachsen gedeihen zu
lassen.

Meine Themen sind Klimaschutz, die Energie- und Verkehrswende und ich trete ein für eine
Gesellschaft für alle Menschen unabhängig von ihrer Herkunft, Sexualität, Aussehen,
Staatsangehörigkeit oder der Größe ihres Geldbeutels.

Ich bewerbe mich um Platz 34 der niedersächsischen Landesliste.

Packen wir es an.

Euer Pat

--
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Vita (Auszug)

Büroleiter im Bundestag

Region Hannover, Referent im Dezernatsbüro

Mitarbeiter im Landtag

M.A. Politikwissenschaft (Leibniz Uni Hannover)

Landesvorstand GJN

*22.07.1985 in Hannover

Verheiratet, ein Kind

Interessen

Fahrräder, Spielplätze, Nordseestrände, vieles mehr

• 

• 

• 

• 

• 



Geburtsdatum:
23.10.1979

Kreisverband:
Hannover

Themen:
Bedingungsloses
Grundeinkommen

E-Mail:
post@baukje.de

BTW44 Wahl der Landesliste für die Bundestagswahl 2021 Svenja Baukje Dobberstein

Tagesordnungspunkt: 2.2. Wahl der Listenplätze

Selbstvorstellung

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Delegierte,

während ich diesen Text hier schreibe, erreicht mich der Anruf
einer verzweifelten Patientin. Sie wollte eine ihr zustehende
Sozialleistung beantragen und die Sachbearbeiterin hatte
versucht, sie abzuwimmeln mit “das wird sowieso abgelehnt” -
sowas passiert jeden Tag tausendfach in Deutschland. Bei
Leistungen, die den Menschen zustehen und die sie dringend
brauchen. Wer nicht genug Bildung, Kraft oder
Durchsetzungsvermögen hat, scheitert an den bürokratischen
Hürden. Deswegen kämpfe ich dafür, dass wenigstens die Basis
für Existenz und Teilhabe bedingungslos jedem und jeder
gewährt werden - ohne wenn und aber - ohne dass jemand
durchs Raster fällt.

Als Ärztin, Psychotherapeutin und auch als Mutter werde ich
immer wieder damit konfrontiert, was Existenzängste
verursachen. Wenn Menschen auch Jahre, nachdem sie Hartz IV
bekommen haben, noch Panikattacken beim Öffnen des
Briefkastens haben. Wenn Bildungswege daran scheitern, dass
kein Geld da ist. Wenn die Wahl zwischen einem schlechten
Arbeitgeber und dem Jobcenter der Wahl zwischen Pest und Cholera gleicht. Wenn man sich aus
finanziellen Gründen nicht aus einer Beziehung voller Gewalt befreien kann. Wenn man an seinem
Arbeitsplatz festhält, obwohl die dortige Tätigkeit eigentlich im Widerspruch zu den eigenen
moralischen Werten oder der eigenen Gesundheit steht.

Früher hatte ich Hoffnung in andere, die das bedingungslose Grundeinkommen voranbringen sollten.
Doch der Soziologe Hartmut Rosa hat mir auf der Buchmesse in einem Gespräch darüber klargemacht,
dass ich selbst aktiv werden muss, wenn ich will, dass sich etwas ändert. Noch an dem Abend habe ich
mit meinem Blog zum Grundeinkommen begonnen.

Inzwischen stehe ich deutschlandweit mit fast allen wichtigen Aktivist*innen und Expert*innen im
Austausch und es gibt nur wenige innerhalb der Grünen mit einem ähnlichem Fachwissen dazu wie
ich. Entsprechend häufig werde ich auch als Referentin dazu angefragt.

Kurz nach seiner Wahl zum Parteivorsitzenden hatte ich Robert gefragt, ob für meine leidenschaftliche
Vision Platz in seiner Partei sei. Er könne mir nichts versprechen, hat mich aber herzlich eingeladen,
zum Startkonvent des Grundsatzprogramms zu kommen und es zu versuchen. Diese Einladung habe
ich angenommen und in der Folge im Koordinationsteam vom Grünen Netzwerk Grundeinkommen
maßgeblich dazu beigetragen, dass sich eine breite Mehrheit für die Leitidee des Bedingungslosen
Grundeinkommens im Grundsatzprogramm ausgesprochen hat.

In der nächsten Legislaturperiode möchte ich diese Leitidee weiterentwickeln zu einem konkreten
Konzept, das wir in Deutschland umsetzen können. Ich möchte dafür mit den Politiker*innen aus den
verschiedenen Fachbereichen zusammenarbeiten. Das Grundeinkommen ist ein Querschnittsthema,
das weit über die Sozialpolitik hinaus geht. Es wirkt in die Bereiche Gesundheit, Frauen, Rente und
Armut ebenso wie bei Steuern, Wirtschaft und Arbeitsmarktpolitik. Aber auch Fragen von Klimaschutz,
Migration, Europa und Landwirtschaft werden durch das Grundeinkommen berührt. Alle diese Bereiche
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müssen mit einbezogen werden, um dann auch wirklich ein Grundeinkommen zu haben, das zu uns
und zu unserer grünen Politik passt.

Deswegen bewerbe mich mit dem Votum der LAG Grundeinkommen bei euch um einen Listenplatz für
die Bundestagswahl.

Ich trete mit Frank Bsirske gegen den Mann an, der sich beim Grundsatzprogramm öffentlich gegen
die Einführung eines Grundeinkommens ausgesprochen hat. Jahrelang hatten Mandats- und
Funktionsträger*innen Angst davor, sich öffentlich zum Grundeinkommen zu bekennen, obwohl sie
eigentlich dafür sind. Ich möchte diesen Spieß nun umdrehen. Eine harmlose Frage an den Kandidaten
reicht dafür nicht aus.

Dafür nutze ich die legitimen Mittel der Demokratie, die bei einer Aufstellungsversammlung
vorgesehen sind. Ich bin für keinen Wahlkreis als Direktkandidatin aufgestellt und habe kein Votum
meines Regionsverbandes. Das hat schon zu etwas Unruhe geführt, weil es die üblichen Kungeleien
um regionalen Proporz möglicherweise torpediert. Frank Bsirske lebt in Berlin, der regionale Proporz
steht hier also nicht im Vordergrund, sondern lediglich die Gepflogenheit, sich vorab für einen
Wahlkreis in Niedersachsen aufstellen zu lassen.

Ich bin aber nicht nur mutige Kämpferin für das Grundeinkommen, sondern auch überzeugte
Demokratin. In diesem Sinne erfüllt meine Kandidatur nun auch noch einen zweiten Zweck: die
Belebung der innerparteilichen Demokratie.

Mich hat Simone Lange damals sehr beeindruckt, als sie als Außenseiterin gegen Andrea Nahles um
den SPD-Vorsitz kandidiert hat. Und ich bin mir sicher, dass es eine nachhaltige demokratisierende
Wirkung auf die Partei hatte. Wir wollen neue Volkspartei sein. Das finde ich gut. Wir sollten dabei aber
nicht die Fehler der alten und ehemaligen Volksparteien kopieren, sondern die Mittel der Demokratie
hochhalten - auch wenn das manchmal anstrengend ist und gewohnte Absprachen hinterfragt werden.

Und deswegen frage ich euch: Wie wollen wir ohne Abschaffung der Existenzangst den sozialen
Frieden in Zukunft wahren?

Wie wollen wir ohne Grundeinkommen für alle Armut, Ausgrenzung und schlechte Arbeitsbedingungen
bekämpfen?

Wie wollen wir die ökologische Transformation sozial gerecht gestalten - ohne eine
Existenzsicherung?

Klimaschutz und die soziale Frage lassen sich nicht unabhängig voneinander lösen. Existenz- und
Abstiegsängste sind die größten Gegner der dringend notwendigen Veränderungen.

Das Grundeinkommen steht für Kooperation und Vertrauen statt Konkurrenz und Missgunst. Es
ermächtigt jede und jeden einzelnen zu einem selbstbestimmten Leben in Würde und Freiheit. Es
macht unabhängiger von Arbeitgeber*in oder ( und hier gendere ich bewusst nicht) vom
Familienernährer, befreit von Armut und fördert psychische und körperliche Gesundheit.

Bitte bringt den Mut auf, Althergebrachtes zu überwinden und in Zukunft jedem bedingungslos die
Existenz zu gönnen. Dafür werde ich mich einsetzen.

Viele Grüße

Baukje

____________________

Über mich:

*23.10.79 in Hannover
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3 Kinder in Patchworkfamilie

Fachärztin für Allgemeinmedizin mit Zusatzweiterbildung Psychotherapie, seit 2018 niedergelassen in
psychotherapeutischer Praxis in Hannover-Linden

Grünes Mitglied seit 2019, Koordinatorin Grünes Netzwerk Grundeinkommen, LAG Grundeinkommen,
Frauennetzwerk Hannover

Kontakt:

Blog.baukje.de

post@baukje.de

https://www.facebook.com/svenja.baukje.dobberstein

https://twitter.com/BaukjeDobbie
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